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Forum Mitteleuropa beim Sächsischen Landtag 
Konferenz »Quo vadis, Mitteleuropa?«
am 17. Mai 2019 
im Sächsischen Landtag in Dresden

Herausgegeben vom Sächsischen Landtag

Das vom Präsidenten des Sächsischen Landtags, Dr. Matthias Rößler, ins Leben gerufene 
Forum Mitteleuropa beim Sächsischen Landtag möchte den Kooperationsprozess in der 
Mitte unseres Kontinents weiter vorantreiben. Es will in Mitteleuropa Bande des geistigen 
Austauschs, der gegenseitigen Inspiration und der bürgerschaftlichen Verständigung 
knüpfen. Das Forum Mitteleuropa sieht sich als Impulsgeber, indem es regelmäßig mittel-
europäische Akzente zur Gestaltung der Europäischen Union stärker ins Bewusstsein der 
Öffentlichkeit rückt.

Im Jahr 2019 kehrte das Forum Mitteleuropa nach Dresden zurück, wo es 2011 ins Leben 
gerufen worden war. Auf Einladung des Landtagspräsidenten diskutierten am 17. Mai 2019 
im Plenarsaal des Sächsischen Landtags internationale Vertreter aus Politik, Wissenschaft 
und Gesellschaft zu den Themen „Mitteleuropas Staaten in Europa: Gegeneinander, Ne-
beneinander, Miteinander?“ sowie „Mitteleuropa und seine Nachbarn – Herausforderun-
gen und Perspektiven“. Der Band dokumentiert die Konferenz in Wort und Bild.
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Auftakt

Meine geehrten Herren Präsidenten, verehrter László Kövér, 
verehrter Wolfgang Sobotka, verehrter Milan Štěch, meine 
Herren Botschafter und Mitglieder des diplomatischen und 
konsularischen Korps, lieber Kollege Wilfing, verehrte Frau 
Präsidentin Schlupp, sehr geehrte Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages und des Sächsischen Landtags, liebe 
Kuratorinnen und Kuratoren des Forums Mitteleuropa beim 

Sächsischen Landtag, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Gäste, es ist mir eine außerordentliche Freude 
und Ehre, Sie im Plenarsaal des Sächsischen Landtags 
willkommen zu heißen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Forum  
Mitteleuropa ist nach Dresden zurückgekehrt, dahin, wo im 

Dr. Matthias Rößler

»

„Mitteleuropa steht in der 
Verantwortung für Europa“
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Jahr 2011 alles begann. Es ist nach Sachsen zurückkehrt,  
in ein Land, das historisch wie kulturell immer zu Mitteleu-
ropa gehört und über Jahrhunderte hinweg den mitteleuro-
päischen Raum mitgeprägt hat. Viele langjährige Wegbe-
gleiter des Forums Mitteleuropa sind heute hier im 
Plenarsaal. Sie haben uns unterstützt, unsere Idee getragen 
und uns die Treue gehalten. Ich nenne bewusst keine Na-
men, aber ich empfinde große Dankbarkeit. 

Wir Sachsen pflegen offenen Herzens ein enges Ver­
hältnis zu unseren östlichen und südlichen Nachbarn: 
zu Polen, zu Tschechien, zur Slowakei, zu Österreich 
und zu Ungarn. Dialog und Kooperation auf Augenhöhe 
stehen für uns an vorderster Stelle. 

Wir wissen, was in den Ländern Mitteleuropas seit 1990 aus 
eigener Kraft, aber auch mithilfe europäischer Solidarität ge-
schaffen wurde und zollen dem höchste Anerkennung. Weil 
das aber nicht überall in Europa so gesehen wird, will das 
Forum Mitteleuropa beim Sächsischen Landtag als Brücken-
bauer und Kommunikator dienen – von Mitteleuropa nach 
Deutschland wie nach Europa hinein. Wir verstehen Mittel
europa und können es jenen vermitteln, die in einem durch 
den „Eisernen Vorhang“ geteilten Europa eine andere Ge-
schichte erlebt haben. Wir wollen aus dem Herzen Europas 
heraus Impulse geben.

Ein Format wie das Forum Mitteleuropa dient deshalb 
einerseits dem gegenseitigen Austausch. Es hält sich daher 
etwas abseits von den heißen politischen Auseinanderset-
zungen, gerade in Zeiten des Wahlkampfes, ohne sich den 

notwendigen Debatten zu entziehen. Im Gegenteil, das 
Forum Mitteleuropa verleiht den Diskussionen über die poli-
tischen Fragen unserer Zeit Stimme und Gewicht.

Andererseits geht es uns beim Forum Mitteleuropa um das 
Verstandenwerden. Wollen wir in Europa die Probleme lösen, 
müssen wir lernen, uns zu verstehen. Sein Gegenüber zu ver-
stehen ist die Grundlage, um Vertrauen entwickeln zu kön-
nen. Vertrauen wiederum ist die Voraussetzung für ein Mit
einander der Staaten in Europa und Mitteleuropa sowie 
innerhalb unserer Gesellschaften.

Ein guter, ein erfolgreicher Weg liegt hinter uns, viel des We-
ges haben wir noch zu gehen. Wenn wir also heute danach 
fragen, wohin Mitteleuropa geht, dann haben wir als Forum 
Mitteleuropa nicht nur das Ziel im Sinn, sondern eben auch 
den Weg. Quo vadis, Mitteleuropa? Wohin gehst du, Mittel-
europa? Gehst du neue Wege in Europa, mit Europa? Wenn 
ich diese Fragen stelle und mir Europa gegenwärtig ansehe, 
dann erinnert mich das an den Satz des dänischen Philoso-
phen Søren Kierkegaard: „Nicht der Weg ist das Schwierige, 
vielmehr ist das Schwierige der Weg.“

Meine Damen und Herren, es war in Europa immer schwierig, 
es ist schwierig und es wird wohl – leider – immer schwierig 
sein. Allein die Art der Schwierigkeiten wandelt sich, wie ich 
meine, zum besseren hin. Zeiten des Krieges prägten Europa 
in der Vergangenheit. Heutige Freunde waren einst „Erb
feinde“, Nachbarn bekämpften sich erbittert, Nationalismen 
brachten Tod und Vernichtung über Teile des Kontinents. Die 
Schwierigkeiten der Vergangenheit hätten Europa fast um 
seine Zukunft gebracht – fast. Mit der Europäischen Union 
haben wir Gott sei Dank aus der Vergangenheit gelernt und 
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ein Friedensprojekt geschaffen, das die Konflikte zivilisiert 
hat und zentralen europäischen Werten wie Freiheit, Frie-
den, Demokratie, Würde des Menschen und Rechtsstaat-
lichkeit zur Geltung verhilft. Statt auf dem Schlachtfeld wird 
nun am Verhandlungstisch gekämpft. Manch einer mag die 
EU-Gipfel ermüdend und die „Brüsseler Kompromisse“ faul 
finden – aber sind sie nicht Ausdruck des Aufeinanderzuge-
hens, von dem ich sprach? Die bessere Art der Konfliktbe-
wältigung sind sie allemal.  

Mitteleuropas Rückkehr nach Europa im Jahr 1989,  
als sich die Völker im Herzen unseres europäischen 
Kontinents selbst aus der Unterdrückung befreiten  
und die Spaltung Europas überwandten, verbindet uns 
Mitteleuropäer. Diese Rückkehr ist unser Auftrag. 

Denn zu ihr gehören unverbrüchlich Freiheit, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit. Diese einstigen Ziele der mitteleuropäi-
schen Bürgerbewegungen sind und bleiben in Europa wie in 
der Europäischen Union der einzige für uns gangbare Weg im 
21. Jahrhundert.

Aber auch hier sehen wir uns mit Schwierigkeiten konfron-
tiert, neuen Schwierigkeiten. Von Václav Havel stammt das 
Zitat: „Politik ist nicht die Kunst des Möglichen, sondern 
des Unmöglichen.“ Darum geht es gegenwärtig in Europa; 
nicht um hochfliegende Visionen, sondern um Realitäten 
und die damit verbundenen politischen Unmöglichkeiten. 
Besonders sichtbar wird das etwa bei einer europäischen 
Flüchtlingspolitik. In den Ländern der EU existieren dazu 
ganz unterschiedliche Vorstellungen. Das ist die schwierige 
Realität in Europa. Das ist unsere Aufgabe. 

Eine andere dieser Realitäten ist der Brexit und die mit ihm 
einhergehende Warnung für Europa. Machen wir uns nichts 
vor, der Brexit schwächt Großbritannien und den europäi-
schen Staatenverbund. Hier passiert, was nie hätte passie-
ren dürfen. Und: Derlei Desintegration darf sich in der EU 
nicht wiederholen. Die EU muss für ihre Mitgliedstaaten at-
traktiv sein. Sie muss für jedes einzelne Mitglied immer die 
beste Wahl darstellen. Das sollte die Grundlage jeder Re-
formüberlegung sein. Den Brexit können wir wohl nicht 
mehr abwenden, eine Wiederholung aber verhindern.

Wenn wir uns deshalb die Optionen Europas ansehen, dann 
bin ich Milan Štěch dankbar, dass er uns 2017 in Bratislava 
aufgezeigt hat, was etwa ein Europa der zwei Geschwindig-
keiten für die Staaten Mitteleuropas bedeutet: die Rückkehr 
in der Zeit und das Aufgeben des Grundgedankens der euro-
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päischen Integration. Auf unseren Konferenzen wurde eines 
sehr deutlich: Viele in Mitteleuropa sind der Meinung, dass 
die Europäische Union gegenwärtig einen Weg beschreitet, 
der sich immer mehr von den ursprünglichen Ideen, von den 
Gründungsvisionen, entfernt. Viele konnten stattdessen ei-
ner Europäischen Union, einem Europa vitaler Nationalstaa-
ten, das sich auf das Wesentliche konzentriert, auf Bereiche, 
die gemeinsames Handeln erfordern, auf Binnenmarkt, Au-
ßenhandel, Grenzschutz und Verteidigung, viel abgewinnen. 

Wie immer der Weg am Ende aussieht, in jedem Fall muss sich 
Europa einig sein, um den gegenwärtigen globalen Herausfor-
derungen die Stirn bieten zu können. In einer Welt, in der un-
sere ökonomischen Kontrahenten die Volksrepublik China 
und die Vereinigten Staaten sind, muss Europa gemeinsam 
agieren und darf sich weder von außen noch von innen ausei-
nanderbringen lassen. Die Europäische Union muss ein „Glo-
bal Player“ sein. Europäische Nationalstaaten können heute 
auf sich allein gestellt in keinem Bereich mehr mit internatio-
nalen Großmächten, darunter Russland, mithalten. Das gilt 
für kleinere Länder, das gilt aber auch für politische Mittel-
mächte wie Deutschland, Frankreich oder Polen.

Als Mitteleuropäer sollten wir uns unserer Kraft 
bewusst sein, die wir an dieser Stelle für Europa, ich 
betone für Europa, in die Waagschale werfen können. 

Wir müssen dabei insbesondere der großen Gefahr entge-
genwirken, dass Europa an Integrationskraft verliert. Das ist 
in unserem ureigenen Interesse. Unser gemeinsames Ziel 
kann nur sein, dass die Europäische Union wieder an 

Attraktivität gewinnt – nicht trotz, sondern wegen Mittel
europa. Wir sollten daher an seiner Stärkung arbeiten, gern 
auch mit Lösungen jenseits der bekannten Schablonen.

Die Erweiterung der Europäischen Union in Richtung Osten 
und Südosten, deren 15. Jubiläum wir in diesen Tagen mit 
großer Freude begehen, hat auch den Charakter und die 
Mentalität des europäischen Staatenverbundes verändert. 
In der EU treten die Mitteleuropäer immer selbstbewusster 
neben die bisher in Europa tonangebenden West- und Süd-
europäer. Das ist gut so, nur ist es nun wichtig, dass wir uns 
über den gemeinsamen Weg in Europa einigen. Mitteleuro-
pa steht in der Verantwortung für Europa. Handeln wir ver-
antwortungsbewusst, es geht in Europa nur gemeinsam.

Unsere Konferenz will verschiedene Perspektiven aufzei-
gen, wohin sich Europa und speziell Mitteleuropa bewegen 
kann, welchen Weg es gehen kann. Sie wird dabei nach den 
jeweiligen Befindlichkeiten in Mitteleuropa fragen, indem 
Akteure aus Polen, Ungarn, Tschechien, der Slowakei, Ös-
terreich und Deutschland zu Wort kommen. Am Vormittag 
geht es um die Rolle von Mitteleuropas Staaten in Europa, 
am Nachmittag richten wir den Blick auf Herausforderungen 
und Perspektiven im Verhältnis von Mitteleuropa zu seinen 
Nachbarn. Denn auch hier sollten die mitteleuropäischen 
Staaten verantwortlich für Europa handeln. 

Meine Damen und Herren, ich kehre an den Anfang meiner 
Ausführungen zurück. Es ist mir eine außerordentliche Freu-
de und große Ehre, Sie im Plenarsaal des Sächsischen 
Landtags willkommen heißen zu dürfen. Ich freue mich auf 
eine aufschlussreiche Konferenz. Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 
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Thema I

Mitteleuropas Staaten in Europa: 
Gegeneinander, Nebeneinander, 
Miteinander?
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Sehr verehrter Herr Landtagspräsident Rößler, sehr verehr-
ter Herr Nationalratspräsident Sobotka, sehr verehrter Herr 
Vizepräsident Štěch, sehr geehrter Herr Staatsminister, 
sehr geehrte Herren Botschafter, meine sehr verehrten Da-
men und Herren!

Dank, Anerkennung und Wertschätzung – zu allererst habe 
ich das in meinem eigenen Namen und im Namen des 

ungarischen Parlaments den Gastgebern der heutigen 
Konferenz zum Ausdruck zu bringen. Unsere Anerkennung 
gebührt Herrn Landtagspräsidenten Dr. Matthias Rößler 
dafür, 2011 die Entstehung des Forums Mitteleuropa an
geregt zu haben. Unser Dank gebührt dem Sächsischen 
Landtag dafür, die Idee des Forums aufgegriffen und es zu 
einem der am höchsten angesehenen Foren für den poli
tischen und wissenschaftlichen Austausch entwickelt zu 

Impulsreferat

„Zivilisationskampf in Europa  
und Mitteleuropa“

Dr. László Kövér

»
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haben. Schließlich, aber nicht zuletzt danke ich für die 
Ehre, von Ihnen angefragt worden zu sein, heute eines der 
Impulsreferate halten zu dürfen.

Kaum mehr als eine Woche vor den Wahlen zum Europäi-
schen Parlament herrscht lautstarkes politisches Schlacht-
getöse in der Europäischen Union, daher besteht für einen 
Politiker in diesen Zeiten eine besonders große Versuchung, 
eine Wahlkampfrede zu halten. Im mitteleuropäischen Zu-
sammenhang möchte ich Ihnen jedoch heute weniger über 
die Oberfläche der europäischen Politik, sondern vielmehr 
über die tieferen Vorgänge einige Gedanken vermitteln, weil 
ich glaube, dass man die wirklichen politischen, wirtschaft-
lichen oder kulturellen Besonderheiten, Chancen und die 
Bedeutung Mitteleuropas in diesen Zeiten nur dann verste-
hen kann, wenn wir sie im Hinblick auf das aktuelle Geran-
gel um die europäische Zivilisation betrachten.

Derzeit findet nämlich, sehr verehrte Konferenzteilnehmer, 
ein Kampf um die europäische Zivilisation zwischen den An-
hängern von zwei unterschiedlichen und sich gegenseitig 
ausschließenden Wertesystemen in Europa statt. Auf der ei-
nen Seite der Barrikaden stehen die Kräfte, die Europa nach 
christlichen und nationalen Grundsätzen erhalten wollen, 
und auf der anderen Seite stehen jene Kräfte, die die Zukunft 
unseres Kontinents auf sogenannte postchristliche und post-
nationale Weise sehen möchten. Dieser Kampf ist in Europa 
und selbst in der Europäischen Union nicht neu entstanden. 
Er geht auf historische Wurzeln zurück und war bereits im 20. 
Jahrhundert spürbar, allerdings würde die ausführliche Dar-
legung dieser Fragestellung den zeitlichen Rahmen unserer 
Konferenz sprengen. Was an dieser alten Auseinanderset-
zung wiederum neu ist, ist die zunehmende ideologische Ag-

gression seitens der eine postchristliche und postnationale 
Epoche anstrebenden Akteure sowie der Einsatz neuer, bis 
dato nicht eingesetzter Waffen in diesem Kampf, etwa die 
Waffe der auf Europa gerichteten, organisierten und massen-
haften illegalen Migration. 

Es ist mir wichtig, zu betonen, dass dieser Kampf um 
die Zivilisation – sowohl auf Ebene der EU als auch  
auf nationaler Ebene – die herkömmlichen partei­
politischen Grenzen immer mehr hinter sich lässt. 

Sowohl im Lager derjenigen, die Europa auf den christli-
chen und nationalen Grundfesten zu bewahren beabsichti-
gen, als auch im Lager derer, die dem widersprechen, fin-
den sich sowohl rechte, konservative, linke und liberale 
Kräfte. Ein besonders gutes Beispiel dafür ist die Zusam-
menarbeit in Mitteleuropa im Rahmen der vier Visegrád-
Staaten, denn in Polen wird der Ministerpräsident von einer 
konservativen, in der Tschechischen Republik von einer li-
beralen, in der Slowakei von einer sozialistischen und in 
Ungarn von einer der Europäischen Volkspartei angehöri-
gen Partei gestellt. Die von ihnen geführten jeweiligen Re-
gierungen sind nicht nur zu einer wirkungsvollen und prag-
matischen regionalen Zusammenarbeit fähig, sondern 
können auch ein strategisches Bündnis im Zivilisations-
kampf für die Zukunft Europas miteinander eingehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Dresden ist vor  
74 Jahren zum Opfer eines wahrhaften Bombenteppichs 
geworden und Europa ist heute das Ziel eines ideologischen 
Bombenteppichs. In der Politik, der Wirtschaft, in der 
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Wissenschaft, der Kultur und in den Medien wird im Rahmen 
der Werteneutralität eine Christenfeindlichkeit, im Namen 
des Multikulturalismus eine Ablehnung von Nationen und un-
ter Berufung auf den Globalismus eine Staatsfeindlichkeit an-
geheizt und gepriesen von denjenigen, die im Zeichen ihrer 
eigenen Machtziele der Zeit des Christentums, der Nationen 
und der Nationalstaaten in Europa ein Ende bereiten wollen. 
Jeder europäische Staat und jede europäische Nation steht 
zusammen mit unseren christlichen Kirchen im Sperrfeuer po-
litischer und ideologischer Angriffe. Dabei geht es darum, das 
ausschließliche Verfügungsrecht über die materiellen, finan-
ziellen und geistigen Ressourcen Europas zu erlangen, das 
gesellschaftliche Wertebewusstsein und die demokratische 
Ordnung, die zur Fähigkeit der eigenen Verteidigung beitra-
gen, zu zerrütten und aufzulösen.

Wir Mitteleuropäer – die wir uns vielleicht damit am tref-
fendsten definieren, dem Osten als der Westen und dem 
Westen als der Osten zu erscheinen – haben von Dresden 
bis Budapest und von Warschau über Prag bis Bratislava in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts bereits mehr als 
vier Jahrzehnte in einer „postchristlichen“ und „postnatio-
nalen“ Union, das heißt unter einer christenfeindlichen und 
nationenfeindlichen antidemokratischen Herrschaft, da-
mals bezeichnet als Sowjetunion, gelebt und gelitten. Diese 
vier Jahrzehnte währende gemeinsame Erfahrung mag viel-
leicht die naheliegendste Erklärung dafür sein, dass das 
historische Gefährdungsempfinden der mitteleuropäischen 
Länder heute stärker ausgeprägt ist, als das derjenigen 
Länder, die an einen glücklicheren Ort innerhalb des in Jalta 
aufgeteilten Europas geraten sind. Das ist vielleicht der 
Grund, dass parallel mit der Ausweitung der Kämpfe um die 
europäische Zivilisation Mitteleuropa eine Aufwertung 

erfährt, wie auch die Zusammenarbeit der mitteleuropäi-
schen Staaten und die jeweilige Identität der Nationen und 
Regionen stärker ausgeprägt sind.

„Die Zukunft wird nicht aus Stärke oder Machtgelüsten, son-
dern aus der geduldigen Anwendung der demokratischen 
Methode, aus dem konstruktiven Geist der Vereinbarungen 
und dem Respekt vor der Freiheit aufgebaut“ – sagte einer 
der Gründerväter der Europäischen Union, der Italiener Alci-
de De Gasperi 1952 bei der Entgegennahme des Karlspreises 
zu Aachen, der ihm für sein Lebenswerk in der Schaffung der 
europäischen Einheit verliehen wurde. Konrad Adenauer 
meinte, dass nach dem Schrecken des Zweiten Weltkrieges 
„Einheit und Frieden des europäischen Lebens einzig durch 
die Rückkehr zu der aus dem Christentum hervorgegangenen 
Zivilisation wiedererlangt werden können“. Das war der Geist 
und das war die Methode, deren Erfolge die Europäische Uni-
on an den Höhepunkt der ihr christliches und nationales Erbe 
respektierenden Europäischen Union gebracht haben. Die-
sen Höhepunkt sehen wir Ungarn in der Wiedervereinigung 
der westlichen und östlichen Hälfte Europas – und damit 
auch Deutschlands –, die Frieden, Demokratie und verhält-
nismäßigen Wohlstand versprach. Dies war eine weltge-
schichtliche Leistung der westlichen Welt und der Europäi-
schen Union, die Europa geopolitisch gestärkt und die 
Hoffnung für die heranwachsenden Generationen in Europa 
mit sich gebracht hat, in einer größeren, sichereren Demokra-
tie und auf einem noch höheren Lebensstandard leben zu 
werden, als ihre Eltern und Großeltern gelebt haben.

Obwohl wir geneigt sind zu denken, dass die Gründer
väter der Europäischen Union in allen Punkten Einver
nehmen gefunden haben, war dem bei Weitem nicht so. 
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Allerdings gab es gemeinsame Grundlagen aus der christ-
lichen Idee, auf denen der Aufbau Europas begonnen wer-
den konnte. Zum Beispiel gehörte eine Idee dazu, die zu-
gleich universell und einzigartig europäisch ist, die 
zugleich das Individuum und die Gemeinschaft in den 
Mittelpunkt stellt, die genauso auf Prinzipien beruht wie 
pragmatisch ist und die eine feste Grundlage für politi-
sche Nüchternheit und die Suche nach Kompromissen 
darstellt. Diese Idee ist die Subsidiarität. Sie besagt – wie 
auch in den 1891 und 1931 erlassenen päpstlichen Rund-
schreiben festgehalten – dass „all das, was eine kleinere 
und auf einer niedrigeren Ebene organisierte Gemein-
schaft umzusetzen und wahrzunehmen vermag, auf einen 

größeren und auf einer höheren Ebene organisierten 
Zusammenschluss abzuwälzen, wider das Recht und eine 
Sünde“ sei. 

Das Subsidiaritätsprinzip ist also nicht eine Erfindung 
der Europäischen Union, sondern das christliche Erbe 
Europas, hinterlassen vom Heiligen Thomas von Aquin.

Es ist kein Zufall, dass sich in der erfolgreichsten Epoche der 
Europäischen Union der christdemokratische Gedanke in der 
europäischen Politik als am stärksten erwiesen hat. Denn 
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seine Wurzeln gehen auf die Gesellschaftslehre der katholi-
schen Kirche sowie auf die Gesellschaftsethik der Protestan-
ten zurück. Die nach dem Zweiten Weltkrieg in Westeuropa 
verabschiedeten Verfassungen waren grundlegend von der 
christlichen Sozialethik beeinflusst, die zum Beispiel dem 
Privateigentum als schützenswertem Gut zugleich auch die 
gesellschaftliche Verantwortung zugeordnet haben.

Die gemeinschaftsbildende Kraft des christlichen Gedankens 
spielte auch im 20. Jahrhundert eine Schlüsselrolle im Leben 
Europas, in der wirtschaftlichen Wiedererstarkung der Län-
der Westeuropas, der Sicherstellung der Wettbewerbsfähig-
keit und der Schaffung gesellschaftlichen Friedens. Trotzdem 
durfte der Verweis auf die christlichen Wurzeln Europas infol-
ge der postchristlichen politischen Mächtegruppierungen 
nicht mehr in die Präambel des europäischen Verfassungs-
entwurfs aufgenommen werden. Stattdessen wurde im Do-
kumentenentwurf, der die Fassung der politischen und ideel-
len Grundwerte Europas hätte bilden sollen, nur das 
„kulturelle, religiöse und humanistische Erbe“ erwähnt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schwer­
wiegende moralische, politische und wirtschaftliche 
Folgen der Aufgabe von christlichen und nationalen 
Werten Europas zeichnen sich in der Europäischen 
Union ab und werden weiter vertieft. 

Erlauben Sie mir, an dieser Stelle nur die Anzeichen der Kri-
se hervorzuheben, die ich als besonders schwerwiegend 
betrachte.

In der gesamten Europäischen Union liegt ein demografi-
scher Niedergang vor. Die Einkommensverhältnisse der Mit-
telschicht in den EU-Mitgliedsstaaten mit den stärksten 
wirtschaftlichen Kennzahlen verschlechtern sich und die 
kumulierte Gesamtverschuldung der EU-Mitgliedsstaaten 
hat bereits 90 Prozent des gesamten Inlandsproduktes der 
EU überschritten und steigt allmählich weiter an. Das heißt, 
die Gesamtheit der Europäischen Union wird auf alarmie-
rende Weise verschuldet. Eine Prämisse für die Wirtschafts-
leistung der Europäischen Union ist die Anzahl und die 
Qualität der verfügbaren Arbeitskräfte, die im glücklichen 
Fall in einer 500 Millionen Menschen zählenden Gemein-
schaft wie der Europäischen Union aus eigener Kraft abgesi-
chert werden können sollte. Das heißt, sie sollte abgesi-
chert werden können, wenn die durchschnittliche Fertilität 
in Europa – also der Durchschnitt der Geburten für eine eu-
ropäische Frau im gebärfähigen Alter – 2,1 erreichen oder 
überschreiten würde. Während diese Rate weltweit bei 2,43 
liegt, ist sie in Europa durchschnittlich bei 1,6. Selbst die 
europaweit höchste Fertilität in Frankreich liegt bei nur 1,9. 
Es ist daher offensichtlich, dass die EU aus demografischen 
Gründen immer mehr einen Wettbewerbsnachteil in der 
Weltwirtschaft erleidet. Dieser Arbeitskräftemangel wird 
weder von einer in die Europäische Union gerichteten exter-
nen Migration, noch von einer inneren Migration innerhalb 
der EU gelöst werden.

Während die Führung der Europäischen Union in der illega-
len Migration, die ihre Spitze 2015 erreicht hatte, eine Mög-
lichkeit sieht, den Arbeitskräftemangel zu lindern und sie 
die Ankömmlinge von außerhalb Europas um jeden Preis 
integrieren will, tut die gleiche EU-Führung praktisch nichts 
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dafür, die in der Europäischen Union geborene Altersgrup-
pe von etlichen zehn Millionen arbeitslosen Menschen un-
ter 28 Jahren dem innergemeinschaftlichen Arbeitsmarkt 
zuzuführen. Auch die Migration innerhalb der EU stellt kei-
ne Lösung für den Arbeitskräftemangel dar, unter dem die 
Wirtschaft der Gemeinschaft leidet. Zahlen aus einer For-
schungsarbeit der Weltbank besagen, dass von 1990 bis 
heute knapp 25 Millionen Arbeitnehmer Ost- und Mitteleu-
ropa verlassen haben und in den Westen, größtenteils – im 
Alter von 25 bis 45 Jahren – in die westlichen Mitgliedsstaa-
ten der EU gegangen sind. Laut Prognosen könnten sich bis 
2050 weitere 20 Millionen auf diesen Weg machen.

Das ist eine Arbeitsmarktpolitik der Europäischen Union, 
die als kannibalisch bezeichnet werden kann und mit der – 
unter Berufung auf die Arbeitnehmerfreizügigkeit – reiche 
westliche Mitgliedsstaaten Mittel- und Osteuropa eigent-
lich langfristig ihrer biologischen Ressourcen berauben, die 
sie benötigen, um zu überleben. Ganz zu schweigen von 
den materiellen Ressourcen, denn vorsichtigen Schätzun-
gen nach liegen die Kosten der Ausbildung der Arbeitneh-
mer, die Mittel- und Osteuropa seit 1990 verlassen haben, 
bei über 1000 Milliarden Euro. Das heißt, die Steuerzahler 
in den Staaten Mittel- und Osteuropas haben – ungeachtet 
dessen, ob sie EU-Mitgliedsstaaten sind oder nicht – den 
Arbeitsmarkt der westlichen Mitgliedsstaaten der EU um 
diesen Betrag mitfinanziert. Die einzige und langfristige Lö-
sung für den Arbeitskräftemangel, unter dem die Europäi-
sche Union leidet, ist nichts weiter, als die Sicherstellung 
einer EU-weiten Reproduktion der Gesellschaft, das heißt 
einer Reproduktionsrate von 2,1 in jedem EU-Mitglieds-
staat. Das ließe sich mit einer entsprechenden Familienpo-
litik und einer entsprechenden Sozialpolitik lösen, also mit 
alldem, von dem sich die aktuelle Führung der Europäi-
schen Union fernhält.

Eine ähnlich falsche Antwort hat die Führung der Europäi-
schen Union auch für den Einkommensrückgang der Mit-
telschicht in den EU-Mitgliedsstaaten parat. Nicht, dass 
sie eine nationale Steuerpolitik unterstützen würde, die 
die Angehörigen der Mittelschicht finanziell entlastet und 
zu weiteren Leistungen anspornt. Stattdessen drängt sie 
auf eine Steuerpolitik, die ihre Steuerlasten kontinuierlich 
erhöht und ihren wirtschaftlichen Bewegungsspielraum 
einschränkt. Die Mittelschichten der europäischen Länder 
sind nicht nur die Eckpfeiler der EU-Wirtschaft, sondern 
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auch der europäischen Demokratie. Das ist es, was die 
Führung der Europäischen Union außer Acht lässt. Be-
denklich ist auch, wie die im Zeichen des Multikulturalis-
mus geführten Grabenkämpfe das Nationalbewusstsein 
der EU-Bürger beeinflussen. Während zum Beispiel in Un-
garn und in Polen 68 respektive 56 Prozent der Bevölke-
rung den Respekt vor der nationalen Kultur, den Traditio-
nen und dem Brauchtum für sehr wichtig hält, damit 
jemand die Staatsangehörigkeit erhalten kann, liegen die-
se Anteile in Deutschland und Schweden bei lediglich 29 
und 26 Prozent.

Die Verschuldung der EU-Mitgliedsstaaten nimmt kontinu-
ierlich zu. Die Europäische Union verschuldet sich immer 
mehr, weil die derzeitige Führung der EU dafür steht, dass 
die Profite aus dem 500 Millionen Menschen zählenden 
europäischen Markt zumeist von multinationalen Akteu-
ren abgeschöpft werden und die Nationalstaaten die zu-
sätzlichen Belastungen durch die Märkte tragen sollen. 
Genauso wie es bei der globalen Finanzkrise 2008 in Euro-
pa passiert ist, als der schwerwiegende Preis für die ver-
antwortungslose Geschäftspolitik der internationalen 
Bankennetzwerke aus dem Haushalt der EU-Mitglieds-
staaten, also mit dem Geld der europäischen Steuerzahler 
bezahlt wurde. Die derzeitige Führung der Europäischen 
Union ist nicht in der Lage, die Interessen der europäi-
schen Steuerzahler gegenüber den internationalen Kredit-
gebern, die an einer weiteren Verschuldung der europäi-
schen Länder interessiert sind, erfolgreich zu vertreten. 
Sollte sich all das nicht ändern, so wird die Wirtschafts-
kraft der Europäischen Union in den kommenden Jahren 
weiter schwinden, während die Belastungen der europäi-
schen Bürger zunehmen werden.
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Die genannten Symptome der Krise spüren auch die Bewoh-
ner Europas. Das belegen nicht zuletzt die Ergebnisse zahl-
reicher Erhebungen. Laut dem Ergebnis dieser Befragungen 
haben immer mehr Menschen das Gefühl, dass sich die Eu-
ropäische Union grundsätzlich nicht in eine gute Richtung 
bewegt und sich die Zukunft für ihre Kinder verdunkelt. Viel-
sagend ist, dass das eigene Meinungsforschungsinstitut 
der Europäischen Union (Eurobarometer) meint, dass im 
April 2018 etwa 42 Prozent der EU-Bürger der Meinung wa-
ren, dass die europäische Kooperation grundsätzlich in die 
falsche Richtung läuft. Lediglich 32 Prozent haben sich dazu 
positiv geäußert. Ebenfalls wird gut erkennbar, dass der 
von der Elite der Europäischen Union propagierte föderalis-
tische Kurs nicht der Meinung der EU-Durchschnittsbürger 
entspricht. Laut einer Erhebung von Project28 aus dem Jahr 
2018 bevorzugen zwei Drittel der Befragten kein föderatives 
Europa, sondern ein auf der Zusammenarbeit von Nationen 
aufgebautes Europa.

Verehrte Konferenzteilnehmer, wenn die genannten Verän-
derungen und Daten wahr sind, stellt sich die Frage, ob die 
Europäische Union in der Lage ist, zu ihren christlichen und 
nationalen Grundfesten zurückzukehren, ob sie in der Lage 
ist, ihr inneres demokratisches Gleichgewicht herzustellen, 
ob sie in der Lage ist, die ausgleichende und vermittelnde 
geopolitische und geoökonomische Rolle zwischen dem at-
lantischen Raum und dem eurasischen Raum, zwischen den 
Vereinigten Staaten und Russland, einzunehmen. Wir Un-
garn, deren Geschichte in den vergangenen 500 Jahren ein-
zig von unserem, riesige Opfer fordernden Kampf handelte, 
um unsere nationale Kultur, unseren christlichen Glauben 
und unsere eigenständige Staatlichkeit aufrecht zu erhal-
ten, wir Ungarn glauben zutiefst an die Berufung Europas. 

Daher denken wir und bereiten uns auch darauf vor, dass 
die Europäische Union sehr wohl – früher oder später – zu 
dieser Wende fähig sein wird. Wir denken, dass die Staaten 
und Nationen Mitteleuropas bei dieser Wende der EU wich-
tige Ressourcen an geistiger, politischer und materieller 
Kraft bieten und für historische Erfahrungen stehen.

Über Mitteleuropa gibt es viele verschiedene Theorien, 
aber eine Gemeinsamkeit findet sich bei allen Aus­
legungen: die Möglichkeit dieser Region, einen 
Ausgleich und eine Verbindung zwischen den west­
lichen und östlichen Teilen Europas herzustellen. 

Diese Berufung ist ähnlich wie jene, welche die Geschichte 
in der Vermittlung und dem Ausgleich zwischen West und 
Ost Europa selbst zugeschrieben hat. Für Mitteleuropa galt 
im Verlauf seiner Geschichte immer das Verhaltensmuster, 
dem Vorbild Westeuropas zu folgen. Das ändert sich in un-
serer Zeit. In dem für ein auf christlichen und nationalen 
Grundsätzen beruhendes Europa geführten Kampf kann 
Mitteleuropa dem westlichen Teil Europas als Vorbild die-
nen, und zwar sowohl im geistigen, als auch im politischen 
Sinne. Im 20. Jahrhundert haben wir Mitteleuropäer daran 
geglaubt, und es hat uns in historischen Krisenzeiten Kraft 
gespendet, dass Europa unsere Zukunft ist. Im 21. Jahrhun-
dert meinen wir, und das bringt uns Haltung, dass Mitteleu-
ropa, also wir, die Zukunft Europas sind. Der Herr der Ge-
schichte mag uns alle dabei unterstützen, den richtigen 
Weg zu finden.
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Sehr geehrter Herr Präsident Rößler, sehr geehrter Kollege 
Kövér und Vizepräsident Štěch, sehr verehrte Exzellenzen, 
mein sehr geehrten Damen und Herren Kuratoren und Gäste!

Dieses beeindruckende Forum, das nunmehr das neunte 
Mal stattfindet, wird uns, da bin ich mir sicher, gerade in 
diesen Zeiten etwas mitgeben. Ich gratuliere jedenfalls dem 
Sächsischen Landtag und seinem Präsidenten, dass er die 

Stärkung der mitteleuropäischen Verbundenheit als ein 
großes Ziel ansieht. Ich kann Ihnen versichern, das ist nicht 
nur ein sächsisches Anliegen, sondern auch ein zutiefst  
österreichisches. 

Der von Ihnen gewählte Titel „Quo vadis, Mitteleuropa?“ 
impliziert zwei Fragestellungen. Die eine lautet: Was ist 
eigentlich Mitteleuropa? Ist es ein geografischer, ist es ein 
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kultureller, ist es ein wirtschafts- und gesellschaftspoliti-
scher Raum? Und die zweite lautet: Wohin gehen wir? Wenn 
man fragt, wohin gehen wir, muss man auch wissen, woher 
man kommt und was Mitteleuropa bisher geprägt hat. Ich 
möchte selbst der Frage nachgehen und Anmerkungen vor-
nehmen: Was ist Mitteleuropa oder was könnte Mitteleuro-
pa sein? Von welchem Raum sprechen wir da – sprechen wir 
von einem geografischen Raum, der sich zwischen Russ-
land und Deutschland erstreckt, der sich in einer geografi-
schen Mitte verortet, die eigentlich nur die deutschsprachi-
gen Länder Europas umfassen würde, oder ist es doch auch 
ein Raum, der wesentlich weiter ausgreift? 

Aus der österreichischen Perspektive ist Mitteleuropa ein 
offener Raum, der offen ist in Richtung Süden – wir denken, 
dass Oberitalien, Slowenien, Kroatien doch auch Teile Mit-
teleuropas sein könnten. Er ist offen hin nach Westen: Er 
berührt die Schweiz, Liechtenstein und auch die Räume, die 
sich zwischen Frankreich und Deutschland in der Geschich-
te oft wechselweise bezogen und entwickelt haben; Teile 
Frankreichs dürfen wir durchaus auch als mitteleuropäisch 
bezeichnen. Er ist offen nach Osten, was lange Zeit in Öster-
reich überhaupt nicht in diesem Maße gegenwärtig war. 
Denken Sie nur – von Wien nach Lemberg ist es nur unwe-
sentlich weiter als von Wien in unsere westlichste Landes-
hauptstadt, nach Bregenz. Und er ist natürlich auch offen in 
Richtung Nordeuropa. Selbstverständlich zählt Deutsch-
land mit seinen Bundesländern ganz wesentlich dazu. Ver-
meintlich, von der Landkarte inspiriert, könnte man hier 
das Zentrum Mitteleuropas verorten.

Ich begreife aber Mitteleuropa insbesondere als kulturelle, 
als geistige Entität. Die Wurzeln und vor allem die Gemein-

samkeiten lassen sich dort am klarsten fassen, wo sie den 
Lebensraum der Menschen als einen Erfahrungsraum ge-
prägt haben. Sie haben ihn in der Vergangenheit geprägt 
und sie prägen ihn bis heute. Da komme ich wieder auf den 
Titel dieser Konferenz zurück: „Quo vadis?“ Das Lateinische 
war durch Jahrhunderte hindurch die Lingua franca Mittel-
europas. Es war immer eine Brücke, die grenzüberschrei-
tend für die Vermittlung von Kunst, Wissenschaft, Religion 
und Philosophie gedient hat. Sie hat so auch unser christ-
lich-humanistisches Erbe transportiert, das wiederum sei-
nen Ausdruck im Heiligen Römischen Reich deutscher Nati-
on gefunden hat. Und die Entwicklungslinien von damals 
lassen sich bis heute treffend in vielen mitteleuropäischen 
Regionen klar nachvollziehen. 

Prägend für Mitteleuropa ist in meinen Augen die 
Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert. Hier entwickelt 
sich Mitteleuropa zu einem intellektuellen Kraft­
zentrum der Moderne, der Wissenschaft und Kunst. 

Es sind nicht nur die Verknüpfungen zwischen den Metropo-
len Berlin-Prag und Wien-Dresden, sondern es ist letzten 
Endes auch eine Verbindung von vielen Persönlichkeiten. 
Denken Sie nur an die Wissenschaftler dieser Regionen: 
Einstein, Schrödinger, Heisenberg, Mendel, Mach, Wittgen-
stein. Die Reihe derer ließe sich beliebig fortsetzten, die bis 
heute unsere Wissenschaften beeinflussen und auch in der 
nächsten Zeit beeinflussen werden. Nicht anders ist es in 
der Kunst, ausgehend von Klimt, Schiele, Kokoschka, Loos 
und Hoffmann finden Sie gerade hier in Dresden mit der 
Brücke, mit Kirchner, mit Beckmann, mit Pechstein, mit 
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Nolde viele Vertreter, die ganz wesentlich europäische, mit-
teleuropäische Malerei beeinflusst haben. Und nicht zu ver-
gessen die Autoren Kafka, Roth oder Rilke und der Musiker 
Strauß, der auch hier gerade in Dresden wirkte, aber darüber 
hinaus in ganz Mitteleuropa arbeitete. Und es ist entschei-
dend, dass dieser Raum ganz wesentlich inspiriert wurde 
von unseren jüdischen Mitbürgern. Sie waren Impulsgeber, 
sie waren Träger des kulturellen und des wissenschaftlichen 
sowie des gesellschaftlichen Aufbruchs dieser Zeit. 

Wir müssen bekennen: Mitteleuropa hat mit der Geschich-
te des Nationalsozialismus und mit der Shoa eine Zäsur 
erfahren. Die Ermordung der jüdischen Intelligenz, die 
Vertreibung der jüdischen Intelligenz, der Tod und die Ver-
folgung von vielen anderen Menschengruppen haben die-
se Prägung des mitteleuropäischen Raums zerstört. Bis 
heute ist es unsere Verantwortung und auch unser Erbe, 
sich nicht nur dessen zu erinnern, sondern auch daraus 
unsere Handlungen abzuleiten. Mitteleuropa hat aufgrund 
der Katastrophe des Zweiten Weltkrieges auch ein weite-
res totalitäres Regime hautnah zu spüren bekommen. 
Wenn nicht die Dissidenten aus Polen, aus Ungarn, aus 
der Tschechoslowakei damals den Anfang gesetzt hätten, 
die Grenzen zu überwinden und wieder Teil Mitteleuropas 
zu sein, dann wäre vor 30 Jahren der Eiserne Vorhang nicht 
gefallen. Die Überwindung dieser Teilung hat sich tief in 
das europäische, in das kollektive Gedächtnis eingegra-
ben. Mitteleuropa war für diese Länder nach dem Ende 
des Kommunismus so etwas wie eine Brücke nach Europa, 
es war eine Brücke zur Demokratie und zur Rechtsstaat-
lichkeit. Es war die Möglichkeit, die Teilung, die Europa 
gerade in Mitteleuropa erlebt hat, nachhaltig zu überwin-
den. Der Kommunismus hat in diesen Ländern deutliche 

Spuren hinterlassen – in der Zivilgesellschaft und in vielen 
anderen Strukturen. Die Folgen des Zweiten Weltkrieges, 
der Vertreibung vieler Deutscher und anderer Ethnien, sie 
sind bis heute eine offene Wunde in vielen Staaten. 

Aus all dem heraus muss sich mitteleuropäisches Handeln 
verantwortlich der Frage stellen, wie wir damit umgehen, 
auch mit der Restitution. Wie bekämpfen wir heute Antise-
mitismus? Wie bekämpfen wir importierten Antisemitismus? 
Mir erscheint das sehr wichtig. Deborah Lipstadt, eine Anti-
semitismusforscherin, hat es sehr klar gefasst: Antisemitis-
mus ist nicht nur der Hass gegen die Juden, er ist vielmehr 
fremdenfeindlich, er ist rassistisch, er ist ausgrenzend, er ist 
demokratiefeindlich und er ist letzten Endes zerstörend für 
unsere gesellschaftlichen Strukturen. Aus dieser Haltung 
heraus müssen wir vieles tun, um gerade jüdische Kulturen 
sowie Kulturen von Minderheiten in besonderer Art und 
Weise zu schützen. Der geistesgeschichtliche, der kulturelle 
Rahmen dafür ist meines Erachtens Mitteleuropa. 

Mitteleuropa unterscheidet sich heute doch ganz 
wesentlich von anderen großen europäischen Gebieten. 
So haben wir zum Beispiel in Mitteleuropa keine 
Mega-Cities wie Paris und London. Im Unterschied 
dazu ist ein intensiver Dialog zwischen den ländlichen 
Regionen und den urbanen Gebieten entstanden. 

Ja, es gibt den Trend zur Urbanisierung auch in Mittel
europa. Die Studien besagen, dass bis 2050 circa 70 bis 
75 Prozent der Menschen in Städten leben werden. Aber es 
gibt kaum in einer anderen Region so viele Initiativen, die 
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Menschen auf dem Land zu halten. Mitteleuropa zeichnet 
sich durch eine Diversität seiner Wirtschaftsstrukturen 
und Betriebe aus. Es gibt kaum eine Region Europas, die 
so stark von Familienbetrieben der kleinen und mittleren 
Größe bestimmt ist. 

Es ist ein ganz wesentliches Kennzeichen Mitteleuropas, 
dass es den Bildungsbegriff in besonderer Art und Weise 
versteht. Nicht nur, dass in deutschsprachigen Ländern 
durchaus noch Latein in den Gymnasien zum Schulbetrieb 
gehört, ein wesentliches Momentum erscheint mir die dua-
le Ausbildung zu sein, die uns jene Fachkräfte sichert, die 
es ermöglichen, auch durch Mechanisierung, durch Compu-
terisierung und durch dementsprechende Steuerung die 

Herausforderungen der demografischen Entwicklung zu be-
wältigen. Mitteleuropa ist wie kaum ein anderes Gebiet Eu-
ropas bemüht, seine kulturellen Schätze, sein materielles 
wie sein immaterielles Weltkulturerbe zu bewahren. Mittel-
europa gehört zu den Kraftzentren Europas. Und der mittel-
europäische Raum sieht sich deshalb nicht nur als ein Teil 
Europas, sondern er sieht sich auch für Europa verantwort-
lich: Weil er sowohl in geografischer wie in politisch-kultu-
reller Hinsicht eine Offenheit beweist. Offenheit deshalb, 
weil dieser Raum seit Jahrzehnten versucht, Grenzen zu 
überwinden und er aus den überwundenen Grenzen Kapital 
schlägt. Manchmal ist das nur einer Geste des Grenzüber-
windens und des gegenseitigen Verstehens und Respekts 
geschuldet, aber es ist vor allem ein Bewusstsein in den 
Menschen selbst. 

So kommt Mitteleuropa eine ganz wesentliche Brücken-
funktion zu, wenn es darum geht, die Grenzen Europas in 
Richtung der sechs Balkanstaaten zu erweitern. Das ist für 
Europa zwingend notwendig. Wenn wir immer wieder über 
die Friedensfunktion Europas in den letzten 70 Jahren re-
den, dann muss uns bewusst sein, dass wir nur mit einem 
Auge auf Europa blicken. Ja, die große Feindschaft zwischen 
Frankreich und Deutschland wurde nachhaltig beseitigt. 
Aber der Krieg in Ex-Jugoslawien, die Auseinandersetzun-
gen, die bis ins 21. Jahrhundert gedauert haben, die sind 
noch sehr frisch und bei den Menschen in diesen Regionen 
lebendig. Dort die Brücke zu bauen, um sie nach Europa zu 
führen, ist vor allem eine Aufgabe Mitteleuropas.

Mitteleuropa ist für mich auch Vorreiter für föderalistische 
Strukturen in Europa, weil es selbst föderal ist – ob es 
sich um Woiwodschaften handelt, um Komitate, um Kreise 
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oder um Länder. Das sind die Strukturgebiete, die am 
längsten in der Geschichte Bestand hatten. Es waren nicht 
die Gemeinden, und es waren schon gar nicht die Natio-
nalstaaten. Besonders die Nationalstaaten hatten in der 
Geschichte eine wechselvolle Größe und eine wechsel
volle Bedeutung. Aber die föderalen Strukturen gehen bis 
ins 13. und 14. Jahrhundert zurück und haben in ihren 
Größen und in der Bezugssituation zu ihren Menschen, in 
Kultur, Brauchtum, Sprache sowie Lebendigkeit ihre Iden-
tität erhalten.

Wohin soll sich nun dieses Mitteleuropa entwickeln? 
Mitteleuropa hat die Chance, die Debatte um die 
Zukunft Europas zu gestalten und die Chance, Impuls­
geber für die EU zu sein, Reformen voranzutreiben,  
in Europa wie in seinen Nachbarstaaten. 

Am Beispiel des Balkans habe ich es schon angesprochen, 
aber das Engagement in der Ukraine und in anderen Grenz-
regionen ist genauso wichtig. Die Richtschnur für Österreich 
ist dabei das vierte Szenario aus dem Weißbuch von Jean-
Claude Juncker: Weniger, dafür effizienter handeln. Das 
sieht auch ein Großteil unserer Nachbarn so. Mitteleuropa 
muss sich als Vorreiter für mehr Subsidiarität positionieren. 
Es braucht weniger europäische Verordnungen und mehr 
Spielraum für nationale Parlamente. Und noch ein Gedan-
ke: Wie kann man den Regionen auf der europäischen Ebe-
ne mehr Gewicht verleihen? Wie wäre es mit einem Aus-
schuss der Regionen in Form einer zweiten Kammer? Eine 
wesentliche Tradition föderaler Strukturen sind Zweikam-
mer-Parlamente. Das Europäische Parlament ist die einzige 

direkt legitimierte Institution in Brüssel. Es abzuschaffen, 
wie das manche Parteien fordern, wäre aus unserer Sicht 
der vollkommen falsche Weg. 

Mitteleuropa muss die Europäische Union drängen, die gro-
ßen Fragen in Angriff zu nehmen: die Außen- und Sicherheits-
politik, die Wettbewerbsfähigkeit, die Forschung und Innova-
tion. Die EU muss den Mitgliedstaaten und Regionen den 
Freiraum geben, den sie zu ihrer Entfaltung brauchen, und 
den sie brauchen, um ihren Bürgern Europa als einen we-
sentlichen Schatz, als einen wesentlichen Teil ihrer Identität 
geben zu können. Wir benötigen daher, auch um die Effizienz 
zu steigern, Mehrheitsentscheidungen. Wir werden nicht um 
Mehrheitsentscheidungen herum kommen, wenn Europa je-
nes Gewicht in den großen Fragen haben soll, das es braucht, 
um in der Welt ernstgenommen zu werden.

Wir haben eine historische Verantwortung. In dieser Verant-
wortung ist es ein gemeinsames Anliegen, die Erweiterung 
der Europäischen Union stärker zu verfolgen. Und zwar 
nicht in der Form, zu warten, bis sämtliche Bedingungen auf 
Punkt und Komma erfüllt sind. Stattdessen sollten wir ler-
nen, in Schritten zu denken. Sir Karl Popper hat in seinen 
Überlegungen immer dieses „Schritt für Schritt“ als Qualität 
einer guten Politik gesehen. 

Den letzten Punkt meiner Ausführungen möchte ich dem 
Rechtsstaat widmen. Die Dissidenten in den kommunisti-
schen Diktaturen haben gerade um diesen Rechtsstaat ge-
rungen, der den Menschen Freiheit bringt und der den Men-
schen die Eigenverantwortung zurückgibt. Gerade diese 
Liebe zum Rechtsstaat prädestiniert Mitteleuropa, zum An-
walt der Rechtsstaatlichkeit zu werden. Dass sich im Rechts-
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staat auch das Vertrauen der Bürger widerspiegelt, das Ver-
trauen in Europa, heißt, dass wir Regeln, die wir uns setzen, 
auch anwenden. Sie müssen für alle gelten und es muss im 
Inneren wie im Äußeren klar sein, dass man darauf vertrau-
en kann, dass ihr Bruch sanktioniert wird. Hier geht es um 
die Grundwerte der Europäischen Union, um die Grundfrei-
heiten, weshalb Rechtsverletzungen nicht stillschweigend 
hingenommen werden können, sondern Sanktionen nach 
sich ziehen, die einer Kaskade der Konsequenz folgen müs-
sen und nicht beliebig sein dürfen. Nur die Einhaltung der 
Regeln schafft schlussendlich das nötige Vertrauen.

Lassen Sie mich kurz zusammenfassen: Ich halte das kultur-
politische Erbe, das Mitteleuropa auszeichnet, für besonders 
wichtig, um unsere Verantwortung wahrzunehmen, um unse-
re Vorbildfunktion zu erfüllen. Ich erachte Mitteleuropa als 
ein Kraftzentrum, das in der Lage ist, Europa zu verändern. 
Ich erachte es als Reformmotor, Brückenbauer und als Kämp-
fer für Subsidiarität. Wesentlich ist, dass Mitteleuropa kein 
festgefügtes Gebilde ist, sondern ein offener Raum, der zu 
verbinden versteht, der Meinungen zusammenführen und 
gegenseitigen Respekt erzeugen kann. Die Klammer dafür 
kann nur der Rechtsstaat oder rechtsstaatliches Handeln 
sein. Die Freiheit der Bürger bedingt den Schutz des Eigen-
tums, die Freiheit der Bürger bedingt die Meinungsfreiheit, 
die Versammlungsfreiheit, bedingt vor allem auch die Pres-
sefreiheit. Eigenverantwortung heißt, dass der Staat nur 
dann erforderlich ist, wenn es notwendig ist, solidarisch den 
Einzelnen zu stützen. Mit dieser Haltung nach Außen und 
nach Innen können wir die großen Herausforderungen nicht 
meistern, aber wir können ihnen mutig entgegentreten. Es ist 
eine Binsenweisheit: Ob es nun um die Wirtschaft geht, den 
Klimawandel, die Friedenspolitik im Nahen Osten oder in der 

Ukraine, ob es um die technologischen Herausforderungen 
der künstlichen Intelligenz oder der Genetik geht, ob es um 
die sozialen Herausforderungen der Demografie, der Migrati-
on oder der Zivilgesellschaften allgemein geht. Europa hat so 
vieles in den letzten Jahrzehnten gemeistert. Es muss Mittel-
europa ein Ansporn sein, diesem Erbe zu folgen und neue 
Impulse zu setzten. Heute gehen sie von Sachsen aus, mor-
gen sind wieder alle Regionen Mitteleuropas dazu aufgefor-
dert, ihren Beitrag zu leisten. 
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 ➔ Gerald Schubert (Moderator): 
Sehr geehrte Präsidenten, Exzellenzen, sehr geehrte 
Damen und Herren, liebe Gäste! Mein Name ist Gerald 
Schubert. Ich bin Redakteur der österreichischen Tages-
zeitung Der Standard und ich habe heute zum wieder
holten Male die Freude und die Ehre, das Forum Mittel
europa moderieren zu dürfen. 

Herzlichen Dank nochmal für die beiden Eingangsrefera-
te. Unsere beide Impulsreferenten habe ich schon vorge-
stellt, ich darf jetzt noch unsere anderen beiden Referen-
ten und Podiumsteilnehmer kurz vorstellen. Das ist zum 

einen Milan Štěch, er ist Vizepräsident des tschechi-
schen Senats, das ist die obere Parlamentskammer in 
der Tschechischen Republik. Er war vorher auch Präsi-
dent des tschechischen Senats. Er gehört der sozialde-
mokratischen Partei in der Tschechischen Republik an 
und hat eine lange Vergangenheit in der böhmisch-
mährischen Gewerkschaftskonföderation ČKMOS. Unser 
zweiter zusätzlicher Gast im Podium ist Richard Nikolaus 
Kühnel. Er ist Vertreter der Europäischen Kommission in 
Deutschland und er ist Österreicher so wie ich. Wir haben 
hier im Podium jetzt eine zufällige Mehrheit von Österrei-
chern: Herr Präsident Sobotka, Herr Kühnel und ich. Aber 
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so ist das in Mitteleuropa. Sobotka, für die, die es nicht 
gehört haben, ist natürlich ein tschechischer Name, wie 
das in Österreich so üblich ist. Und ja, auch Vertreter der 
Europäischen Kommission fallen nicht vom Brüsseler 
Himmel. Herr Kühnel war vorher Vertreter der Kommissi-
on in Österreich.

Herr Štěch, ich habe es schon erwähnt, Sie haben einen 
sozialdemokratischen Hintergrund. Sie kommen aus ei-
nem Land, das einerseits Mitglied der Visegrád-Gruppe 
ist und diese kommunistische Vergangenheit Mittel- und 
Osteuropas hat. Andererseits ist doch die Tschechische 

Republik das klassische mitteleuropäische Land. Sie 
sind geografisch sehr im Zentrum Europas, die Tschechi-
sche Republik hat eine Parteienlandschaft, die ja noch 
teilweise zurückreicht bis in die Habsburger Monarchie. 
Ich glaube, die sozialdemokratische Partei Tschechiens 
wurde in den 1870er-Jahren gegründet, im Gasthaus zur 
Kastanie. Wie sehen Sie das heute, wenn Sie sich anse-
hen, wie in Europa über die Tschechische Republik disku-
tiert wird, wenn die Tschechische Republik hauptsächlich 
als Teil der Visegrád-Gruppe wahrgenommen wird? Wenn 
plötzlich wieder in der Rhetorik vieler Politiker, auch vie-
ler Medien, diese West-Ost-Trennung auftaucht? Ärgert 
Sie das? Wie ist momentan die Stellung und die Rolle 
Tschechiens in Mitteleuropa aus Ihrer Sicht? 

 ➔ Milan Štěch: 
Vielen Dank. Zunächst möchte ich mich beim Präsiden-
ten des Sächsischen Landtags dafür bedanken, dass er 
diesen mitteleuropäischen Staffellauf aufrechterhält und 
dass er ihn überhaupt ins Leben gerufen hat. Es ist toll, 
dass wir uns auf diese Art und Weise treffen und über uns 
selbst, über Mitteleuropa, sprechen können. 

Zuerst möchte ich ganz kurz auf die Frage „Quo vadis, 
Mitteleuropa?“ eingehen, die als Motto und Gegenstand 
unseres Forums gewählt wurde. Ich bin der Meinung, 
dass Mitteleuropa Hand in Hand mit Europa geht. Wir 
sind ein Teil Europas. Wir in Tschechien fühlen uns als 
Europäer. Ich wage zu sagen, dass wir keine Minderwer-
tigkeitskomplexe haben und auch nicht das Gefühl, dass 
uns jemand aus Europa ausschließen und weiter gen Os-
ten verorten will. Aber auch solche Einzelstimmen gibt 
es. Präsident Kövér hat unser Land meines Erachtens gut 
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charakterisiert. Ich halte uns für ein wirklich liberales 
Land. Es gibt bei uns sowohl stark konservative als auch 
starke soziale oder sozialistische Strömungen. Letztlich 
bin ich selbst Sozialdemokrat, ich bin ein liberalsozialer 
oder sozialliberaler Politiker. Unsere politischen Reprä-
sentanten sind sich seit Langem darin einig, was unser 
Land für die Investoren attraktiv macht. Wir sind eine of-
fene Wirtschaft. Ich gehe sogar soweit und sage, dass wir 
heutzutage die offenste Volkswirtschaft in Europa und 
eine der offensten weltweit sind. Als Sozialist und Sozial-
demokrat muss ich sagen, dass es sich für uns ausge-
zahlt hat. Unsere Arbeitslosigkeit liegt fast bei null, die 
Löhne steigen, die Renten steigen, bei uns gibt es große 
soziale Stabilität. Natürlich sehe ich ein, dass es auch 
dank unserer größten Partner, insbesondere dank 
Deutschland so ist. Vor einiger Zeit habe ich gesagt: 
Wenn die deutsche Wirtschaft unter einem Schnupfen 
leidet, droht uns eine Lungenentzündung. Dieses Zitat 
fand Eingang und gilt nach wie vor. Wir halten Deutsch-
land und anderen Nachbarländern in wirtschaftlichen 
Fragen die Daumen, denn davon hängen auch bei uns 
viele Dinge ab. 

Wohin wird Europa gehen? Das vom Präsidenten der Euro-
päischen Kommission vorgelegte Weißbuch ist ein zu dis-
kutierendes Material. Wenn ich nur für mich sprechen soll-
te, würde ich mich für das fünfte Szenario entscheiden: 
Mehr und schneller, viel mehr gemeinsames Handeln. 
Aber als Politiker muss ich Realist sein, denn hört ein Poli-
tiker auf, ein Realist zu sein, verliert er die Kraft, die Real-
politik zu beeinflussen. Die Situation entwickelt sich mei-
nes Erachtens in Tschechien weiter und ich habe das 
Gefühl, dass das auch für die meisten europäischen 

Länder gilt. Wir werden nach einem Kompromiss suchen, 
wir werden weniger konsequenter machen müssen und 
wir müssen zur Subsidiarität zurückkehren, sie ernst neh-
men. Wenn wir das nicht tun, und da gebe ich Herrn Kövér 
recht, werden uns die Menschen nicht verstehen und wer-
den uns nicht unterstützen. So sieht die Realität aus. 

Auf der anderen Seite bin ich davon überzeugt, dass Eu-
ropa genauso wie unser Land liberal ist. Ich verstehe die 
konservativen, christlichen Werte. Ich selbst stamme aus 
einer Familie, die sich zu diesen Werten bekennt. Aber 
lassen Sie uns beispielsweise die Scheidungsrate an-
schauen. In Tschechien gehen 50 Prozent der Ehen ausei-
nander. Eine stabile Ehe ist ein konservativer Grundwert, 
und trotzdem funktioniert es nicht. Auch wenn sich die 
Leute zu diesem Wert bekennen, funktioniert es nicht. 
Die Familie ist die Grundlage des Staates und die Staaten 
sind Bindeglieder und Grundlagen unserer Europäischen 
Union. Deswegen müssen wir meiner Meinung nach 
Kompromisse machen, die wir aber nicht als Niederlage 
auffassen dürfen. Das Wort Demut ist in aller Munde, 
aber wir haben es nicht verinnerlicht, wir verhalten uns 
nicht danach. Hoffentlich wird sich die Überzeugung 
durchsetzen, dass Demut keine Schwäche darstellt. De-
mut ist einfach nur eine Voraussetzung für Übereinkunft, 
Weiterentwicklung und Stabilität. 

Ich stimme allen zu, die behaupten, dass wir uns zualler-
erst dessen bewusst werden müssen, dass dank der euro-
päischen Integration, dank der Europäischen Union die 
meisten von uns zu denjenigen gehören, die während ih-
res Lebens in Europa die Schrecken des Krieges nicht erle-
ben mussten. Für diesen Ansatz werbe ich tatkräftig unter 
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meinen Wählern und Unterstützern seit mindestens zehn 
oder fünfzehn Jahren, seitdem wir Mitglied der Europäi-
schen Union sind. Es ist das Schlimmste überhaupt, wenn 
Mütter ihre Söhne begraben müssen, die auf den Kriegs-
schauplätzen gefallen sind. Dies ist meines Erachtens ei-
gentlich das Wichtigste. Die Europäische Union ist einfach 
eine Form, die uns ermöglicht zu kommunizieren und den 
größten Tragödien und Unglücken vorzubeugen. 

Bezüglich der weiteren Entwicklung oder der gestellten 
Fragen: Ja, wir sind ein Bestandteil der Visegrád-Gruppe, 
wir unterstützen sie auch im Format Visegrád plus. Es ist 

effektiv und erforderlich. Es entspricht unserer Philoso-
phie und auch dem, was das Motto dieses Forums ist. 
Des Weiteren will ich hinzufügen, dass wir die Visegrád-
Gruppe nicht als irgendein Gegengewicht zu Brüssel ver-
stehen, und das ist auch keineswegs unser Ziel. Auf kei-
nen Fall. Wir haben aber eben unsere Vergangenheit und 
eigene Probleme. Sie und andere Fragen besprechen wir 
im Rahmen der V4. Wir fühlen uns ohne Zweifel als voll-
berechtigte und durchaus geachtete Mitglieder der Euro-
päischen Union, und wir wollen auf sie Einfluss nehmen. 
Die größte Differenz, die es zwischen uns in der letzten 
Zeit gab, entstand bei den Themen Migration und Vertei-
lungsquoten. Dafür wäre aber eine gesonderte Diskussi-
on erforderlich. Die Entwicklung hat meiner Meinung 
nach gezeigt, dass die Visegrád-Staaten diesbezüglich in 
vielerlei Hinsicht recht gehabt haben. Ich weiß den Mei-
nungsumschwung von Österreich, von Kanzler Sebastian 
Kurz, in diesen und in anderen Fragen zu schätzen. Ich 
sehe das so, dass der Graben, der zwischen V4 und West-
europa in der Frage der Verteilungsquoten aufgerissen 
wurde, langsam verschwindet. Wir werden es nicht mehr 
derart angehen. 

Ich stimme diesbezüglich den Kollegen aus Ungarn zu. 
Europa gehört einfach uns. Europa basiert auf christli-
chen Wurzeln. Wir brauchen Europäer in Europa. Das 
heißt allerdings nicht, dass wir Menschen nicht aufneh-
men sollten, die es nötig haben. Aber es geht darum, 
dass wir nur die bedürftigen Menschen und nicht Wirt-
schaftsmigranten aufnehmen. Wir sollten in dieser Hin-
sicht ausharren. Früher wurden Gebiete durch grausame 
Kriege erobert, heute gibt es modernere Mittel. Ich will 
nicht, dass wir den nächsten Generationen ein Europa 
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übergeben, das sich nicht zu christlichen Wurzeln beken-
nen würde. Das wäre ein großer Fehler. Ich stimme zu, 
dass es im Rahmen der Europäischen Union erforderlich 
ist, die Kräfte zur Unterstützung von Familien und jungen 
Menschen zu stärken, damit es hier genügend Europäer 
gibt, damit wir auch wirtschaftlich den künftigen Heraus-
forderungen standhalten können. Soviel für den Anfang. 
Vielen Dank.

 ➔ Gerald Schubert: 
Herr Kühnel, für Sie vielleicht eine ähnliche Frage zur Rol-
le Mitteleuropas. Jetzt vor der Wahl gibt es viele Diskussi-
onsbeiträge – es gibt Fernsehdebatten in den einzelnen 
Ländern und gesamteuropäische Fernsehdebatten. Mir 
ist dabei aufgefallen, dass manchmal sogar wirklich 
glaubhafte europäische Föderalisten sagen, man könne 
die Kommission ruhig verkleinern, dann habe man eben 
selbst keinen Kommissar mehr. Im Gegenteil, es könne 
vielleicht sogar sein, dass Kommissare aus weniger Län-
dern kommen, als die EU Mitglieder hat. Weil nichts da-
gegen spräche, dass ein Land, das eben in einem be-
stimmten Bereich kompetente Leute hat, dann gleich 
zwei oder drei Kommissare hat und ein anderes vielleicht 
weniger. Bei diesen Ländern mit dann vielleicht zwei 
oder drei Kommissaren fallen immer die Worte Deutsch-
land, Frankreich, Italien. Selbst bei denen, die sehr pro-
europäisch und für die Vertiefung der europäischen Inte-
gration sind. Auch in der jüngeren Generation habe ich 
ehrlich gesagt manchmal den Eindruck, dass Mittel- und 
Osteuropa immer noch ein bisschen ausgeblendet wird. 
Ist das auch Ihre Wahrnehmung auf Seiten der Europäi-
schen Kommission und was kann man dagegen tun? 

 ➔ Richard Nikolaus Kühnel: 
Ich glaube, wir müssen unterscheiden, worum es in Euro-
pa wirklich geht. Die Stärkung der Zusammenarbeit und 
der Kooperation in Europa ist das eine. Die Frage, wie wir 
uns institutionell aufstellen, das ist das andere. Und da 
kann man unterschiedliche Meinungen haben, da kann 
man unterschiedliche Geschwindigkeiten bevorzugen 
und unterschiedliche Institutionen stärker oder schwä-
cher aufstellen. Das sind alles Instrumente. Die Größe der 
Europäischen Kommission ist nicht sakrosankt. Es steht 
sogar im Lissabon-Vertrag, dass sie verkleinert werden 
soll im Sinne einer erhöhten Effizienz. Aber wir dienen ja 
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alle der gleichen Sache, nämlich dem gemeinsamen Inte-
resse unseres ultimativen Souveräns, der Bürger in Euro-
pa. Und ob jetzt in einzelnen Bereichen die EU handelt 
oder die Mitgliedsstaaten oder die Regionen oder die 
Kommunen, das ist eine Frage der inneren Aufgabenver-
teilung. Und das kann man so oder so organisieren. In der 
Tat erklingen in dieser Debatte jetzt von vielen Seiten 
Stimmen, auch aus Mittel- und Osteuropa. Es gab vor kur-
zem die Warschauer Erklärung, die ein konstruktiver Bei-
trag zu dieser Debatte ist. Ich meine, wir dürfen da keine 
alten Heiligtümer versuchen zu retten, sondern müssen 
darüber offen und ehrlich diskutieren.

Was bringt uns in der Zukunft voran? Es ist schon wichtig 
zu wissen, woher wir kommen. Aber die noch wichtigere 
Frage heute für die Menschen in Europa ist: Wohin geht 
die Reise? Auch angesichts unserer globalen Stellung 
und dem was um uns herum passiert und was in unserer 
Gesellschaft passiert, lautet die Frage: Wie stellen wir 
uns möglichst gut auf? Und da ist es wichtig, dass wir in-
nerhalb Europas zusammenfinden, den Zusammenhalt 
haben, den Zusammenhalt stärken, auch Vertrauen auf-
bauen. Ich bin Präsident Rößler in diesem Sinne dankbar 
für dieses Forum, für diese Diskussion, für das Einander-
zuhören. Ich habe zum Beispiel Präsident Kövér sehr ge-
nau und interessiert zugehört, weil mich interessiert, wo-
her die ungarische Position kommt. Das ist eine 
Voraussetzung für das Vertrauen, das wir brauchen, das 
wir aufbauen müssen. Präsident Juncker sagt ganz be-
wusst: Europa muss mit beiden Lungenflügeln atmen, 
mit dem östlichen und dem westlichen. Es kann nicht 
sein, dass wir nur mit dem westlichen weiteratmen. Wir 
brauchen beide Lungenflügel. Jetzt sage ich natürlich in 
diesem Forum gerne dazu: Zwischen den beiden Lungen-
flügeln liegt das Herz. Das ist Mitteleuropa, und das 
braucht Europa. Aber es ist ein gegenseitiges Abhängig-
keitsverhältnis. 

Die EU kann ohne Mitteleuropa nicht sein, aber Mittel
europa hätte ohne eine starke Europäische Union im  
21. Jahrhundert ebenfalls keine Zukunft. Daher glaube 
ich, dass wir jetzt alle zusammen über die zukünftigen 
Entwicklungen der EU sprechen müssen. Wir haben 
eine gemeinsame Mitverantwortung, ob man nun jetzt 
in einer europäischen Institution sitzt, in einer nationa-
len Regierung, in einer Landesregierung oder in einem 
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Landesparlament – wir haben eine gemeinsame Verant-
wortung für Europa. Und da ist das Thema Subsidiarität 
ein wichtiges. Natürlich kommt diese – da hat Präsident 
Kövér Recht – auch aus der katholischen Soziallehre, und 
ich erinnere gern daran, dass die Gründerväter der Euro-
päischen Union allesamt sehr stark durch die christliche 
Soziallehre beeinflusst waren. Sie ist immer noch Teil un-
serer DNA, daran hat sich nichts geändert. Subsidiarität ist 
wichtig. Aber sie ist eben keine Einbahnstraße, mit deren 
Hilfe wir allein Kompetenzen aus Europa zurückübertra-
gen. Sondern Subsidiarität heißt, es soll auf der Ebene 
entschieden und gehandelt werden, die die am besten ge-
eignete Ebene für eine bestimmte Aufgabe ist. 

Bei großen Themen, ob das Außen- und Sicherheitspolitik 
ist, zunehmend auch Verteidigungspolitik, bei Digitalisie-
rung, Klimawandel, auch im Umgang mit der Frage Außen-
grenzschutz, Migration, bei so grundlegenden Fragen liegt 
es für mich auf der Hand, dass nur Europa die Handlungs-
ebene sein kann. Entweder bewegen wir es europäisch 
oder wir werden es gar nicht bewegen. Und dann stellt sich 
die Frage nach den Mehrheitsentscheidungen. Wollen wir 
in diesen Bereichen weiterhin ein Einstimmigkeitsprinzip, 
wenn das Einstimmigkeitsprinzip Vetorecht mal 27 heißt? 
Und vergeben wir damit nicht die Chance, Entwicklungen 
global mit anzustoßen? Das Beispiel mit der Brücke wurde 
genannt, aber es gibt andere Beispiele, wo wir es aufgrund 
des Einstimmigkeitsprinzips nicht schaffen, als Europa ge-
meinsam zu handeln. 

Neben dem Subsidiaritätsprinzip gibt es aber übrigens 
noch ein anderes Grundprinzip der katholischen Sozial-
lehre, das Solidaritätsprinzip. Das gehört ebenso dazu. 

Wer Subsidiarität im christlichen Sinne sagt, muss auch 
Solidarität im christlichen Sinne sagen. Und die Solidari-
tät innerhalb Europas ist eine Voraussetzung dafür, dass 
wir auch eine gerechte innereuropäische Gesellschaft 
aufbauen. Wichtig ist dabei die Einbindung aller wesent-
lichen Akteure. Wir haben als Kommission einen Subsidi-
aritätsbericht in Auftrag gegeben, übrigens unter Teilnah-
me eines Sachsen und eines Steirers in dieser Task Force, 
der ganz klar betont, wie wichtig es ist, regionale und 
nationale Parlamente miteinzubeziehen und miteinzu-
bauen. Europa ist eben ein gemeinsames Verantwor-
tungsprojekt. Es gilt nicht Brüssel gegen die National-
staaten, sondern es geht nur gemeinsam – Brüssel und 
die Nationalstaaten, sonst geht es gar nicht. 

 ➔ Gerald Schubert: 
Präsident Kövér, das Wort Subsidiarität ist jetzt häufig ge-
fallen. Sie haben selbst gesagt, dass das keine Erfindung 
der Europäischen Union ist, dass diese Idee der Subsidia-
rität zurückgeht auf die christliche Lehre. Damals war aber 
wahrscheinlich nicht der Nationalstaat – den es so noch 
nicht gab – gemeint, wahrscheinlich waren damals kleine-
re Einheiten des gesellschaftlichen Zusammenlebens ge-
meint. Ist es nicht so, dass die Europäische Union da auf 
dem richtigen Weg ist, weil sie auch eine Regionalisierung 
der Politik will? Häufig wird von einem Europa der Regio-
nen gesprochen und eigentlich ist es nur der National-
staat, der Kompetenzen abgeben soll, und zwar in beide 
Richtungen. Ist da in Ihren Augen etwas dran? 

 ➔ Dr. László Kövér: 
Ungarn ist in der glücklichen Lage, so groß zu sein, wie 
einzelne Regionen in den größeren Mitgliedsstaaten Eu-
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ropas es sind. Deshalb sind wir kaum von derartigen 
Brüsseler Bestrebungen betroffen, sich anstelle der Nati-
onalstaaten eher auf größere Regionen zu konzentrieren. 
Wenn wir Regionen als die Kooperation mehrerer kleine-
rer Mitgliedsstaaten auffassen, dann ist das für das gute 
Funktionieren der Europäischen Union in Zukunft ausge-
sprochen förderlich und unerlässlich. Die Zusammenar-
beit der vier Visegrád-Staaten ist keine geniale Erfindung, 
denn nicht wir haben uns diese Formation einfallen las-
sen, sondern es waren die Benelux-Staaten. Ich glaube, 

dass dort zum ersten Mal eine Zusammenarbeit dieser 
Art entstanden ist, die im Verhältnis zu uns noch höher 
entwickelt und institutionell besser ausgearbeitet ist. Sie 
haben etwa ihre eigene parlamentarische Versammlung. 
Aber ich könnte auch die baltischen Staaten oder das 
nordische Staaten-Bündnis erwähnen, die uns in dieser 
Hinsicht ebenfalls voraus sind. Diese Art von regionaler 
Zusammenarbeit ist nützlich für die Europäische Union, 
weil dadurch Meinungen konzentriert und Vorab-Diskus-
sionen angeregt werden. 

Präsident Rößler hat Václav Havel mit den Worten zitiert, 
dass „die Politik die Kunst des Unmöglichen” sei. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren – und das sage ich 
auch zur Entschuldigung der Europäischen Union, der 
Brüsseler Bürokraten –, die Europäische Union ist selbst 
ein Ding der Unmöglichkeit. Bedenken wir nur: alle vier 
Jahre zu unterschiedlicher Zeit in sämtlichen Farben des 
Regenbogens gewählte Regierungen von 27 Mitglieds-
staaten sprechen in einer Kakofonie davon, was die eu-
ropäische Lösung sei. Völlig unmöglich! Wir dürfen also 
gar nicht anstreben, uns ein System von Institutionen 
einfallen zu lassen, die dann jeden Streit lösen, das Ende 
der Geschichte bereiten und die Zeit himmlischen Frie-
dens einläuten, wie die Liberalen erhoffen. Die Europäi-
sche Union wird dann gesund sein, wenn sie in der Lage 
ist, echte, offene, vorurteilsfreie Diskussionen zu führen, 
ohne dabei zweierlei Maß anzusetzen. Ich meine, dass 
die genannten Formen der regionalen Zusammenarbeit 
eine große Hilfestellung dafür bieten, dass diese Diskus-
sionen doch einen rationalen Ausgang finden und zu ei-
nem gemeinsamen Ergebnis, zu einem Kompromiss wel-
cher Art auch immer führen. 
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Heutzutage habe ich das Gefühl, dass den vier Visegrád-
Staaten in der westlichen Hälfte Europas – insbesondere 
in Brüssel – die Rolle des schwarzen Schafes zuteilwird 
und bei dieser Beurteilung vielleicht Ungarn der Vorreiter 
sein mag, obwohl man in Brüssel Mitteleuropa gegenüber 
dankbar für diese Zusammenarbeit sein sollte. Ebenso 
verstehe ich, dass aus gewissen Blickwinkeln in Brüssel 
diese Art von Zusammenschluss, auf dessen Vielfalt ich 
hingewiesen habe, unbequem erscheinen mag. Brüssel 
möchte die eigene Leistung, die es als eigenes Frie-
densprojekt betrachtet, so darstellen, als würde ohne sie 
auf der Bühne Europas, im Schatten der Nationalismen, 
wieder totales Chaos und das gegenseitige Dahinschlach-
ten herrschen. Der Zusammenschluss der vier Visegrád-
Staaten ist für die Repräsentanten dieses Standpunktes 
auch deshalb ein wenig unangenehm, weil nicht nur vier 
Regierungen von völlig unterschiedlicher politischer Ori-
entierung ausgezeichnet zusammenarbeiten können, 
sondern weil man es geschafft hat, die aus der gemeinsa-
men Geschichte stammenden Kontroversen zwischen Slo-
waken und Ungarn hinter sich zu lassen. 

Dieses Verhältnis ist seit Beginn des 20. Jahrhunderts – 
gelinde gesagt – wolkenverhangen. Die Großmächte ha-
ben einen Teil des historischen Ungarns weggenommen 
und daraus zur Hälfte die Tschechoslowakei entstehen 
lassen. Dann hat sich dieses Land aufgespalten und etli-
che hunderttausend Bürgerinnen und Bürger ungarischer 
Nationalität sind in der Slowakei verblieben. Über ihre 
Rechte wurde zwischen den beiden Weltkriegen, aber 
selbst nach der Wende in den einzelnen Ländern kontinu-
ierlich gestritten. Diesen Streit können wir jetzt beiseitele-
gen, ordentlich damit umgehen und hinter einer anderen 

Tür diskutieren. Damit arbeiten zwei Länder zusammen, 
von denen in manchen Hauptstädten Westeuropas be-
hauptet wird, sie seien nationalistisch und wenn es an ih-
nen läge, würde in Europa die Hölle losbrechen. Allerdings 
stellt sich heraus, dass die Hölle nicht losbricht und wir 
hervorragend zusammenarbeiten können. Parlamentsprä-
sident Andrej Danko ist ein ordentlicher slowakischer Na-
tionalist, und dafür respektiere ich ihn sehr. Wir können 
uns nicht nur über die europäische Politik, nicht nur über 
das slowakisch-ungarische Verhältnis, sondern sogar über 
das Befinden unserer Familien und über unsere jeweiligen 
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Lieblingsweine sehr gut unterhalten. Damit will ich sagen, 
dass man vielleicht mit einem größeren Maß von Verständ-
nis, mit einem größeren Maß an Akzeptanzfähigkeit und 
– wie mein Präsidentenkollege formuliert hat – mit einem 
größeren Maß an Demut mitunter mehr erreichen würde, 
als wenn man denkt, man hätte den Stein der Weisen in 
der Hosentasche.

 ➔ Gerald Schubert: 
Vielen Dank, eine kurze Nachfrage vielleicht noch. Herr 
Präsident, ich weiß, dass Historikern die Was-Wäre-

Wenn-Frage verboten ist, aber ich bin kein Historiker, 
deshalb darf ich sie stellen. Glauben Sie, dass das Ver-
hältnis zwischen Ungarn und der Slowakei auch so gut 
wäre und die Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern 
so gut klappen würde, wenn nicht beide Länder vor ziem-
lich genau 15 Jahren der Europäischen Union beigetreten 
wären? Die Visegrád-Gruppe gab es ja schon vorher. Wel-
che Auswirkung hat die Europäische Union auf die Vise-
grád-Gruppe und auf ihr Verhältnis untereinander ge-
habt? Ich habe den Eindruck, eine positive. 

 ➔ Dr. László Kövér: 
Insoweit, dass die schlechten Politiken der Europäischen 
Union als gemeinsame Bedrohung uns wieder Seite an 
Seite zusammengebracht haben. Brüssel hatte also in 
der Tat einen Effekt, und zwar einen positiven Effekt auf 
die Zusammenarbeit. Vielleicht gibt es an allem Schlech-
ten etwas Gutes. Daraus erkennt man auch, dass Gottes 
Wege unergründlich sind und dass er das Schlechte 
manchmal zu etwas Gutem benutzt. Ich vertraue darauf, 
dass diese uns alle betreffende Bedrohung, die aus dem 
komplett falschen Verständnis und der komplett falschen 
Behandlung der Problematik der massenweisen Migra
tion entsteht, und die uns näher zueinander gebracht 
hat, dazu führen wird, dass wir nicht nur in der Abwehr 
von Bedrohungen von außen zusammenarbeiten kön-
nen, sondern auch im gemeinsamen Aufbau der Zukunft. 

Zweifellos sind wir, nachdem wir über wettbewerbsfähi-
ge Volkswirtschaften verfügen, aus unterschiedlichen 
historischen Gründen heraus, im wirtschaftlichen Sinne 
eher Wettbewerber untereinander. Es wird daher kein 
Leichtes sein. Allerdings streben wir immer mehr danach, 
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Projekte zu identifizieren – wie das gemeinsame Engage-
ment Mitteleuropas in der Verteidigungskooperation 
oder der gemeinsame Ausbau der Infrastruktur –, über 
die wir die historische Konstellation hinter uns lassen 
können, bei der es darum ging, dass die Wege zwischen 
Ost und West Mitteleuropa definiert haben. Auf der ande-
ren Seite wurden die Wege einer Nord-Süd-Verbindung, 
die vom Baltikum ausgehend bis zum Balkan ein Mittel-
europa im erweiterten Sinne hätten stärker verbinden 
können, nicht nur nicht ausgebaut. Vielmehr haben die 
außerhalb unserer Region stehenden und uns als eine 
ihrer Einflusssphären betrachtenden Großmächte akri-
bisch darauf geachtet, dass es zu keiner Zusammenar-
beit welcher Art auch immer unter diesen Ländern kam. 
So entstand die absurde Situation, dass man von Ungarn 
mit dem Zug eher nach Paris kommt, als sagen wir nach 
Warschau. Aber das gleiche ließe sich über den Handel 
oder die wirtschaftliche Zusammenarbeit sagen. 

Wir haben in der Hinsicht einen sehr guten Weg eingeschla-
gen. Wenn wir einmal die Fragen gelöst haben werden, die 
wir gemeinsam als Bedrohung auffassen, dann wird da-
durch die Zusammenarbeit der Visegrád-Staaten nicht zum 
Erliegen kommen, ganz im Gegenteil: ein auch im wirt-
schaftlichen Sinne integriertes Mitteleuropa wird zu einem 
wichtigen Akteur Europas. An dieser Stelle darf ich auf die 
kaum bekannte Tatsache hinweisen, dass der Umfang der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und den vier Visegrád-Staaten – nach meiner Kenntnis – 50 
Prozent über dem deutsch-französischen Handelsvolumen 
liegt, auf das die wirtschaftliche Zusammenarbeit im Vor-
feld zur Europäischen Union aufgebaut worden war. Das 
heißt, die vier Visegrád-Staaten stellen heute zusammen-

genommen für Deutschland einen wichtigerer Partner dar, 
als Frankreich. Das wird früher oder später auch entspre-
chende politische Konsequenzen haben. Selbstverständ-
lich möchte ich dabei, dass auch Berlin Mitteleuropa als 
eine eigenständige Entität betrachtet, die über eigenstän-
dige Interessen verfügt, die sich von den eigenen unter-
scheiden, die trotzdem aber Berücksichtigung verdienen.

 ➔ Gerald Schubert: 
Herr Präsident Sobotka, ich habe schon eingangs erwähnt, 
dass die leichte Österreichlastigkeit unseres Panels reiner 
Zufall ist. Nichtsdestotrotz hat das einen inhaltlich span-
nenden Aspekt, weil Österreich in der Debatte schon ein 
sehr interessantes Land ist. Wir sind geografisch ganz in 
diesem mitteleuropäischen Raum drinnen. Mittlerweile 
dürfte sich herumgesprochen haben, aber ich glaube lan-
ge Zeit hat es in Wien blankes Erstaunen ausgelöst, dass 
Prag nordwestlich von Wien liegt. Österreich ist ein mittel-
großes Land, ungefähr vergleichbar mit der Tschechischen 
Republik, mit Ungarn, doch etwas größer als die Slowakei. 
Wenn man so auf die Landkarte Mitteleuropas sieht, dann 
drängt sich dieses Bild auf, dass Österreich da einfach da-
zugehört. Auf der anderen Seite: Österreich hatte nach 
dem Zweiten Weltkrieg das Glück, sich als demokratischer 
Staat zu entwickeln. Wir mussten die Freiheitsrevolutio-
nen des Jahres 1989 nicht mitmachen, hatten da schon 
eine ganz andere Startposition. 30 Jahre nach diesen Frei-
heitsrevolutionen, 15 Jahre nach der EU-Erweiterung, wel-
che Rolle kann da Österreich spielen? Es hat schon eine 
interessante Scharnierfunktion; auch von Seiten der Bun-
desregierung wird immer das Wort Brückenbauer in die 
Diskussion gebracht. Mir scheint es logisch zu sein, aber 
ganz leicht ist es nicht, oder?
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 ➔ Wolfgang Sobotka: 
Die Funktion, die Österreich in Europa hat, ist eine wech-
selnde. Ich denke, wir sollten vermeiden, dass es heißt: 
Wir und Europa. Wir sind Europa. Ich halte es nicht für 
zielführend, so sehr wir Mitteleuropa auch als einen 
Raum erfassen, dass wir das in Gegenposition zu Europa 
sehen. Dort hat Österreich eine Aufgabe wie alle ande-
ren, immer das gemeinsame Europäische zu sehen. Ich 
glaube, wenn wir dieses gemeinsame Europäische auf-
geben, dann brauchen wir wesentlich mehr Kraft bzw. 
sind wir nicht in der Lage, den großen Herausforderun-
gen zu begegnen. Wo ist etwas beheimatet, wo ist etwas 
rechtlich fixiert? Diese Begriffe werden sich in 20 Jahren 
nicht mehr in dieser Schärfe stellen wie heute. Jedoch 
wird es auch dann unterschiedliche Ebenen geben. Da-
her ist der richtige Ansatz zu sagen: Europa soll sich um 
das kümmern, was wirklich der einzelne Staat für sich 
nicht lösen kann. Das entspricht ganz dem Subsidiari-
tätsprinzip. Künstliche Intelligenz und ihre Auswirkun-
gen – das kann weder Österreich noch die Visegrád-
Gruppe noch Deutschland lösen, vor allem dann nicht, 
wenn es gegenüber China, gegenüber Indien und gegen-
über Amerika gelingen soll. 

Das heißt, Europa ist, wenn es nicht wieder zerfallen 
möchte, gezwungen, einen Weg aus unterschiedlichen Po-
sitionen zu finden und das Gemeinsame zu suchen. Öster-
reich ist vielleicht dasjenige Land, das diese verbindende 
Funktion hat, um unterschiedliche Positionen zusammen-
zuführen. Es muss sich zumindest darum bemühen. Ich 
sage dazu nicht Brückenbauer – das ist immer eine Funk-
tion, die auch von anderen angenommen werden muss. 
So sehen wir aus parlamentarischer Sicht, dass wir mit 

den sechs Balkan-Staaten, die nicht in der Europäischen 
Union sind, sehr gut zusammenarbeiten. Wir haben dort 
Programme geschaffen und schauen, dass wir unsere Un-
terstützung anbieten. Die empfinden uns daher als Brü-
ckenbauer. Ob uns andere Länder als Brückenbauer be-
zeichnen oder sehen, das müssen sie selbst entscheiden. 
Ich glaube schon, dass Österreich immer wieder eine ver-
mittelnde Rolle einnehmen kann, wenn es sich in die euro-
päische Politik einbringt. Das halte ich für notwendig. Das 
liegt auch ein wenig an unserer geografischen Position 
sowie an unserer historischen Position. 

Wenn wir heute den Rückgriff auf die Lingua franca des 
Lateins haben, dann könnte nach dem Brexit Englisch 
zur Lingua franca Europas werden. Ich glaube, ein 
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wesentlicher Grund, warum die Europäer sich nicht 
wirklich als Europäer empfinden, ist die fehlende ge-
meinsame Sprache. Das ist eines der wesentlichen Mo-
mente, um sich gemeinsam zu fühlen. Wir müssen uns 
fragen, was die nächste Generation für eine Idee von 
Europa hat. Europa muss auch emotional spürbar wer-
den. Das ist ja ein Grund, weshalb sich Ländergruppen 
finden, weil Europa für sie letzten Endes nicht diese 
Heimat bringt. Die Benelux-Länder haben sich eben ge-
formt, weil sie Nähe gesucht haben, das Gemeinsame 
in ihrer Region gesucht haben, das sie sonst nicht fan-
den oder weil sie von den beiden großen Ländern Frank-
reich und Deutschland nicht so wertgeschätzt wurden. 

Es geht auch immer um Wertschätzung sowie um Groß ge-
gen Klein. Es darf in Europa keine wesentliche Rolle spie-
len, wie groß jemand ist. Wir haben ganz kleine Länder wie 
Malta und die baltischen Länder. Und die Großen müssen 
auf die Kleinen auch zugehen, die müssen auch dort eine 
Vorleistung erbringen. Wenn Europa sich reduziert auf das 
Verhältnis zwischen Frankreich und Deutschland, wo man 
das Gefühl hat, die beiden Länder bestimmen die europä-
ische Politik und die anderen dürfen gelegentlich mal et-
was aufzeigen, dann wird Europa langfristig nicht den Be-
stand haben, den es bislang hatte. 

 ➔ Gerald Schubert: 
Milan Štěch, Präsident Sobotka hat auch die nächste Ge-
neration erwähnt. Mich würde interessieren, wie aus Ihrer 
Sicht die junge Generation in der Tschechischen Republik 
auf Europa blickt und auf die eigene Vergangenheit der De-
mokratisierung. Ich darf hier ein kurzes polnisches Ele-
ment miteinbringen: Es ist kein Pole im Podium, aber ich 

war in den letzten drei Tagen auf einer Pressereise durch 
Warschau und Krakau mit dem Institut für den Donauraum 
und Mitteleuropa (IDM). Was ich daraus mitgenommen 
habe ist: Die Gesellschaft ist extrem gespalten. Das sagen 
Ihnen alle, es bestätigen Ihnen alle, egal auf welcher poli-
tischen Seite die Gesprächspartner stehen. Und diese 
Spaltung hat zu tun mit der Rolle der katholischen Kirche, 
diese Spaltung hat zu tun mit Rechtsstaatlichkeit und die-
se Spaltung hat auch zu tun mit dem Jahr 1989. Besonders 
mit Blick auf 1989 gibt es immer noch zwei Denkschulen. 
Die einen sagen: Wir hätten damals überhaupt nicht mit 
den Kommunisten reden sollen, wir haben uns auf zu viele 
Kompromisse eingelassen. Die anderen sagen: Nein, das 
war damals der einzige Weg, um diese Wende über die 
Bühne zu bringen und nachher demokratisch und in 
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Frieden miteinander zu leben. Meine Frage an Sie wäre: 
Gibt es diese Diskussion in der Tschechischen Republik 
heute auch so? Und wenn ja, wie sieht die Jugend das, in-
teressiert die das überhaupt noch?

 ➔ Milan Štěch: 
Diese Diskussion spielt sich auch in Tschechien ab, aber 
es ist kein so tragendes Thema wie in Polen. Ich behaup-
te sogar, dass die junge Generation das Leben genießt. 
Wir haben keine ernsthafteren wirtschaftlichen und sozi-
alen Probleme. Natürlich gibt es auch Probleme. Die gro-
ßen Städte haben zum Beispiel in den letzten Jahren ei-
nen enormen Preisanstieg bei Wohnungen verzeichnet, 
der durch einen großen Zustrom von Ausländern insbe-
sondere aus Osteuropa, aus der Ukraine, aber auch aus 
den Balkanländern verursacht ist. Das hat die Wohnungs-
preise in die Höhe getrieben. Das ist für unsere Kaufkraft 
ein ernsthaftes Problem. Es stimmt, dass in der letzten 
Zeit auch in Prag Demonstrationen, sogenannte Mon-
tagsdemos, stattgefunden haben. Die Teilnehmer haben 
dort gegen Bemühungen einiger Politiker um Einfluss-
nahme auf die Polizei oder Staatsanwaltschaft bei der 
Ermittlung von einigen Fällen, die unseren Ministerpräsi-
denten Andrej Babiš betreffen, demonstriert. Sie sehen 
darin ein Risiko. Aber diese Frage will ich an dieser Stelle 
nicht weiter ausführen. Damit befasst sich auch die Euro-
päische Kommission. 

Aber was die Einstellung der jungen Generation angeht, 
kann man nicht behaupten, dass sie eine einheitliche 
Meinung vertritt. Das ist einfach nicht der Fall. Auch die 
junge Generation ist heterogen. Beispielsweise hängt es 
davon ab, wo die Leute leben. Den Fortschritt verspüren 

besonders Menschen in den großen Städten. Auf dem 
Land ist es etwas komplizierter. Das ist etwa bei den 
Wahlen an dem Umstand zu sehen, wer welche Parteien 
und Präsidentschaftskandidaten unterstützt. Unsere ak-
tuelle Aufgabe – und das betrifft nicht nur Tschechien, 
das gilt für ganz Europa – besteht darin, attraktive Rah-
menbedingungen und einen entsprechenden Lebens-
standard in den ländlichen Regionen zu gewährleisten. 
Ich bin davon überzeugt, dass Europa sich schon immer 
auf seine ländlichen Regionen gestützt hat. Es waren – 
das gilt hauptsächlich für Mitteleuropa – nicht nur die 
großen Zentren. Meines Erachtens müssen wir daran ar-
beiten, dass das Leben auf dem Land für Menschen eine 
angemessene Lebensqualität bietet. Wir sind nicht Ame-
rika, wollen nicht die Devise propagieren, dass Men-
schen der Arbeit nachziehen müssen. Dafür wurde in 
Tschechien in den 1990er-Jahren geworben. Wir Politiker 
müssen dafür Bedingungen schaffen, dass die Arbeit 
auch zu den Menschen in den Regionen kommt. Eines ist 
uns klar: Wenn es dort keine Arbeit gibt, wird es bestimm-
te Konsequenzen nach sich ziehen. 

In der Tschechischen Republik ist die Situation also nicht 
derart zugespitzt, und hiermit komme ich zu meinen ein-
leitenden Worten. Es ist wichtig, dass wir uns dessen be-
wusst werden, um die Situation zu verstehen. Wir sind 
wirklich eine sehr liberale Gesellschaft, diese bietet den 
Menschen viele Möglichkeiten zur Selbstverwirklichung, 
Möglichkeiten, nach den eigenen Präferenzen zu leben. 
In Tschechien lassen sich die Leute nicht so leicht in ein 
Korsett zwingen. Die neuen elektronischen Medien sind 
in Abhängigkeit von ihren Eigentümern bestrebt, hin und 
wieder Menschen zu beeinflussen. Ich hoffe jedoch, dass 
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die natürliche Intelligenz und der Bildungsstand der 
Menschen sicherstellen, dass sie dem nicht unterliegen. 
In dieser Frage bin ich zuversichtlich.

Ich möchte noch etwas zur Visegrád-Gruppe sagen. Sie 
ist insbesondere deswegen entstanden, weil wir uns ge-
meinsam auf den Beitritt zur Europäischen Union vorbe-
reiten wollten. Diese Aufgabe hat sie perfekt bewältigt. 
Anschließend machte man sich Gedanken über den Fort-
gang und es stellte sich heraus, dass es gut wäre weiter-
zumachen, und zwar auch wegen des wirtschaftlichen 
Austauschs. Manche Unternehmen sind eng miteinander 
verbunden. Darüber haben wir hier gesprochen. Meine 

persönliche Sichtweise auf die Visegrád-Gruppe, oder 
ich kann es sogar für die Tschechische Republik sagen: 
Wir verstehen die Visegrád-Gruppe nicht als ein macht-
politisches Gebilde, das nur eine Plattform innerhalb der 
Europäischen Union oder nur ein Bestandteil von ihr 
wäre. Wir sehen uns als ein vollberechtigtes Mitglied der 
Europäischen Union genauso wie ein jeder anderer Staat, 
der in der Visegrád-Gruppe Mitglied ist. Die Politik ge-
genüber Brüssel, gegenüber der EU, gestalten wir auf der 
Grundlage von Entscheidungen unserer Nationalparla-
mente. Es stimmt, dass unser Präsident zuweilen ein we-
nig abweichende Meinungen vertritt, aber auch das ge-
hört zu einer Demokratie. Die Meinungen in der 
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V4-Gruppe werden natürlich geachtet und sehr ernst ge-
nommen. Wir versuchen diese auch irgendwie in unseren 
Standpunkten widerzuspiegeln. Aber auf keinen Fall 
möchte ich, dass der Eindruck entsteht, dass wir uns in 
der Vierergruppe irgendwie absprechen, wie wir in Brüs-
sel gemeinsam auftreten werden oder nicht auftreten 
werden. Wenn wir dies für angebracht halten, wenn wir 
auf natürliche Weise übereinstimmen, dann treten wir 
einheitlich auf, aber bei manchen Fragen haben wir auch 
unterschiedliche Meinungen. Ich glaube, dass das richtig 
ist. Es wäre ein großer Fehler, wenn die Länder außerhalb 
der V4 diese Gruppierung als einen Gegenpol wahrneh-
men würden. Ich habe vor einigen Jahren sogar gehört, 
wir seien „Störenfriede“. Das ist fehl am Platz. Es ist das 
Gleiche, als ob wir bestimmte Vorbehalte dem Weimarer 
Dreieck gegenüber hätten. Es hat historische Wurzeln 
und wir respektieren seine Existenz. Ich bitte hier um die 
gleiche Einstellung. 

Und noch eine letzte Bemerkung: Ich bin ein großer Geg-
ner davon und warne davor, dass in den offiziellen Wort-
gebrauch und auch in die Praxis der Institutionalisierung 
die Rede von einem „Europa der zwei Geschwindigkei-
ten“ Eingang findet. Europa entwickelt sich unterschied-
lich in verschiedenen Ländern. Das ist klar. Es gibt da 
nicht nur zwei, sondern mehrere Geschwindigkeiten. Die 
politische Integration hat die tatsächliche wirtschaftliche 
überholt. Wir sehen, wie zum Beispiel der alte europäi-
sche Süden hinter dem dynamischen Mitteleuropa zu-
rückbleibt. Das ist die Realität und entsprechend ist hier 
Vorsicht geboten, nicht diesen Begriff zu benutzen. Wenn 
wir nämlich anfangen würden, den Begriff „Europa der 
zwei Geschwindigkeiten“ zu verwenden, und dann die 

entsprechenden Institutionen dazu schaffen, dann wür-
den wir das Denken der Menschen völlig demontieren. 
Ich warne wirklich davor, den Begriff „Europa der zwei 
Geschwindigkeiten“ zu benutzen. Manche neuen Politi-
ker mit kometenhaftem Aufstieg haben angefangen, die-
sen Begriff zu gebrauchen. Ich glaube, es liegt an ihrer 
mangelhaften Erfahrung. Sie sollten sich vor Augen füh-
ren, dass es kein guter Ansatz ist.

 ➔ Gerald Schubert: 
Bevor Fragen aus dem Publikum kommen, möchte ich 
noch mit Ihnen, Herr Kühnel, kurz über die Rechtstaat-
lichkeit sprechen. Wenn wir darüber sprechen, was Mit-
teleuropa in der Europäischen Union für eine Rolle spie-
len kann, dann ist das Thema Rechtsstaatlichkeit zentral, 
unter anderem auch deswegen, weil es in der Europäi-
schen Union das Instrument des sogenannten Artikel 
7-Verfahrens gibt, bei dem es hauptsächlich um die 
Rechtstaatlichkeit geht. Es gibt in der Geschichte der EU 
nur zwei solche Verfahren, nämlich eines gegen Polen 
und eines gegen Ungarn. Das gegen Polen wurde von der 
Europäischen Kommission initiiert, das gegen Ungarn 
vom Europäischen Parlament. Wie sehen Sie diese bei-
den Verfahren im Gefüge der gesamteuropäischen Dis-
kussion? Ich habe manchmal den Eindruck, zumal wenn 
ich mit Menschen in Polen oder Ungarn spreche, dass 
diese Verfahren, die oft ein bisschen schwammig sind 
und für die es zuweilen keine Fristen gibt, auch kontra-
produktiv sein können, erst recht, wenn sie jenen in die 
Karten spielen, die gern mal bei heimischen Wahlkämp-
fen gegen Brüssel anreden. Wie sinnvoll sind diese Ver-
fahren und wie beurteilen Sie das Thema Rechtsstaat-
lichkeit in diesem mitteleuropäischen Raum?
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 ➔ Richard Nikolaus Kühnel: 
Die Europäische Union ist für alle Länder, die ihr ange-
hören, einschließlich natürlich den mitteleuropäischen, 
keine Bedrohung. Präsident Rößler hat in seiner einlei-
tenden Rede gesagt: Wir müssen schauen, dass die Eu-
ropäische Union für alle attraktiv bleibt und die beste 
Option für jedes einzelne Land ist. Das ist etwas, was 
wir jetzt auch aus dem Brexit lernen. Die Europäische 
Union ist keine Bedrohung, sondern sie ist ein Haus, 
ein gemeinsames Haus, das allen, die darin sind, 
Schutz und Entwicklungsmöglichkeiten bietet. 

Sehen Sie, mittlerweile ist die Region Bratislava rei-
cher als Wien. Es ist die fünftreichste Region Europas. 
Und wenn ich mir anschaue, wie viele Unternehmen 
ihre Automobilindustrie in Ungarn angesiedelt haben, 
in der Slowakei, in der Tschechischen Republik, dann 
hängt das natürlich mit dem gemeinsamen Schutzrah-
men und dem gemeinsamen Binnenmarkt der Europä-
ischen Union zusammen. Europa ist ein Haus, das wir 
gemeinsam bauen und an dem wir gemeinsam arbei-
ten. Aber das Fundament dieses Hauses, das sind die 
Grundwerte, auf denen es errichtet worden ist. Und da 
muss ich jetzt schon einen Unterschied machen: Brüs-
sel ist nicht Moskau und Brüssel ist auch nicht das 
alte Wien. Der EU sind alle Staaten freiwillig beigetre-
ten, da wurde nichts erobert und nichts erheiratet, 
das war ein freiwilliger Beitrittsprozess, und man hat 
in seinem Beitrittsvertrag die Grundwerte, das Funda-
ment Europas, mit unterschrieben. Und wenn wir die-
ses Fundament verlieren, wenn dieses Fundament ins 
Rutschen gerät, dann gerät das europäische Haus ins 
Rutschen. 

Herr Štěch hat vorhin gesagt: Wenn Deutschland einen 
Schnupfen hat, dann bekommt die Tschechische Repub-
lik eine schwere Verkühlung. Heute spüren wir, wenn Chi-
na ein Schnupfen droht, dann droht uns allen eine 
schwere Verkühlung. Das heißt, das europäische Haus 
braucht ein starkes Fundament, und da sind die Grund-
werte essenziell, und deshalb machen wir es uns als 
Kommission da nicht leicht. Wir wollen hier niemanden 
bestrafen, wir wollen auch nicht der Oberlehrer sein, der 
mit dem erhobenen Zeigefinger in die Länder kommt und 
sagt: Du machst das nicht gut. Das Artikel 7-Verfahren ist 
ein gemeinsames Verfahren, das als Dialogverfahren 
entwickelt wurde, nicht als Oberlehrerverfahren. Die Eu-
ropäische Kommission hat mit Polen über Jahre hinweg 
einen intensiven Dialog geführt, immer in Absprache und 
mit Unterstützung der anderen Mitgliedsstaaten, fast al-
ler, um in Polen zu helfen, dass das Rechtssystem, die 
Frage der Verfassungsgerichtsbarkeit oder die Ernennung 
von Richtern sich in eine Richtung entwickeln, die aus un-
serer Sicht den europäischen Grundwerten entspricht. 
Bei Ungarn ist es eine andere Situation, da ist die Initiati-
ve vom Europäischen Parlament ausgegangen. Bei Un-
garn haben wir einfach eine Reihe von Themen, unter 
anderem die Frage der Bildungsinstitutionen, der Zivilge-
sellschaft, der Medienfreiheit, zu denen im Europäischen 
Parlament das Gefühl entstand: Wir müssen hier mit 
Ungarn einen Dialog eintreten. 

Das Ziel ist nicht, dass wir ein Land damit „unterjochen“ 
– im Gegenteil. Es ist ein sensibler Prozess, um eigene 
Entwicklungen, den inneren gesellschaftlichen Entwick-
lungsprozess in diesen Ländern anzustoßen und zu be-
gleiten. Wir wollen nicht gegen die Ungarn oder gegen 
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die Polen vorgehen, sondern gegen ganz spezifische 
Maßnahmen, die von den jeweiligen Regierungen erlas-
sen worden sind und die aus unserer Sicht in einem Wi-
derspruch zu den europäischen Grundwerten stehen. 
Und ich hoffe, dass hier Bereitschaft da ist, sowohl in 
Budapest wie in Warschau, mit uns gemeinsam aus die-
ser Situation konstruktiv herauszufinden. Und ich glau-
be, nach den europäischen Wahlen wird hoffentlich auch 
eine andere Dynamik da sein, dass beide Länder dann 
vielleicht bereit sind, die eine oder andere Maßnahme 
einzuleiten, um aus dem Verfahren wieder herauskom-
men. Wir haben alle kein Interesse, ewig in so einer kon-
frontativen Situation stecken zu bleiben. 

 ➔ Gerald Schubert: 
Herzlichen Dank. Jetzt drängen sich im Publikum Fragen 
auf. 

 ➔ Publikumsbeitrag (Dr. Rafał Dutkiewicz): 
Ich heiße Rafał Dutkiewicz und bin der ehemalige Ober-
bürgermeister von Breslau. Es ist keine Frage, sondern 
ich möchte eine Aussage zum Wort christlich machen. 
1965 wurde der Prozess der polnisch-deutschen Versöh-
nung eingeleitet mit den Worten: „Wir gewähren Verge-
bung und wir bitten um Vergebung.“ Der Verfasser dieser 
Worte, Kardinal Bolesław Kominek, Bischof zu Breslau, 
hat auf die Frage, warum wir nach Aussöhnung streben 
und warum diese Worte gesagt wurden, wie folgt im Jahre 
1966 geantwortet. Ich zitiere: „Die Sprechweise kann 
nicht nationalistisch sein, sondern muss europäisch in 
der tiefgreifendsten Bedeutung dieses Wortes sein. Euro-
pa ist die Zukunft. Nationalismen sind von gestern. Eine 
Vertiefung der Diskussion darüber, eine föderative 

Lösung für alle Völker Europas zu schaffen, unter ande-
rem durch schrittweisen Verzicht auf nationale Souverä-
nität in Fragen der Sicherheit, der Wirtschaft und der Au-
ßenpolitik, ist außergewöhnlich wichtig.“ Das war nach 
dem Zweiten Vatikanischen Konzil. Danke. 
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 ➔ Publikumsbeitrag (Dr. Erhard Busek): 
Zunächst meinen herzlichen Dank an den Präsidenten 
des Sächsischen Landtags für die heutige Begegnung, 
damit nicht nur wunderschöne Erklärungen möglich sind, 
sondern auch Konflikte sichtbar werden. Und das ist drin-
gend notwendig. Wir sollen nicht die Konflikte verschmie-
ren oder vergessen, sondern sie auch aussprechen, da-
mit wir sie lösen können. Ich versuche das in drei 
Richtungen zu tun. 

Ich bin als Christ tief beindruckt, wie christlich wir hier in 
vielen Aussagen gewesen sind. Sie gestatten mir die Be-
merkung: Ich glaube es nur nicht. Europa ist heute in ei-
nem hohen Maße säkularisiert und gerade in den Berei-
chen, wo ein christlicher Bezug notwendig wäre, sind wir 
nicht sehr stark. Die ethische Diskussion in Europa über 
wirtschaftliche Fragen, soziale Fragen, wissenschaftliche 
Fragen angesichts des beachtlichen Fortschritts, den wir 
haben, finden nicht statt. Wir haben die soziale Frage der 
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Verteilung und die Tendenz, dass die, die etwas haben, 
beschützt werden, und die, die nichts haben, nichts dazu 
bekommen. Da stellt sich doch die Frage nach einem ge-
wissen Ausgleich – nicht nach Gleichheit. Hier fehlt Ge-
rechtigkeit. Oder nehmen wir die Kriege, vor denen wir 
stehen: Handelskriege, Cyberwar, Kriege der Information 
und dergleichen mehr. Da ist die Frage der christlichen 
Stimme sehr schwach. Noch dazu haben wir zunehmend 
mit einer Religion unsere Probleme, die immer stärker in 
Europa vertreten ist, nämlich mit dem Islam. Ohne das 
einseitig zu sehen, aber die Auseinandersetzung damit 
ist ebenfalls sehr schwierig. Das war mein erster Punkt. 

Zweitens: Wir reichen mit dem Forum Mitteleuropa doch 
in die Nähe jener Staaten, die noch nicht Mitglied sind, 
denen es aber versprochen wurde. Wir haben 2003 in 
Thessaloniki beschlossen, alle Staaten im Balkan werden 
EU-Mitglieder. Einer hat es geschafft, Kroatien, und bei 
den anderen wird sogar gezögert, die Verhandlungen zu 
eröffnen. Ihnen wurde es zwar versprochen, aber es gibt 
noch immer kein Ergebnis, begründet mit einer Fülle von 
Argumenten. Ich frage Sie ganz offen: Erfüllen Apulien 
und Kalabrien als Urmitglieder der EU alle Bedingungen? 
Ich habe hier meine Bedenken, wobei ich nicht dafür bin, 
dass man Apulien und Kalabrien ausschließt, sondern 
dass man bei den anderen einen etwas gerechteren Weg 
einschlägt und sie hereinholt. 

Denn wir brauchen sie, und das ist mein dritter Punkt: Wir 
müssen uns mit jenen Nachbarn auseinandersetzen, die 
noch nicht in der Europäischen Union sind. Denn was ist 
Europa? In vielen Diskussionen, in denen ich diese Frage 
aufwerfe, ist die Antwort sofort: die EU. Die EU ist nicht 

Europa! Sie ist ein Teil davon, ein unendlich wichtiger. 
Aber die übrigen Teile Europas sind ebenfalls bedeutend. 
Und wir müssen uns sehr überprüfen, inwieweit wir mit 
Moldawien, Weißrussland sowie der Ukraine im Verhält-
nis zu Russland hier wirklich einen europäischen Geist 
erfüllen oder ob es nicht nur eine Ablehnung ist, weil wir 
uns keine Schwierigkeiten machen wollen. Herr Präsident 
Rößler, Sie haben mit dem Forum Mitteleuropa noch viel 
vor sich. 
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 ➔ Gerald Schubert: 
Herzlichen Dank, das war Dr. Erhard Busek vom Institut 
für den Donauraum und Mitteleuropa. Ich glaube, das 
war eine gute Inspiration für unser Nachmittagspanel, wo 
es um die Außenbeziehungen der Europäischen Union 
gehen wird. Eine weitere Frage, bitte. 

 ➔ Publikumsbeitrag (Dr. Peter Lizák): 
Mein Name ist Peter Lizák, ich bin Botschafter der Slowa-
kei in Berlin. Zuerst danke ich Herrn Präsidenten Rößler 
für diese Initiative, die wir jetzt seit acht Jahre zusammen 
unternehmen. Ich hoffe, dass wir diesen Dialog weiter 
führen werden. Vor dem Hintergrund des Themas der 
Konferenz „Mitteleuropas Staaten in Europa: Gegenein-

ander, Nebeneinander, Miteinander?“ bin ich tief davon 
überzeugt, dass wir das miteinander machen werden. 
Das hat auch die Diskussion gezeigt.  

Mit Blick auf die zukünftigen Entwicklungen möchte ich 
gern die Sicht der Slowakei mit einigen Worten beschrei-
ben. Herr Štěch hat das Weißbuch erwähnt und die darin 
angeführten fünf Varianten beschrieben. Für die, die das 
vielleicht nicht so gut kennen: Die erste Variante war die 
eines „Weiter so“, die zweite Variante konzentriert sich 
allein auf den Binnenmarkt, die dritte Variante war die 
einer EU mehrerer Geschwindigkeiten, was auch von 
Herrn Štěch zurecht kritisiert worden ist, die vierte Vari-
ante war die eines „Weniger und Besser“ und die fünfte 
Variante lautete „mehr und schneller“. Das ist die, die 
Herr Štěch unterstützt. Wir als Slowakei sind da – glaube 
ich – eher bei der vierten Variante. Wir würden gerne aus-
gewählte Aspekte gründlich machen. Da, wo sich Europa 
einsetzen soll, da soll sich Europa wirklich einsetzen.

Meine zweite Bemerkung betrifft unsere Zusammenar-
beit. Das hat Herr Parlamentspräsident Kövér erwähnt 
und das ist das Lieblingsthema von mir und meinem un-
garischen Kollegen Péter Györkös. Bei der Zusammenar-
beit zwischen Deutschland und den Visegrád-Ländern, 
also Mitteleuropa, wissen unsere deutschen Partner 
nicht, wie eng wir im wirtschaftlichen Bereich zusammen-
arbeiten, auch mit Österreich natürlich. Der größte Han-
delspartner Deutschlands 2018 war China mit 170 Milliar-
den Euro Handelsumsatz. Ich weiß nicht, wie viele 
Anwesende wissen, wie hoch der Handelsumsatz zwi-
schen den Visegrád-Ländern und Deutschland 2018 war? 
Es waren 280 Milliarden Euro, also wesentlich mehr als 
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mit China. Das heißt, Mitteleuropa, die Visegrád-Länder, 
sind ein wesentlicher wirtschaftlicher Partner für Deutsch-
land. Und das prägt natürlich unsere Zusammenarbeit.

Und eine dritte Bemerkung: Ich stimme dem völlig zu, 
was Herr Parlamentspräsident Kövér gesagt hat: Die Zu-
sammenarbeit zwischen der Slowakei und Ungarn ist 
sehr gut. Da lösen wir viele Fragen partnerschaftlich. 
Nicht teilen würde ich die Sicht, dass wir mit dem Beitritt 
zur EU eine gemeinsame Bedrohung gefunden haben. 
Wir sehen Brüssel nicht als Bedrohung, wir sind freiwillig 
beigetreten, wie das Herr Kühnel gesagt hat, und wir wer-
den das weiter so sehen. Vielleich noch eine letzte Be-
merkung: Die Slowakei ist das einzige Land der Visegrád-
Länder, das den Euro hat. Das heißt, wir sind das am 
tiefsten integrierte Land von dieser Region und wir wer-
den in dieser Richtung weiterarbeiten. Danke. 

 ➔ Gerald Schubert: 
Herzlichen Dank, eine Dame auf der Empore hat eine Frage. 

 ➔ Publikumsbeitrag (Maj-Britt Krone): 
Wir sind Studenten von der Technischen Universität 
Chemnitz und möchten uns ganz herzlich dafür bedan-
ken, dass wir an dieser Konferenz teilnehmen dürfen. Es 
ist eine große Ehre für uns. Ich höre jetzt die ganze Zeit, 
wie schön das ist, dass wir alle gemeinsam Europa haben 
und wie wichtig die Zusammenarbeit ist und wie sehr wir 
darauf angewiesen sind, ob nun wirtschaftlich oder kul-
turell. Was ich nicht verstehe ist, warum dann gegen die 
EU Wahlkampf gemacht wird. Weshalb führt man im eige-
nen Land gegen Europa Wahlkampf und ist dann inner-
halb der EU doch darauf bedacht, mitbestimmen zu dür-

fen? Weshalb wird der Jugend von einigen ein negatives 
Bild von der EU in den Kopf gepflanzt? Wie soll denn der 
europäische Geist, mit dem die EU entstanden ist, weiter-
getragen werden, wenn es allerorts Skepsis gegenüber 
Multilateralismus gibt?
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 ➔ Gerald Schubert: 
Ich schlage vor, wenn es jetzt keine brennenden Fragen 
mehr gibt, dass wir versuchen, eine letzte Antwortrunde 
zu schaffen. Ich fasse die Wortmeldungen aus dem Publi-
kum etwas zusammen. Christentum, die Rolle des Chris-
tentums, wie christlich ist das wirklich, was wir hier for-
dern? Über das Weißbuch haben wir schon teilweise 
gesprochen, aber Sie können natürlich zu den verschie-
denen Modellen der weiteren Integration der Europäi-
schen Union auch noch einmal Stellung nehmen. Die 
Wirtschaft kam zur Sprache und zuletzt wurde die Frage 
gestellt, warum eigentlich immer noch mit einer antieu-
ropäischen Rhetorik Wahlkampf gemacht wird. Herr Prä-
sident Sobotka, ich würde gern mit Ihnen beginnen.

 ➔ Wolfgang Sobotka:
Ob es christlich-soziale Politik gibt – ich glaube, es gibt 
eine christlich-soziale Einstellung für jeden. Ich halte 
nichts davon, gerade aus der österreichischen Vergan-
genheit heraus, das Christliche mit der Politik zu verbin-
den. Ich glaube, es ist wichtig, dass es jeder für sich ent-
scheidet, aus seiner persönlichen Einstellung heraus. Ich 
glaube eher, dass es aus einer gewissen Struktur, aus 
einer gewissen Haltung kommt. Für mich ist das Leitbild 
immer die Rechtsstaatlichkeit, immer die Freiheit und im-
mer das Eigenengagement. Das sind auch zutiefst christ-
liche Einstellungen. 

Was ich zur Wirtschaft sagen muss: Natürlich sehen wir 
uns in einem globalen Wettstreit sowie in einem Binnen-
Wettbewerb. Die EU ist jedoch insgesamt für alle Mitglie-
der ein Erfolgsprojekt. Für Österreich ist die Erweiterung 
der Europäischen Union ein Erfolg gewesen. Es ist für alle 

Beitrittsländer nach 2004 ein Erfolg gewesen, der EU bei-
zutreten. Es ist ein Erfolg gewesen, schon aus der Grün-
dungsgeschichte heraus, aus den Verträgen von Rom her-
aus. Das kann man heute nicht ernsthaft leugnen. Man 
sollte auch mit diesem Narrativ aufhören, die Reichen wür-
den reicher und die Armen ärmer. Also da empfehle ich 
das Buch von Martin Schröder, einem Marburger Soziolo-
gen, der sich sehr schön an den Fakten orientiert hat und 
sagt: Die Weltarmut ist in den letzten 40 Jahren von 50 auf 
10 Prozent gesenkt worden. Natürlich kann man über Um-
verteilungen immer wieder reden. Klar sollte aber sein, 
dass die Träger von all dem der Mittelstand, der obere Mit-
telstand und auch die sogenannten Wohlhabenden sind, 
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die in der Steuerleistung wesentlich mehr erbringen. Man 
sollte hier nicht versuchen, neue Klassenkampfsituatio-
nen herbeizuführen.

Die Wirtschaft erfüllt für uns einen ganz wesentlichen 
Zweck: Wohlstand für die Leute sichern und damit die Frei-
heit des Einzelnen erst zu ermöglichen. Ohne Eigentum 
gibt es keine Freiheit, das muss jedem klar sein. Außer, du 
bist tibetanischer Mönch und entsagst allem. Solange 
man ein soziales Wesen im Gesamtheitlichen ist, ist das 
die Sicherheit für die Freiheit des Einzelnen. Daher halte 
ich wirtschaftliche Prosperität für ganz notwendig. 

Noch ein paar Worte zum Wahlkampf gegen die Europäi-
sche Union. Da verstehe ich natürlich jüngere Menschen, 
die das absolut nicht verstehen. Als Älterer hat man da 
einen gewissen Pragmatismus. Ein Wiener Bürgermeister 
meinte einmal: Wahlkampf ist die Zeit der fokussierten 
Unvernunft. Ich glaube, wir schauen zu wenig, wie wir die 
enttäuschten Wähler, die Modernisierungsverlierer, auf-
fangen können. Das ist besonders ein Auftrag an diejeni-
gen, die nie auf die Nöte und die Probleme der Leute ge-
schaut haben. Man darf sich nicht wundern, wenn sich 
enttäuschte und alleingelassene Menschen irgendwel-
chen radikalen Rändern anschließen, die mit einfachen 
Lösungen versuchen, den Menschen Vertrauen zu geben. 
Da liegt es dann auch an den traditionellen Parteien, 
dass sie diese Wähler verloren haben. 

Die Zustimmung zur EU ist in den letzten zwei Jahren 
deutlich gestiegen, im zweistelligen Bereich, aufgrund 
des Chaos, das der Brexit in Großbritannien entfacht hat. 
Dass wir im Wahlkampf alle Facetten erleben, das ist klar. 

Aber eines ist eben auch klar: Europa steht vor einer ganz 
großen Herausforderung, und da muss man Europa ver-
ändern. Dieses Europa zu verändern, das eint uns in aller 
Form, auch wenn die Standpunkte unterschiedlich sind. 
Da wird der ungarische Standpunkt ein etwas anderer 
sein als der österreichische. Wichtig ist, dass wir uns res-
pektvoll begegnen und versuchen, einen gemeinsamen 
Nenner zu finden. Das hat Herr Kövér sehr stark zum Aus-
druck gebracht, auch wenn er eher das Nationale betont. 
Da darf man nicht drohen, sonst kommen alle diese 
Schreckgespenster des 20. Jahrhundert wieder hoch. Ich 
glaube hier an die Demokratie, weil sich das demokrati-
sche Prinzip heute in den Familien, in den Vereinen, in 
den Schulen, in den Betrieben verankert hat. Das war in 
den 1920er und 1930er-Jahren nicht so. Und daher ist es 
nicht so leicht, auch durch nationale Ansprüche, jetzt 
wieder dieses Gespenst des Chauvinismus und des Nati-
onalismus an die Wand zu malen.

Dass Österreich im Vergleich zu Ungarn keinen nationa-
len Anspruch hat, das ist auch unserer Geschichte ge-
schuldet. Aber deswegen glaube ich, ist es noch keine 
Gefahr per se für Europa, wenn ein Land einen nationa-
len Anspruch erhebt. Das muss man auch denen sagen, 
die immer Visegrád als besonderes Gefährdungspotenzi-
al apostrophieren. Mitnichten, die haben halt eine ande-
re Meinung und eine andere Haltung und es liegt an uns, 
auch mit ihnen das Gemeinsame zu finden. Und nie-
mand, auch kein Visegrád-Vertreter, hat irgendein Inter-
esse, Europa aufzulösen. Zumindest habe ich das noch 
nicht erfahren. Daher sollte man auch nach dem 27. Mai 
wieder mit den Parteien diskutieren, die derzeit so stark 
gegen Europa vorgehen. 
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 ➔ Gerald Schubert: 
László Kövér, Sie haben das Wort. 

 ➔ Dr. László Kövér: 
Solche Diskussionen – über deren Nutzen und Sinn wir 
uns bereits hinlänglich ausgetauscht haben – bergen 
eine riesige Gefahr. Und zwar die Gefahr, dass wir mei-
nen, die Aufgabe abgehakt zu haben, obwohl in der Dis-
kussion so viele Fragen angesprochen wurden, die wir 
nicht beantworten können. Eigentlich sollten wir das Ge-
spräch erst jetzt beginnen. Ich werde mich auf die wich-
tigsten Punkte konzentrieren.

Herrn Busek darf ich sagen, dass ich voll und ganz damit 
im Einvernehmen bin, dass die Europäische Union den 
Ländern des Westbalkans die Aufnahme schuldet und, 
obwohl er das so nicht gesagt hat, dass das Spiel, das 
die Europäische Union spielt, das wir spielen, auch im 
moralischen Sinne falsch ist. Wir sollten uns der Verant-
wortung nicht entledigen, selbst dann nicht, wenn sich 
unter den EU-Mitgliedsstaaten Ungarn faktisch mit am 
stärksten dafür einsetzt, die Länder des Westbalkans 
aufzunehmen. Montenegro ist das beste Beispiel dafür, 
wie unehrlich es bei diesem Spiel zugeht. Montenegro 
hat etwa 600 000 Einwohner. Die Aufnahme Monteneg-
ros – ich überspitze jetzt – sollte höchstens eine Woche 
in Anspruch nehmen. Wir könnten sagen: „Los, kommt, 
das ist in Ordnung!” Es wäre nicht das geringste Problem. 
Im Gegensatz dazu hat die äußerst mutige Brüsseler 
Kommission 2025 als Beitrittsjahr angegeben – bis dahin 
würden sie mit Sicherheit Mitglieder werden. Jedoch sa-
gen manche Mitgliedsstaaten, dass selbst das ungewiss 
sei. Das ist ein Witz und demoralisiert diejenigen Gesell-

schaften, die ihre eigene Zukunft in Europa sehen. Wäh-
renddessen gibt es herausfordernde Großmächte in der 
Balkanregion: die Türkei könnte ich genauso nennen wie 
Russland, ein Land, dessen Name in einem anderen Zu-
sammenhang ständig als Abschreckung in der europäi-
schen Rhetorik verwendet wird. In der Balkanregion 
macht es aber offenbar nichts aus, dass es nach Einfluss 
strebt. Somit ist der Balkan auch ein Sicherheitsproblem.

Hinsichtlich der Durchsetzung von christlichen Werten in 
der Politik möchte ich die Frage der Religionsausübung 
oder des Glaubensbekenntnisses der politischen Akteu-
re vom Schutz christlicher Werte trennen wollen. Diese 
werden nämlich selbst in den Ländern, die wir als säkula-
risierte Gesellschaften bezeichnen, von 75 bis 80 Prozent 
der Menschen als wichtig angesehen. Innerhalb der vier 
Visegrád-Staaten mag der Anteil der Gläubigen vielleicht 
in der Tschechischen Republik am niedrigsten sein, trotz-
dem wird von 80 Prozent der tschechischen Gesellschaft 
die Verteidigung der christlichen Kultur als wichtig ange-
sehen. Denn wie der ehemalige ungarische Ministerprä-
sident József Antall sagte, sind in Europa selbst die Athe-
isten Christen in dem Sinne, dass sie im Zuge ihrer 
Sozialisierung die christlichen Normen als eine Art DNA 
bekommen haben und ihr tagtägliches Verhalten durch 
das definiert wird, was auf dem Boden der christlichen 
Ethik gewachsen ist. Diese Werte werden von der Migrati-
on gefährdet. Sie werden von der Art von Migration ge-
fährdet, bei der Menschenmassen mit einer völlig ande-
ren Kultur nach Europa kommen, die nicht gewillt sind, 
sich zu integrieren, obwohl man in ihrem Fall gar nicht 
von einer Integration sprechen sollte, sondern von einer 
Assimilierung. Ich meine, dass Assimilierung das erwar-
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tete richtige Verhalten ist und nicht die Integration. Aber 
selbst zur Integration sind sie kaum gewillt. Dieser Pro-
zess wird auf kurz oder lang die Kultur auflösen, mit de-
ren Hilfe Europa über 2000 Jahre hinweg aufgestiegen 
und erfolgreich geworden ist. 

Dem slowakischen Botschafter kann ich sagen, dass wir 
Brüssel nicht generell als Herausforderung, als Bedro-
hung betrachten, sondern dass wir das Gefahrenpotenzi-
al der Brüsseler Politik ausgerechnet in der wichtigsten 
Frage, im Umgang mit der illegalen Migration, die die Zu-
kunft Europas gefährdet, sehen. Die ganze Geschichte 
möchte ich auch nicht Herrn Juncker anhängen wollen, 
weil die westlichen Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union – ihre ehemaligen oder auch heute noch amtieren-
den Regierungen – eine größere Verantwortung tragen, 
als Brüssel, als die Europäische Kommission. Dieses Pro-
blem, mit dem man schlecht umgegangen ist, hat zu-
gleich aber auch die innenpolitischen Verhältnisse be-
einflusst. Wir sollten so ehrlich sein, selbst mit dem 
gebotenen Respekt dem Gastgeber gegenüber, dass das 
in Deutschland mindestens im gleichen Maße der Fall ist 
wie in Österreich, Italien oder anderen Ländern. Das in 
der Führung der Europäischen Union nicht zu erkennen, 
ist der perfekte Beweis der Unfähigkeit.

Herrn Kühnel sage ich, dass ich den Unterschied zwi-
schen der Europäischen Union und der Sowjetunion sehr 
wohl zu schätzen weiß, umso mehr, weil ich eine persön-
liche Vergleichsgrundlage habe. Gerade deshalb fällt es 
mir so schwer, die gleiche Mentalität bei den Brüsseler 
Bürokraten festzustellen, wie sie einst die Politiker der 
Staatspartei hatten. Warum soll denn Kritik an Brüssel, 

an der Europäischen Kommission gleichzeitig eine Ab-
lehnung der Europäischen Union bedeuten? Vielen Dank 
an Herrn Sobotka für seine Antwort, denn er hat klarge-
stellt, dass diese beiden nicht ein und dasselbe sind. Ist 
denn derjenige, der Brüssel kritisiert, von Haus aus ge-
gen die Europäische Union? Nein! Wenn dem so wäre, 
dann wäre Brüssel wirklich wie Moskau. Aber ich glaube 
nicht, dass dem so ist. Die Einwohner Ungarns und Po-
lens sind im EU-Vergleich weit überdurchschnittlich An-
hänger der Europäischen Union. Gerade deshalb, weil für 
uns die Europäische Union wichtig ist, kommen wir nicht 
wortlos daran vorbei, dass ihre stärksten Strukturen 
schlecht funktionieren und sogar vom geschriebenen 
Text und vom Geist des Vertrages abweichen. 

Und die Europäische Union weicht davon sehr wohl ab. 
Sie überschreitet ihre Kompetenzen und wir möchten, 
dass sie zur Rolle eines „Wächters der Verträge” zurück-
kehrt. Wir möchten, dass sie in dieser Rolle nicht mit zwei-
erlei Maß misst. Wenn Frankreich wegen der dauerhaften 
Überschreitung der Neuverschuldungskriterien einem De-
fizitverfahren unterzogen werden sollte, antwortet der Prä-
sident der Brüsseler Kommission auf die Frage, warum 
man das nicht tue, mit: „Die Franzosen sind halt Franzo-
sen”. Das Stimmrecht Ungarns wurde aber vorübergehend 
im Rat der Finanzminister ausgesetzt, weil wir die Defizit-
vorgaben überschritten haben. Wann hat man urplötzlich 
damit begonnen, das Defizitverfahren gegen Ungarn zu 
eröffnen? Als eine bürgerliche, eine rechte Regierung an 
die Macht gekommen ist. Die sozialistischen Finanzkom-
missare in der Europäischen Kommission haben es unse-
rer sozialistischen Vorgängerregierung nachgesehen, über 
sechs Jahre hinweg kein einziges Mal die maximale Neu-
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verschuldungsquote von drei Prozent gehalten zu haben. 
Ihr haben sie es nachgesehen, bei uns haben sie das kein 
halbes Jahr akzeptiert. Deshalb sage ich, dass man uns 
nicht helfen sollte. Dann, wenn wir sagen, Hilfe zu brau-
chen, wird man helfen müssen. Uns geht es damit wie dem 
kleinen Jungpionier. In meiner Kindheit habe ich folgen-
den Witz gehört: Die Lehrerin fragt, welcher Jungpionier 
welche gute Tat in der letzten Woche vollbracht hat. Häns-
chen meldet sich, er habe eine alte Frau über die Straße 
geführt. Daraufhin fragt die Lehrerin: „Nun, Hänschen, sei 
mir nicht böse, aber das ist doch Nichts! Damit willst du 
dich brüsten?” – „Nun, wenn die Frau Lehrerin wüsste, wie 
schwer die Sache war, denn die Dame wollte ganz und gar 
nicht über die Straße!” Daher führen Sie uns bitte nur dann 
über die Straße, wenn wir sie überqueren möchten und es 
selbst nicht können. Dann werden wir uns bedanken, an-
sonsten möchten wir Gleichbehandlung erfahren.

Ich darf die Frage stellen: Gibt es in sämtlichen EU-Mit-
gliedsstaaten ein Verfassungsgericht? Denn hier wurde 
erläutert, dass eine Änderung der Zuständigkeit des Ver-
fassungsgerichts nach Ansicht der Europäischen Kom-
mission eine Frage der Rechtsstaatlichkeit in Polen und 
Ungarn gewesen sei. Für diejenigen, die das nicht wis-
sen: in etlichen Ländern ist die Einrichtung eines Verfas-
sungsgerichts gänzlich unbekannt. In etlichen Ländern 
gibt es nicht einmal ein Verfassungsgericht. Was bedeu-
tet dann die Rechtsstaatlichkeit? In einem Land dies, im 
anderen Land jenes. Wo haben wir dann die Möglichkeit, 
von einer angeblichen Verletzung der Rechtsstaatlichkeit 
ausgehend, nach einem Konsens welcher Art auch immer 
zu handeln? Die Rechtsstaatlichkeit ist nach meiner Auf-
fassung, nach unserer Auffassung kein Wert. Die Rechts-

staatlichkeit ist ein Instrument, das uns die Möglichkeit 
gibt, die tatsächlichen europäischen Werte durchzuset-
zen. Sie ist ein Instrument, die europäischen Werte in ei-
ner Diskussion, im gemeinsamen Handeln durchzuset-
zen, und wo es einen Konsens gibt, wo wir Einvernehmen 
finden können, da sollten wir in diesem Punkt handeln. 
Und wo es diesen nicht gibt, da sollten wir uns in Ruhe 
lassen. Denn entweder wird eine Staatengemeinschaft 
durch ein Imperium organisiert oder sie ist eine gleichbe-
rechtigte Zusammenarbeit von Nationen. 

Genauso wie meine Vorfahren waren auch die Vorfahren 
von Herrn Sobotka und von Herrn Štěch Angehörige des 
gleichen Imperiums. Die Führungsspitze der österrei-
chisch-ungarischen Monarchie hat nicht verstanden, 
dass die Zeit der Imperien zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts abgelaufen ist. Die nationale Selbstbestimmung 
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geht sehr wohl mit dem Bedürfnis der Zusammenarbeit 
gleichberechtigter Völker einher. Nachdem die damalige 
herrschende Elite der Monarchie – sowohl die Wiener Bü-
rokratie, als auch ein erheblicher Teil der herrschenden 
Klasse in Ungarn – das nicht verstanden hat, ist die mit-
teleuropäische Staaten- oder Völkergemeinschaft in 
Form eines Imperiums, das Europa im Gleichgewicht ge-
halten hat, zerfallen. An ihrer Stelle konnte keine Staa-
tengesellschaft welcher Art auch immer entstehen, die 
gleichrangige Kleinstaaten, kleine Völker zusammenge-
fasst hätte. Die Europäische Union hat uns auch dafür 
eine Chance geboten, die wir ebenfalls auf der positiven 
Seite des Saldos für die EU verbuchen. Und die vier Vise-
grád-Staaten sind eine Initiative dafür, mit der Reorgani-
sation dieser Region einen Beitrag zum effizienten Funk-
tionieren Europas leisten zu können. Jeden, der mit uns 
diskutiert und streitet, möchten wir bitten, dafür Ver-
ständnis aufzubringen.

 ➔ Gerald Schubert: 
Vielleicht noch zwei ganz kurze Schlussworte. Ich würde 
sagen, zuerst Herr Štěch und dann Herr Kühnel. 

 ➔ Milan Štěch: 
Wahrscheinlich sind wir nun alle erschöpft, das Thema 
ist es keineswegs. Was die ethischen Werte und Fragen 
anbelangt, die uns in Europa nach wie vor beschäftigen, 
so stimme ich dem zu, was Herr Busek gesagt hat. Ich 
denke, dass wir in der Europäischen Union gemeinsam 
eine Sache nicht gut hinbekommen haben, was viele 
Bürger verärgert, die das Geschehen aufmerksam verfol-
gen. Es geht darum, dass wir den in Europa erwirtschafte-
ten Reichtum über Steueroasen wieder abfließen lassen. 

Wenn wir diese Mittel in Europa behalten würden, könn-
ten wir damit etliche Sozialfragen angehen. Ich bin nicht 
in der Lage, den tschechischen Bürgern zu vermitteln – 
von denen ich verlange, dass sie zu den Europawahlen 
gehen –, dass der EU-Kommissionspräsident ein Land 
repräsentiert, das eine solche Steueroase verkörpert. Lu-
xemburg ist eine Steueroase, und wie soll man die Bür-
ger davon überzeugen, dass Steueroasen bekämpft wer-
den müssen, wenn der Kommissionspräsident zu dem 
Zeitpunkt, als er an der Spitze der luxemburgischen Exe-
kutive stand, diese Steueroase mitgestaltet hat. Das sind 
schlimme Paradoxien. Genauso ist es, wenn die liberals-
te Volkswirtschaft in der Welt, so zumindest hat sich die 
US-amerikanische Wirtschaft immer präsentiert, heute 
an der Spitze einen Repräsentanten hat, der einen abge-
fahrenen Schnellzug dadurch einholen will, dass er radi-
kale Eingriffe in den freien Handel vornimmt. Natürlich 
bedeutet das für unsere liberalisierten Wirtschaften eine 
ernsthafte Bedrohung. Wenn die angekündigten Schritte 
wirklich umgesetzt werden sollten, werden wir große Pro-
bleme bekommen. Donald Trump präsentiert sich auch 
als ein konservativer, christlicher Politiker. Hier sind mei-
ner Meinung nach Demut und Bedacht angebracht. Ich 
verstehe Amerika, ich verstehe, dass es die Verhältnisse 
umkehren will. Aber hier wird nicht Revolution, sondern 
Evolution benötigt. Erforderlich sind sukzessive Schritte.

Und nun zum Balkan. Ich war bei der Konferenz der Parla-
mentschefs der V4 plus der Benelux-Staaten, die vor zwei 
Monaten in Piešťany stattgefunden hat. Von unseren 
Freunden aus Benelux haben wir gehört, dass sie ange-
sichts der Entwicklungen in der Europäischen Union, der 
Unklarheiten bezüglich des neuen Haushaltsrahmens 
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und des Brexits derzeit nicht bereit sind, den EU-Beitritt 
von weiteren Ländern zu unterstützen. Das betrifft insbe-
sondere den Westbalkan. Sie haben es uns geradeher-
aus gesagt. Ich weiß, dass die Beschlüsse aus Wien, wo 
eine Westbalkan-Konferenz stattgefunden hat, etwas an-
ders lauten. Wir haben – aus politischer Sicht – insbe-
sondere in den Zeiten der Migrationskrise gesehen, wie 
wichtig für uns der Westbalkan ist, welche grundsätzli-
che Bedeutung es hat, dass er politisch vorhersehbar 
und wenigstens etwas stabil ist. Ich glaube, dass es ein 
eminentes Interesse von uns Mitteleuropäern ist, dass 
wir den Menschen auf dem Balkan eine Chance geben, 
das zu verwirklichen, wonach sie streben, und das ist der 
Beitritt zur Europäischen Union. Wir sollten ihnen eine 
Chance geben, damit sich ihr Lebensstandard erhöhen 
kann. Es soll für sie eine echte Perspektive sein. Die 
Tschechische Republik unterstützt deswegen den Bal-
kan. Er könnte uns dadurch deutlich näherrücken.

Zur Frage aus der Studentenschaft: Skepsis und kritische 
Meinungen werden auch unter jungen Menschen von je-
nen verbreitet, die selbst über kein anderes Programm ver-
fügen. Wir kennen das alles aus der Vergangenheit. Wir 
wissen es doch. Wenn es nicht gelingt, die inneren Proble-
me zu lösen, wird nach einem äußeren Feind gesucht. Jetzt 
bietet sich Brüssel an. Meistens sind das politische Partei-
en oder politische Exponenten, die über kein Programm 
verfügen. Ihr einziges Programm ist zum Beispiel die Mig-
ration, sie haben sonst nichts, kein wirtschaftliches, kein 
soziales Programm, nichts auf dem Gebiet der Kultur oder 
der Zivilgesellschaft zu bieten. Im Gegenteil, sie treten 
eher gegen die Zivilgesellschaft auf. Diese Menschen neh-
men die Europäische Union als Geisel. Junge Menschen 

werden immer gebildeter, sie beherrschen Fremdspra-
chen, ich hoffe, dass sie auch in der Lage sind, alldem 
standzuhalten. Sie sollten es zumindest versuchen. Seriö-
se Politiker benennen die Mängel, sagen, was verbessert 
werden muss, aber sie schütten das Kind nicht mit dem 
Bade aus und sorgen nicht für Skepsis unter den Bürgern. 
Ich sehe es so: Es ist nichts Neues unter der Sonne, es ist 
einfach nur alte Rhetorik unter neuen Bedingungen. Wer in 
der Innenpolitik schwach ist, über keine Themen verfügt, 
sucht nach einem äußeren Feind und in diesem Fall zieht 
er zu Felde gegen die Europäische Union. Seien Sie bei 
diesen Menschen auf der Hut. Sie haben nie etwas Gutes 
für die Bürger, für die Menschheit gebracht. Das bestätigt 
sich leider immer wieder.

 ➔ Gerald Schubert: 
Herr Kühnel, ich darf um das Schlusswort bitten. 

 ➔ Richard Nikolaus Kühnel: 
Artikel 2 des Vertrages der Europäischen Union lautet: 
„Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Ach-
tung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleich-
heit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschen-
rechte einschließlich der Rechte der Personen, die 
Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen Mit-
gliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich 
durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Ge-
rechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Männern 
und Frauen auszeichnet.“ Dieser Europäische Vertrag gilt 
natürlich für alle mit all seinen Werten. Der kleine Hans 
führte die alte Dame nicht gegen ihren Willen über die 
Straße, sondern die alte Dame hat beschlossen, mit den 
anderen Mitgliedern des Seniorenclubs auf die andere 
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Seite der Straße gehen zu wollen. In Europa funktioniert 
die Kommission so, dass wir die Mitgliedsstaaten daran 
erinnern, was sie gemeinsam beschlossen haben. Es gibt 
keine europäische Politik, die von der Kommission ge-
macht wird. Wir machen die Vorschläge, Beschlusskraft 
haben die Mitgliedsstaaten, die gemeinsam beschlie-
ßen, gemeinsam mit dem Europäischen Parlament. 

Die Stimmung in der Bevölkerung ist europaweit positiver 
zu Europa, auch in allen Staaten Mittel- und Osteuropas. 
Es gibt ganz klar eine große Zustimmung in den Bevölke-
rungen zur Europäischen Union, insbesondere auch in 
den jungen Teilen der Bevölkerung. Und das geht auch 
zusammen: Ich bin ein Christ in einer säkularisierten Ins-
titution. Ich bin ein begeisterter Österreicher in der Euro-
päischen Kommission. All das geht zusammen ohne Schi-
zophrenie. Goethe hat gesagt, was du geerbt hast, musst 

du auch besitzen wollen. Wir alle haben von den Titanen 
der Vergangenheit die Europäische Union geerbt, aber wir 
müssen sie auch besitzen wollen. Die Gelegenheit dazu ist 
am 26. Mai. Insbesondere würde ich mir von der Jugend 
erhoffen, dass ihr euch dessen bewusst seid. Viele Briten 
sind aufgewacht, damals nach diesem Juni-Tag und haben 
sich gedacht: Warum haben wir nicht mitgestimmt? Ihr 
lasst euch nicht von einer älteren Generation sagen, was 
ihr anziehen sollt, welche Musik ihr hören wollt. Lasst 
euch nicht sagen, wie eure Zukunft aussieht. Ich würde mir 
erwarten, dass die Studenten der TU Chemnitz mit über 90 
Prozent an der Europawahl teilnehmen. 

 ➔ Gerald Schubert: 
Herzlichen Dank für dieses Schlusswort. Herzlichen Dank 
allen Beteiligten und auch Ihnen, meine Damen und Her-
ren. Wir gehen jetzt in die Mittagspause.
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Thema II

Mitteleuropa und seine  
Nachbarn – Herausforderungen 
und Perspektiven
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Augustusbrücke und Altstadt in Dresden
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Musik war 
eine gute Einstimmung. Sie war – bis auf das vorletzte 
Lied – so harmonisch, dass ich mir dachte, ich werde 
wahrscheinlich auch mit der entsprechenden Harmonie 
über mein Thema sprechen, obwohl mein ursprünglicher 
Plan ein ganz anderer war. Einer der heutigen Teilnehmer, 
ein Freund von mir, hat mich ermutigt, es doch nicht so 
harmonisch zu machen. In diesem Zusammenhang muss 

ich vor allem Matthias Rößler dafür danken, dass er mich 
eingeladen hat. Er zeigt dadurch seine Liberalität und sei-
ne Risikobereitschaft. Liberalität, weil wir vor einigen Jah-
ren am Anfang dieser Initiative Forum Mitteleuropa Ge-
spräche geführt hatten, in denen ich meine Zweifel über 
diese Initiative geäußert habe. Sie haben mir eine zweite 
Chance gegeben, vielen Dank dafür. Risikobereitschaft, 
weil Sie mich ja nicht gefragt hatten, ob ich meine Meinung 

»

Impulsreferat

„In Europa wird heute  
wieder Politik gemacht“

Janusz Reiter
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geändert habe. Es könnte also sein, dass ich jetzt hierher-
gekommen bin und sage: Das Ganze hat überhaupt keinen 
Sinn. Aber nein, meine Damen und Herren, das Ganze er-
gibt sehr wohl Sinn. Und ich will erklären, wie ich den Sinn 
verstehe, denn das ist vielleicht nicht so selbstverständlich.

Erstens: Warum hatte ich damals meine Zweifel? Ich habe da-
mals zu Herrn Rößler gesagt: Sachsen ist ein Teil Deutsch-
lands. Deutschland ist kein Teil Mitteleuropas. Und nun – 
jetzt bin ich bei meinem Thema – soll ich über Mitteleuropa 
und seine Nachbarn sprechen. Ich tue das in Deutschland. Ist 
Deutschland nun ein Nachbar Mitteleuropas oder ein Teil Mit-
teleuropas? Ist Sachsen ein Teil Mitteleuropas, aber Deutsch-
land ein Nachbar? Das sind nicht nur sprachliche Übungen. 
Ich will gleich einige wenige Bemerkungen über die Semantik 
und die Begriffe machen, derer wir uns bedienen. Vorher will 
ich aber meine These formulieren: Wir haben es in Europa mit 
einer Rückkehr der Geografie und der Geschichte als zwei be-
stimmende Kategorien der europäischen Politik zu tun, die 
unser Denken und unser Handeln prägen, selbst dann, wenn 
wir uns dessen nicht bewusst sind. Und diese beiden Katego-
rien haben ihre Konsequenzen. 

Nun zu den Begriffen. Ich habe vor kurzem an einem Ge-
spräch mit einem hochrangigen ostdeutschen Politiker teil-
genommen. In dem Gespräch sagte er, er sei ein Osteuropä-
er und Osteuropa beginne an der Elbe. Ich habe das so zur 
Kenntnis genommen. 20 Jahre früher hätte ich ihm be-
stimmt geantwortet: Also wenn Osteuropa an der Elbe be-
ginnt, dann endet es an der Oder. Jetzt habe ich das ver-
schwiegen, weil ich verstand, warum er das so sagte. Er 
meinte das irgendwie unpolitisch, doch aber politisch. Er 
meinte das als Ausdruck einer Sympathie mit den Völkern, 

die östlich von Deutschland leben und bei denen es heute 
viel Frustration gibt über die Art und Weise, wie sie von den 
Nachbarn in Westeuropa behandelt werden. Er wollte damit 
sagen: Ich weiß wie das ist, denn wir fühlen uns genauso in 
Deutschland. Wir sind so behandelt worden oder werden so 
behandelt von unseren westdeutschen Nachbarn, wie ihr 
behandelt werdet von euren westlichen Nachbarn in der Eu-
ropäischen Union. 

Ich verstehe das Problem und trotzdem sage ich ganz of-
fen (auch damals): Mitteleuropa als eine Gemeinschaft 
von Leidenden, als eine Opfergemeinschaft, ein solches 
Mitteleuropa brauchen wir nicht. Das führt uns zu nichts, 
das ist keine produktive Kraft. Eine Politik, die auf gemein-
samen Ressentiments aufgebaut wird, wird zu keinen Ver-
besserungen führen. Parallel glaube ich, dass es trotzdem 
wichtig für unsere Partner und Nachbarn im westlichen Teil 
der Europäischen Union ist, zu verstehen, woher diese 
Stimmung kommt. Und ich erzähle dann oft eine Geschich-
te, die für mich interessant ist, weil sie einen Aspekt zeigt, 
über den man wenig weiß. Die Geschichte handelt von 
zwei bekannten Männern, deren Namen ich jetzt nicht 
nenne. Beide waren in hohen Positionen bei großen inter-
nationalen Konzernen, gehörten zu den bestbezahlten 
Managern in Polen. Sie verließen diese großen Konzerne 
tief frustriert als Verfechter eines sogenannten Wirt-
schaftspatriotismus. Warum? Weil sie während ihrer Ar-
beit bei diesen Konzernen eines gelernt haben: Wir ma-
chen hier unsere Arbeit, aber die Entscheidungen werden 
woanders getroffen. Das zugrundeliegende Bedürfnis 
nach dem, was man auf Englisch „sense of ownership“ 
nennt, das wurde lange unterschätzt. Und das Bedürfnis 
muss man verstehen. 

63



Impulsreferat

Es ist nicht alles eine Frage der sozialen Nöte, es ist nicht al-
les eine Frage des Geldes. Es ist auch nicht alles eine Frage 
der Qualität der Infrastruktur. Vielmehr ist es auch eine Frage 
der Anerkennung, eine Frage des Anerkanntseins. All diese 
Fragen wurden unterschätzt. Sie spielten in Europa keine Rol-
le, weil es die weitverbreitete Überzeugung gab, in Europa so 
etwas wie ein gemeinsames Ziel zu haben, auf das wir uns 
hinbewegen. Dieses Ziel wurde von klugen Menschen in 
Westeuropa formuliert und mit der Annahme versehen, die 
anderen würden bestimmt auch so klug sein, dieses Ziel zu 
akzeptieren und sich auf dieses Ziel hinzubewegen. Und 
nun: Wer vermag heute zu sagen, dass wir ein gemeinsames 
Ziel haben und uns auf dieses Ziel hinbewegen?

Ein polnischer Intellektueller schrieb vor kurzem ein Buch 
mit dem programmatischen Titel: „Wir waren naiv“. Ich hal-
te das für übertrieben, aber es spiegelt die Stimmung gut 
wieder. Wir waren naiv in der Vorstellung, wie dieser ganze 
Prozess verlaufen würde. Über den Begriff Mitteleuropa 
habe ich gesprochen, das ist ja der Begriff, der uns hier zu-
sammengebracht hat, und ich habe über den Begriff Osteu-
ropa gesprochen. In den heutigen Diskussionen ist ein Be-
griff kaum genutzt worden: der Begriff „der Westen“. Wenn 
ich mich richtig erinnere, verband uns im Jahre 1989 ein 
Wunsch in den Ländern der friedlichen Revolutionen und 
auch in den Ländern, die damals schon Freiheit genossen. 
Das war der Wunsch, im Westen zusammenzukommen. Und 
der Westen war kein geografischer Begriff. Der Westen war 
ein politischer und ein kultureller Begriff. Und nun frage ich: 
Brauchen wir heute den Westen nicht mehr? Den Westen, 
den ich als Gemeinschaft freier und demokratischer Völker 
verstehe, die bestimmte Grundwerte teilen. Brauchen wir 
diese Art von Solidargemeinschaft nicht mehr? 

Um es gleich hinzuzufügen: Diese westliche Gemeinschaft 
ist mehr als die Europäische Union. Ein Teil von diesem 
Westen, ein Teil von dem so verstandenen Europa war oder 
ist bis heute auch Amerika. Die Rolle, die Amerika beim Auf-
bau dieses Europas gespielt hat, wird unterschätzt. Was im 
heutigen Umgang mit diesem Präsidenten in Washington 
psychologisch verständlich ist, das ist politisch ein Fehler. 
Europa ist politisch und es gibt diesen Westen politisch 
ohne Amerika nicht. Nur, mit der Wende, die wir in Amerika 
erleben, mit der Ungewissheit, die die amerikanische Poli-
tik heute schafft, müssen wir uns fragen: Wie groß ist unser 
Wille, diesen Westen aufrechtzuerhalten? Wir tragen heute 
umso mehr die Verantwortung dafür, dass sich dieser Wes-
ten nicht auflöst und einer Welt Platz macht, in der die Re-
geln des Dschungels herrschen, wobei ich – wie gesagt – 
dabei Amerika immer noch als Teil dieses Westens verstehe. 

Zu Beginn habe ich gesagt, es gibt zwei Elemente, die lange 
unterschätzt wurden und die heute in Europa wieder eine 
wachsende Rolle spielen, nämlich Geschichte und Geogra-
fie. Die Europäische Union ist in einer Art Isolation von der 
Welt gegründet worden, sie entstand unter einer Käseglo-
cke. Das war eine weitgehend amerikanische Käseglocke, 
eine „Made in USA“. Es lebte sich gut unter dieser Käseglo-
cke. Und wenn wir ehrlich sind, wir in Polen, aber ich glaube 
auch in Ungarn und in den anderen Ländern, wir wollten 
auch unter dieser Käseglocke leben. Nun gibt es diese Kä-
seglocke nicht mehr. Die Welt ist näher an uns herange-
rückt. Wir sind heute nur ein Teil der Welt, und wir sind dar-
über hinaus nur ein relativ kleiner Teil der Welt, dessen 
Einfluss leider schwindet und nicht wächst. Und die Frage 
ist: Wie sind wir auf die Begegnung mit dieser Welt vorberei-
tet, die so ganz anders tickt als die Europäische Union und 
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überhaupt keine Absicht hat, so zu ticken wie die Europäi-
sche Union? Da wir uns weigerten, uns dieser Welt anzunä-
hern, ist diese Welt zu uns gekommen. Sie kam in Form von 
Hunderttausenden, wenn nicht Millionen von Flüchtlingen 
aus den Regionen, die global unsere Nachbarn sind. Das 
war und das ist für die EU ein Warnzeichen für die Zukunft. 

Heute müssen wir uns die Frage stellen: Wie können 
wir dieses wunderbare europäische Projekt bewahren 
in einem solchen globalen Wettbewerb? Denn wir be­
finden uns in einem Wettbewerb, wir befinden uns 
unter Druck. 

Vor einigen Jahren konnte man Fehler machen, ohne dafür 
einen Preis zu zahlten. Das ist heute anders. Für jeden Fehler, 
den wir heute machen, zahlen wir einen Preis. Das war übri-
gens wohl auch der Grund, warum man in der EU nach langen 
Diskussionen die Entscheidung getroffen hat, Griechenland 

zu retten. Wenn wir Griechenland nicht gerettet hätten, son-
dern nur auf unserem Recht bestanden hätten, hätte das ei-
nen politischen Preis gehabt. Und die gleiche Frage muss 
man sich auch stellen, wenn wir heute über unsere Nachbar-
schaft nachdenken, über Länder, die wir aufnehmen wollen 
oder nicht aufnehmen wollen. Das ästhetische Prinzip, ich 
sage das jetzt ganz brutal, darf dabei keine entscheidende 
Rolle spielen. Wahrscheinlich wäre es viel schöner, ein Land 
wie die Schweiz oder wie Norwegen aufzunehmen. Aber die 
wollen irgendwie nicht. Hingegen wollen andere Länder in 
die EU rein. Und wir müssen die Entscheidung treffen: Kön-
nen wir die aufnehmen oder nicht? Wir müssen diese Ent-
scheidung ganz nüchtern treffen: Was gewinnen wir, wenn 
wir diese Länder aufnehmen und welche Risiken gehen wir 
ein, wenn wir diese Länder aufnehmen?

Nochmal zurück zu Mitteleuropa: Wenn ich sage, dass Ge-
schichte wieder eine größere Rolle spielt, dann gilt das 
auch für Mitteleuropa. Was viele in den westlichen Ländern 
der Europäischen Union nicht realisierten: Unsere Länder 
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verbindet die gemeinsame Erfahrung des Kommunismus, 
unsere Länder verbindet viel mehr, aber die Geschichte ist 
in unseren Ländern zum Teil ganz anders verlaufen. Und 
diese Unterschiede prägen auch unser Denken. Nur wenn 
man sich daran erinnert, dann versteht man, warum Ungarn 
und Polen zum Beispiel heute besonders enge Freunde 
sind, aber in manchen Fragen, etwa jene Russland betref-
fend, eine andere Position einnehmen. Das hat auch mit 
der Geschichte zu tun. 

Und nun gibt es noch ein Land, das habe ich am Anfang er-
wähnt, das in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle 
spielt. Das ist Deutschland. Und hier kommt eben die Zwei-
deutigkeit der Situation ins Spiel. Ich bin in Deutschland und 
ich soll über Deutschland als ein Nachbarland Mitteleuropas 

sprechen. Für alle unsere Länder spielt Deutschland eine 
ganz zentrale Rolle. Polen ist in einer fast unerträglichen Wei-
se germanozentrisch. Polen besteht aus positiven Germano-
zentristen und aus negativen Germanozentristen. Es gibt je-
doch viel mehr positive Germanozentristen. Wir denken, 
worum es auch immer geht in Europa, in erster Linie gleich an 
Deutschland. Das ist gar nicht so gut, muss ich sagen, des-
halb war ich immer dafür, dass wir auch das „Weimarer Drei-
eck“ Deutschland, Frankreich, Polen pflegen, weil man so 
womöglich ein etwas entspannteres Verhältnis zu Deutsch-
land bekommen hätte. Das mit dem „Weimarer Dreieck“ 
funktioniert leider nicht ganz so gut, wie ich es mir gewünscht 
hätte. Deshalb bin ich froh, dass wir außer diesem beson-
ders wichtigen Verhältnis zu Deutschland die Zusammenar-
beit in Mitteleuropa in der Visegrád-Gruppe und in Visegrád 
Plus haben. Das gibt den Menschen in Polen das Gefühl, 
dass sie nicht angewiesen sind auf ein Land. Denn dieses 
Gefühl, auf ein größeres Land angewiesen zu sein, das führt 
manchmal zu irrationalen Reaktionen. Deshalb halte ich die 
Kooperation in Mitteleuropa, insbesondere in der Weimarer 
Gruppe, für ganz wichtig.

Und nun noch einige Worte über mein Nachbarland, über 
Deutschland. Die Aufgabe Deutschlands in Europa ist mei-
ner Meinung nach nicht immer, die beste Politik zu formu-
lieren. Die Aufgabe Deutschlands ist es, Europa, das heißt 
die Europäische Union, zusammenzuhalten. Denn was man 
in Deutschland für die beste Politik hält, kann vielleicht ob-
jektiv die beste Politik sein, aber wenn die anderen das 
nicht so sehen, dann ist es eben nur die zweitbeste Politik. 
Und wenn das auf Kosten der Fähigkeit geht, Europa zusam-
menzuhalten, dann ist es nicht mal die zweitbeste Politik. 
Wenn ich mir bewusst mache, was gegenwärtig in der Welt 
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los ist, wie uns Europa um die Ohren fliegt und womit sich 
dann die deutsche Politik, die deutsche politische Elite be-
schäftigt, in welchem inneren Zustand sie sich befindet, 
dann muss ich sagen: Das ist nicht der Zustand, den ich mir 
wünschte. In einer Situation, in der wir unter großem Druck 
von außen gezwungen werden, nach außen hin zu wirken, 
wirkt Deutschland immer introvertierter. Das ist nichts Er-
freuliches – weder für Deutschland, noch für Europa. 

Manchmal frage ich meine deutschen Gesprächspartner 
provokant: Welche Länder imponieren den Deutschen? Da 
herrscht dann oft erstmal Stille. Dann sage ich: Vor einiger 
Zeit hätten Sie gesagt Frankreich, Amerika, vielleicht sogar 
Polen. Wenn man aber ehrlich ist und fragt, welche Länder 
Deutschland heute beeindrucken können, dann haben vie-
le Schwierigkeiten, diese Frage zu beantworten. Ein Land 
dieser Größe, ein Land in dieser geografischen Lage, kann 
sich aber eine solche Haltung nicht leisten. Deutschland 
kann sich nicht darauf beschränken, der Welt ab und zu 
eine Friedensmission anzubieten. Deutschland hat Aufga-
ben, die viel schwieriger, die mit viel mehr Risiko verbunden 
sind. Diese Risikokultur fehlt in Deutschland, und das Feh-
len dieser Risikokultur, das Fehlen der Fähigkeit, in Katego-
rien von weltpolitischer Verantwortung zu denken, das ist 
eine Schwäche dieses Landes. Und ich sage das als jemand, 
der nicht gerade den Ruf hat, antideutsch zu sein, sondern 
im Gegenteil, unbelehrbar germanophil. Meine Erwartun-
gen an Deutschland sind besonders hoch. Deshalb erlaube 
ich mir, die Kritik auch so zu formulieren.

Und zum Schluss: Was haben wir für eine Lage in der Euro-
päischen Union? Die Statik des europäischen Hauses ist 
unter Druck. Man redet, man schreibt immer wieder: Die 

Welt gerät aus den Fugen. Aber zunächst einmal gerät die 
Europäische Union aus den Fugen. Wer, wenn nicht Deutsch-
land, muss seinen Teil der Verantwortung dafür überneh-
men? Deutschland alleine schafft es aber nicht. Es mag 
sein, dass viele andere Länder, die an dieser Aufgabe betei-
ligt sein sollten, viele Sachen falsch machen. Ja, auch wir in 
Polen machen es uns selbst nicht leicht. Aber wir leben heu-
te in einem Europa, in dem wieder Politik gemacht wird. 
Und Politik bedeutet, dass man nicht immer das Ideale und 
nicht immer das Wünschenswerte nehmen muss, sondern 
das, was gerade da ist. Deutschland steht vor schwierigen 
Selbstbestimmungsentscheidungen, die gerade deshalb so 
schwierig sind, weil es in der deutschen Bevölkerung viel zu 
wenig Problembewusstsein gibt. Es ist halt nicht so, dass 
die deutsche Politik sich dem Druck der Öffentlichkeit ver-
weigert, mehr zu tun. Nein, wenn es nach den Umfragen gin-
ge, dann dürfte die deutsche Politik viel weniger tun. Sie 
geht indes weiter, als die Ergebnisse der Meinungsumfra-
gen es ihr erlauben. Aber was die Meinungsumfragen heute 
erlauben und wozu sie ausreichend sind, das ist noch lange 
nicht ausreichend für Europa und die Welt. 

Und das ist lange noch nicht ausreichend für das Mitteleu-
ropa, das aus seiner Geschichte abgeleitet das Potenzial für 
gute Kooperation und Vertrauen hat, aber auch das Potenzi-
al für Konflikte und Misstrauen. Von welchen dieser Poten-
ziale wir Gebrauch machen, das ist allein unsere Entschei-
dung. Welche Entscheidung auch immer wir treffen, sie wird 
auf die ganze Europäische Union Einfluss haben. Das soll-
ten wir uns immer wieder sagen, weil es auch gegen dieses 
Gefühl hilft: Von uns hängt nichts ab, wir haben keinen Ein-
fluss. Doch, wir haben Einfluss und wir sollten gut von die-
sem Einfluss Gebrauch machen. Ich danke Ihnen sehr.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, lieber Matthias 
Rößler, verehrte Exzellenzen, Abgeordnete, Präsidenten und 
Vizepräsidenten! Ich freue mich sehr, dass ich jetzt bei Ihnen 
sein kann und den Weg von Berlin nach Dresden noch einiger-
maßen in der Zeit geschafft habe. Ich habe heute Morgen im 
Bundesrat die Debatte zum Vertrag von Aachen sowie zu des-
sen Erneuerung erlebt. Mein Kollege Armin Laschet hat dabei 
die Beweggründe für dieses deutsch-französische Abkom-

men zitiert: „Keine anderen zwei Länder sollen eine so enge 
Zusammenarbeit haben wie Deutschland und Frankreich.“ 
Und dann habe ich Revue passieren lassen, wie das mir so 
ging, als ich gemeinsam mit Matthias Rößler der Bundesrepu-
blik Deutschland beigetreten bin, jetzt vor knapp 30 Jahren.

Da war die Begeisterung für die Bundesrepublik Deutsch-
land, für das Grundgesetz, für unsere Nationalhymne 

»
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„Uns gemeinsam auf den 
Weg machen“

Michael Kretschmer
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„Einigkeit und Recht und Freiheit“. Die Begeisterung für die 
Europäische Union habe ich am Anfang gar nicht so sehr 
gespürt, auch war mir das besondere Verhältnis zu Frank-
reich nicht sonderlich präsent. Das hat sich bei meinem ers-
ten Besuch bei den Abgeordneten in Paris geändert als ich 
erkannte, wie wirklich wichtig ihnen das ist. Das war mir so 
nicht klar, was da wirklich gelebt worden ist und welches 
unglaubliche Bedürfnis es danach gegeben hat.

Trotzdem, auch wenn sich das jetzt sehr geändert hat, habe 
ich innerlich immer den gleichen Wunsch wie unser Land-
tagspräsident gespürt, doch viel mehr über Mitteleuropa 
und Osteuropa zu sprechen, über eine Region, mit der uns 
eine gemeinsame Geschichte verbindet: die Zeit des Sozia-
lismus, die Zeit des Aufbruchs danach, die vielen Wünsche, 
Sorgen, die gemeinsamen Erfolge und eben auch die ge-
meinsame Geschichte des Beitritts zur Europäischen Union. 
Deswegen freue ich mich sehr, dass Matthias Rößler mit viel 
Energie dieses Forum Mitteleuropa jetzt seit vielen Jahren 
organisiert und es auch dieses Mal geschafft hat, so viele 
Menschen hier zu versammeln. 

Als Janusz Reiter soeben seine Rede gehalten hat, und darü-
ber sprach, dass Deutschland viel mehr leisten müsse, habe 
ich geschmunzelt. Denn erstens hat er Recht. Und zweitens 
habe ich mich an eine Begebenheit in Polen erinnert, als ich 
in der Zeit des EU-Beitritts eine kleine Rede gehalten habe. 
Ich sagte damals: Es muss doch eigentlich so sein, dass die-
ses großartige Land Polen, der größte Beitrittsstaat, ein Stück 
weit die Bündelungsfunktion für die Interessen der nun der 
EU beigetretenen mitteleuropäischen Staaten übernimmt. 
Dann aber habe ich bei denen, mit denen ich gesprochen 
habe, gemerkt: Die wollen das überhaupt nicht. Sie sehen 

sich gar nicht in dieser Rolle, in der ich sie als Deutscher ge-
sehen habe. Schon deswegen ist es gut, dass wir miteinan-
der reden, uns über die verschiedenen Erwartungen austau-
schen und gemeinsame Ziele formulieren. 

Wir stehen unmittelbar vor der Europawahl, die eine 
Entscheidung darüber ist, in welche Richtung unser ge­
meinsames Friedenswerk gehen wird. Wir werden daher 
alle miteinander nicht müde, über die Erfolge zu spre­
chen, die sich mit diesem vereinten Europa verbinden. 

Das ist richtig und wichtig, denn es hat unglaublich viel 
Mühe, Energie und Kraft gekostet, das Europäische Haus zu 
erbauen. Deswegen müssen wir alles dafür tun, dass es 
jetzt auch erhalten bleibt. Man kann es umbauen, man 
kann es renovieren, aber wir sollten es alle miteinander 
nicht zerstören. Ich finde, gerade in dieser Zeit gibt es viele 
Gründe zusammenzubleiben. Wir sehen Amerika als ein 
Land, das immer für Stabilität und Schutz gesorgt hat, in 
einer für uns sehr ungewohnten und verstörenden Verfas-
sung. Wir erleben China als eine immer stärker werdende 
Weltmacht mit Ansprüchen und Wertvorstellungen, die 
nicht die unseren sind. Deswegen ist es richtig, dass wir als 
Europäische Union mit über 500 Millionen Menschen zu-
sammenbleiben und versuchen, uns zu einigen, auch wenn 
es manchmal nicht einfach ist.

Ich sehe vor allen Dingen bei den jungen Leuten, bei der 
„Generation Erasmus“, diese Selbstverständlichkeit für die 
EU und für die offenen Grenzen. Und ich freue mich darüber, 
dass bei den Beratungen über den nächsten EU-Haushalt 

69



Statement

genau hier ein weiterer Akzent gesetzt werden soll, indem 
man die Mittel für das Erasmus-Programm verdoppelt, da-
mit noch mehr junge Menschen innerhalb der Europäischen 
Union unterwegs sein können, ihre Bildung, ihre Ausbil-
dung, ihr Studium absolvieren können. Ich freue mich darü-
ber, dass es diese Möglichkeiten gibt. 

Ich sehe auch bei den Debatten, die wir hier in diesem Haus 
in den vergangen Jahren gehabt haben, wie unglaublich 
schwierig es war, unsere Werte – sei es im Bereich des Ur-
heberrechts oder Datenschutzes – gegenüber Großkonzer-
nen wie Google, Microsoft, Facebook oder in Zukunft Aliba-
ba durchzusetzen. Damit einher geht für mich die klare 
Erkenntnis, dass die Europäische Union mit ihren 500 Milli-
onen Menschen die kleinste Einheit ist, die in der Lage ist, 

diese Prozesse zu steuern und durchzusetzen. Auch deswe-
gen sollten wir alles dafür tun, dass in reichlich einer Woche 
jene gewählt werden, die genau diesen Weg mitgehen. 

Ich habe mit dem deutsch-französischen Verhältnis begon-
nen: Als wir vor jetzt fast zwei Jahren die Koalitionsverhand-
lungen für die nächste Bundesregierung geführt haben, da 
gab es die Überlegung, eine neue Initiative im Bereich der 
Künstlichen Intelligenz mit unserem westlichen Partner 
Frankreich auf den Weg zu bringen. Daraufhin haben wir, wie-
der aus dem Wunsch heraus, doch eigentlich mehr mit unse-
ren östlichen Partnern zusammenzuarbeiten, mit der Bun-
deskanzlerin gesprochen, ob es nicht denkbar wäre, das im 
gleichen Maße mit Polen zu verwirklichen. Ich freue mich, 
dass es uns gelungen ist, noch in diesem Jahr ein neues 
deutsch-polnisches Institut in Görlitz zu eröffnen, das sich 
um die Frage der Systemforschung kümmern wird. Ich freue 
mich, dass wir im Juni 2019 hier in Dresden zu einer Mittel- 
und Osteuropa-Konferenz einladen können, zu der die Minis-
terpräsidenten von Polen und Tschechien zugesagt haben 
und für die Wolfgang Schäuble unser Schirmherr ist. Ich sehe 
das in einer Reihe von Veranstaltungen, die auch mit dieser 
begonnen haben, und die wir weiter intensivieren sollten. 
Wir müssen mehr miteinander bewegen. 

Meine Damen und Herren, es ist wichtig, dass wir uns gemein-
sam auf den Weg machen und uns immer wieder der histori-
schen Gründe bewusst sind, die dazu geführt haben, dass wir 
jetzt diesen europäischen Weg gehen. Die Geschichte ist uns 
eine Lehre. Wir sollten mit Kraft nach vorn gehen, die neuen 
Themen und die Zukunftschancen angehen, und zwar gemein-
sam mit den Staaten Mitteleuropas im europäischen Haus. Das 
ist uns ein Herzensanliegen. Danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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 ➔ Dr. Edit Inotai (Moderatorin): 
Sehr geehrte Damen und Herren, ich begrüße Sie ganz 
herzlich zur Diskussion in unserem zweiten Panel. Mein 
Name ist Edit Inotai, ich komme aus Ungarn. Ich bin 
Journalistin und Wissenschaftlerin und ich war vier Jah-
re lang Deutschlandkorrespondentin einer ungarischen 
Zeitung, die leider nicht mehr existiert. Mit Dresden ver-
bindet mich meine Familiengeschichte, die auch eine 
mitteleuropäische Geschichte ist. Die Familie meiner 
Mutter wurde nach dem Zweiten Weltkrieg teilweise aus 
Ungarn vertrieben, d.h. ich habe eine Tante und ein 
paar Cousinen hier in der Nähe von Dresden. Obwohl 

ich nicht immer ihren sächsischen Dialekt völlig ver-
standen habe, ändert es doch nichts daran, dass wir 
eine Familie sind und zusammengehören. 

Gute Nachbarschaft ist auch das Thema unseres zweiten 
Panels. Wir haben dazu zwei Impulsreferate gehört. Zu-
nächst sprach Janusz Reiter, der ehemalige Botschafter 
von Polen in Deutschland und den Vereinigten Staaten. 
Danach hörten wir den Ministerpräsidenten des Freistaa-
tes Sachsen, Michael Kretschmer. Daneben möchte ich 
Ihnen noch die weiteren Podiumsteilnehmer vorstellen. 
Dr. Peter Lizák ist Botschafter der Slowakischen Republik 
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in Berlin und Dr. Hans-Gert Pöttering war Präsident des 
Europäischen Parlaments und ist auch ehemaliger Vor
sitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung. Meine erste Fra-
ge geht an Herrn Pöttering. Landtagspräsident Rößler hat 
vorhin erwähnt, dass die Europäische Union ein „Global 
Player“ werden sollte. Gibt es dafür wirklich eine Chance 
oder bleiben wir ein außenpolitischer Zwerg bis in alle 
Ewigkeit? Und wenn wir schon zum „Global Player“ wer-
den, was könnte der Beitrag von Mitteleuropa sein?

 ➔ Dr. Hans-Gert Pöttering: 
Also zunächst, liebe Frau Inotai, freue ich mich sehr, dass 

eine ungarische Persönlichkeit unser Panel leitet. Das kann 
auch ein Beitrag sein, uns zusammenzuführen. Und ich 
möchte mich bei Matthias Rößler, dem Präsidenten des 
Sächsischen Landtages, sehr herzlich für die Einladung be-
danken. Ich bin Niedersachse, kein Sachse, wir sind be-
scheiden, aber wir wollen auch unseren Beitrag leisten. 

Sie fragen nach der globalen Rolle der Europäischen Uni-
on und welchen Beitrag wir in der Außenpolitik leisten 
können. Janusz Reiter hat eben davon gesprochen, dass 
Geschichte und Geografie uns in Europa wieder begegnen 
oder einholen. Manchmal ist es so, dass das, was im Mo-
ment noch Außenpolitik ist, plötzlich Innenpolitik wird. Ich 
möchte daher zunächst den Blick zurück richten. Man 
kann die Gegenwart nur verstehen, wenn man den Weg 
kennt, den wir gegangen sind. Als die EU-Beitrittsverhand-
lungen mit den acht Ländern Mitteleuropas begannen, 
war das im Kern noch Außenpolitik mit Polen, mit Estland, 
mit Lettland, mit Litauen, mit der Tschechischen Republik, 
mit der Slowakei, mit Ungarn und Slowenien. Es war noch 
Außenpolitik, wohl aber war es eine unglaublich erfolgrei-
che Politik, dass diese Länder Mitglied der Europäischen 
Union geworden sind. Und damit war es dann eine Art In-
nenpolitik, ein innenpolitischer Erfolg. 

Wir sollen nicht die großen Erfolge vergessen, welche die 
Europäische Union hatte und hat, und es sollte uns et-
was mehr Selbstbewusstsein und Mut geben, dass wir 
das erreicht haben, auch wenn wir heute Diskussionen 
mit verschieden EU-Ländern haben. Ich will gar keine Na-
men nennen. Wir sind alle Sünder, auch wir Deutschen, 
ich will das daher jetzt sachpolitisch gar nicht vertiefen. 
Aber die Situation im Jahre 2019 ist doch um ein 
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Vielfaches besser, als wenn wir noch in der Situation wä-
ren, als das Europäische Parlament vor 40 Jahren zum 
ersten Mal gewählt wurde, also 1979. Und gehen wir wei-
tere 40 Jahre zurück, dann sind wir im Jahre 1939. Mehr 
muss ich hier in diesem Kreis nicht sagen. Es ist ein riesi-
ger Erfolg, den wir erreicht haben. 

Das heißt nicht, dass wir keine großen Herausforderun-
gen im Innern, vor allem aber im Äußeren hätten. Wir 
sind in einer Sache Weltmacht, und zwar in der Frage der 

Handelspolitik. Nie hätten wir dabei gedacht, dass diese 
Frage einmal im Verhältnis zu unseren amerikanischen 
Freunden so wichtig würde. Janusz Reiter hat vom Wes-
ten gesprochen. Jetzt kommt es darauf an, dass wir als 
Europäische Union, die Fragen der Handelspolitik betref-
fend, auch im Verhältnis zum amerikanischen Präsiden-
ten, gemeinsam handeln. Der amerikanische Präsident 
möchte lieber allein mit Paris, mit Berlin, mit Rom ver-
handeln, das ist sein Denken. Denn wenn wir als Europä-
er zersplittert sind, dann hat er es leichter, sein Konzept 
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„America First“ durchzusetzen. Deswegen geht es jetzt 
im Kern darum, dass wir in den Handelsfragen die Einheit 
in der Europäischen Union bewahren. Im Übrigen ist das 
die große Herausforderung der Zukunft, und ich wünsche 
mir von der deutschen Politik, dass wir hier auch dem 
französischen Präsidenten eine positive Antwort geben, 
dass wir im Bereich der Außen-, Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik einen wirklichen Beitrag leisten. Wir müs-
sen unseren amerikanischen Freunden sagen, wenn die-
ses Zwei-Prozent-Ziel für die Verteidigungsausgaben 
gemessen am Bruttoinlandsprodukt schrittweise erreicht 
werden soll, werden wir es für eine Stärkung der europä-
ischen Komponente in der NATO verwenden. Damit tun 
wir etwas für die Einheit der Europäischen Union sowie 
für das westliche Bündnis.

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Vielen Dank. Um noch bei unseren Nachbarn zu bleiben: 
Herr Botschafter Lizák, nicht weit von uns, in der Ost-Uk-
raine, herrscht Krieg. Was kann Europa der Ukraine noch 
anbieten? Momentan nutzen wir vor allem die Arbeits-
kräfte aus der Ukraine, es gibt anderthalb Millionen Uk-
rainer, die in Polen arbeiten, in Ungarn sind sie auch will-
kommen. Wie aber können wir ein bisschen strategischer 
mit der Ukraine umgehen?

 ➔ Dr. Peter Lizák: 
Die Europäische Union hat sich in den vergangenen Jah-
ren in der Ukraine intensiv engagiert, aber leider 20 Jahre 
zu spät. Wir haben die Ukraine 20 Jahre lang vernachläs-
sigt. In dieser Zeit hat sich das Land in eine Richtung ent-
wickelt und es ist eine Situation entstanden, die nicht 
unseren Vorstellungen entspricht. Und dann kam die 

Zeit, als wir das Assoziierungsabkommen abschließen 
sollten, was aber die damalige ukrainische Regierung 
plötzlich nicht mehr tun wollte, woraus leider die be-
kannten weiteren Entwicklungen entstanden sind. Seit 
dieser Zeit engagiert sich die Europäische Union viel in-
tensiver, aber in meinen Augen noch immer nicht inten-
siv genug. Wir haben das Assoziierungsabkommen un-
terschrieben, wir haben die Möglichkeit des visafreien 
Verkehrs mit ukrainischen Bürgern eingerichtet, aber in 
meinen Augen arbeiten wir noch zu wenig systematisch 
mit dem Land zusammen. Das ist mein Anliegen an die 
künftige Kommission. 

Am Montag kommt der neue ukrainische Präsident ins 
Amt. Wir sollten mit ihm einen intensiven Kontakt pflegen. 
Es ist schon seit langer Zeit unsere Überlegung, dass wir in 
Europa, in der Europäischen Kommission, einen Beauf-
tragten für die Ukraine brauchen. Wenn Sie jemanden fra-
gen: Wer ist für die Ukraine in der Europäischen Union zu-
ständig? Nach einigen Überlegungen lautet die Antwort 
vielleicht: Frau Mogherini. Aber ich kann Ihnen versichern, 
Frau Mogherini hat zu viel zu tun, als dass die Ukraine, ein 
Schlüsselland für uns, Priorität für sie hätte. Das heißt, wir 
müssen das auch institutionell klar definieren. Die Slowa-
kei hat diese Idee bereits vorgebracht und ich hoffe, dass 
das von der neuen Kommission gehört wird. Wir brauchen 
dafür ein politisches Schwergewicht, eine Persönlichkeit 
wie Herrn Pöttering, die sich Tag für Tag mit diesem Thema 
beschäftigt, die Druck macht, die engagiert ist. Sicher, wir 
haben eine Kommissionsvertretung in Kiew, die gut arbei-
tet, die technische Fragen klärt, es fehlt aber ein politi-
sches Gewicht, das zeigt: Dieses Land, die Ukraine, ist für 
uns als EU ganz wichtig. 
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Noch zwei Bemerkungen, weil wir über die Nachbarn 
sprechen wollen. Ich unterstütze völlig, was Herr Vize-
kanzler Busek in der ersten Runde über die Länder des 
Balkans gesagt hat. Da sollte man natürlich viel mehr tun 
und ich habe auch eine ganz konkrete Überlegung, die 
unsere deutschen Gastgeber betrifft. Im Juni 2019 wird 
über die Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien 
und Albanien entschieden. Es gibt Stimmen unter den 
EU-Ländern, es besser nicht zu tun. Entschuldigung, aber 
wir sagen den Mazedoniern 20 Jahre lang, wenn sie die 

Frage des Landesnamens lösen, wird die Europäische 
Union Verhandlungen eröffnen. Nun ist der neue Landes-
name da. Was tun wir? Wir sagen, naja, wissen Sie, es ist 
nicht so einfach, Verhandlungen zu eröffnen. Wo ist da 
die Glaubwürdigkeit der Europäischen Union? Und das 
liegt wirklich an uns, an den Mitgliedsländern, das soll-
ten wir nicht auf Brüssel schieben, das entscheiden al-
lein die Mitgliedsländer. Ich muss sagen, auch mein heu-
tiges Gastland, Deutschland, tut sich da im Bundestag 
nicht leicht. Dabei ist es eine konkrete Sache, die wir in 
einem Monat tun sollten. 

Noch eine Bemerkung zu den Verhandlungen, die einst 
auch die Slowakei geführt hat. Noch einmal mit Blick auf 
das Beitrittsland Montenegro, von dem Parlamentspräsi-
dent Kövér vorhin sprach. Es meinte, wir können so ein 
Land mit 600 000 Einwohnern aufnehmen, das verände-
re die Europäische Union nicht. Hier sage ich, wir teilen 
diese Meinung nicht, dass wir ein Land einfach so auf-
nehmen können. Das Land muss die Kriterien erfüllen, 
die ihm gestellt sind. Wenn wir das nämlich nicht ma-
chen, dann gefährdet das die Grundpfeiler der Europäi-
schen Union. Ich bringe noch ein Beispiel vor: Als die 
Slowakei 2005/2006 über die Euro-Mitgliedschaft ver-
handelt hat, da wurde alles überprüft – Inflation, Ver-
schuldung, Nachhaltigkeit. Es gab Dutzende, teils sehr 
schwierige Gespräche in Brüssel. Bei einem dieser Ge-
spräche, wo wir im Vorfeld wirklich alles nochmal über-
prüft hatten, bis hin, ob wir gut angezogen sind, ob wir 
alle Krawatte tragen, haben wir zum Teil scherzhaft, zum 
Teil ernst gesagt: Entschuldigung, Sie fragen bei uns al-
les nach, während es schon ein Land im Europäischen 
Währungsraum gibt, das diese Kriterien gar nicht erfüllt. 
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Das war damals Griechenland. Dann herrschte zehn Se-
kunden lang Stille auf der Seite der Kommission, bis die 
Antwort lautete: Das ist nicht Ihre Sache, Sie sollen sich 
nicht um Griechenland kümmern. Wir sprechen jetzt über 
die Slowakei. Es ist genau das, was Herr Kövér angespro-
chen hat: Es soll nicht verboten sein, dass wir diese 
Fragen stellen. Es soll nicht so sein, dass etwas gegeben 
ist und Schluss. Es geht nicht, wenn wir das so machen, 
es wird dann nicht funktionieren. 

Ein letztes Wort: Wir sprechen über Nachbarschaft, daher 
bringe ich ein Land ins Gespräch, das wohl niemand im 
Kopf hat, die Schweiz. Die Schweiz gehört auch zur Nach-
barschaft Mitteleuropas. Ich weiß nicht, wie viele das 
wissen, vielleicht Herr Pöttering: Mit der Schweiz haben 
wir eine Vereinbarung, dass die Schweiz Zugang zum EU-
Binnenmarkt hat und dafür Beiträge leisten soll. Das 
heißt, die Schweiz soll freiwillig (wie Norwegen) dafür 
zahlen, das Privileg eines 500-Millionen-Marktes zu ha-
ben. Wie aber ist die Lage? Die Schweizer zahlen seit 
2012 keine Beiträge, weil wir die bilateralen Verhandlun-
gen nicht zu Ende geführt haben. Und was tut die Kom-
mission? Sie sagt, die Schweiz sei besonders, da habe 
man keine Möglichkeiten, keinen Artikel 7, man könne 
nichts machen. Meine berechtigte Frage lautet da: Haben 
wir wirklich nichts? Wir könnten den Schweizer Freunden 
doch sagen: Wenn Sie nicht kompromissfähig sind, dann 
sind wir nächste Woche nicht mehr bereit, den Binnen-
markt für Sie zu öffnen. Dann werden sich die Schweizer 
sicher bewegen, das kann ich ihnen versichern. Das 
heißt, wir sollten auch ehrlich zu uns sein und unsere 
Möglichkeiten nutzen, um den Nachbarn in richtiger 
Weise zu beeinflussen. Danke.

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Vielen Dank. Die Schweiz, der Balkan, ich möchte noch 
ein Land als Nachbar einbringen: Russland. Über Russ-
land haben wir noch nicht gesprochen und natürlich be-
stimmt es unseren Raum und unsere Möglichkeiten hier 
in Europa. Ich würde gerne Herrn Botschafter Reiter fra-
gen: Kann Europa noch freundliche Beziehungen mit 
Russland haben oder diktieren die Wirtschaftsinteressen 
die politischen Beziehungen? 

 ➔ Janusz Reiter: 
Vielen Dank, ich sehe Ihre Frage als Anerkennung der 
Russlandkompetenz Polens. Die ist bekannt. Aber ich 
will vorher noch einige Sätze über die Ukraine sagen. Ich 
halte das für ein großes Versagen Europas. Das Problem 
ist nicht, dass irgendwelche Verhandlungen falsch ge-
führt worden sind, das Problem ist in den Köpfen der 
Menschen entstanden, in der Weigerung der Mehrheit 
der Europäer, die Ukraine als Teil Europas anzuerkennen 
und wahrzunehmen, dass das ein Land ist, dass das legi-
time Recht hat, seine Geschicke selbst zu bestimmen. Ich 
habe einst mit einem bekannten deutschen Politiker ein 
Gespräch darüber geführt und ihm gesagt: „Wissen Sie, 
die Art und Weise, wie die Ukraine in Deutschland wahr-
genommen wird, erinnert mich an die Art und Weise, wie 
Polen nach dem Ersten Weltkrieg wahrgenommen wur-
de.“ Mein Gesprächspartner sprang fast auf vor Aufre-
gung und sagte: „Wie kommen Sie darauf? Polen und die 
Ukraine, das sind zwei verschiedene Länder, wie können 
Sie sowas sagen?“ Moment, sagte ich: „Haben Sie schon 
davon gehört, wie Polen nach dem Ersten Weltkrieg in 
Deutschland beschrieben wurde? Als Saisonstaat. Der 
Chef der Reichswehr, Hans von Seeckt, der die rote  
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Armee im Kampf gegen Polen unterstützte, sagte: Polen 
muss verschwinden, aus eigener Schwäche und mit un-
serer Hilfe.“ Mein Gesprächspartner machte große Au-
gen. Ich wollte ihm keine Vorwürfe machen, wie kann ich 
ihm auch Vorwürfe machen, ich wollte ihm nur sagen: Die 
Wahrnehmung Europas hat politische Folgen, und die 
Wahrnehmung der Ukraine hatte auch politische Folgen. 
Das ist überhaupt keine Entlastung für die ukrainische 
Politik, die in der schwierigen Zeit leider nicht das nötige 
Verantwortungsgefühl gezeigt hat. 

Und nun zu Russland: Russland ist ein Nachbar. Russ-
land kann auch ein Partner sein, wenn beide Seiten rea-
listisch sind. Ich glaube, wir sind in Europa insofern rea-
listisch, dass wir nicht mehr davon träumen, mit unserer 
Politik Russland zu beeinflussen. Ich glaube, niemand 
erwartet mehr, dass man Russland auf den Weg der frei-
heitlichen Demokratie bringen kann – durch mehr Aus-
tausch, durch mehr Handel und so weiter und so fort. Das 
war eine Illusion, das haben auch schon die Amerikaner 
erkannt. Dann kam das Angebot des „London Reset“, 
das heißt sachliche Zusammenarbeit dort, wo es gemein-
same Interessen gibt. In Deutschland nannte man das 
„Modernisierungspartnerschaft“. Leider hat auch das 
nicht funktioniert, weil Russland das als eine Erlaubnis 
missverstanden hat, eine aggressive Machtpolitik betrei-
ben zu können, die der Tradition des Denkens in den Ka-
tegorien von Einflusssphären entspricht. Ich glaube, wir 
müssen den Russen sagen: Alles, was den Maßstäben 
der europäischen Politik entspricht, so wie sie 1990 in 
der „Charta von Paris“ verfasst worden sind, alles das 
geht. Was nicht in die Regeln der „Charta von Paris“ 
passt, das geht nicht. 

Aber ein Stück Realismus gehört wahrscheinlich auch 
dazu, insbesondere wenn man mit so selbstbewussten 
Partnern mit Russland zu tun hat. Jeder Student und jede 
Studentin in Deutschland, der oder die internationale 
Beziehungen studiert, lernt früher oder später, dass es 
so etwas wie „poltics of energy infrastructure“ gibt. Das 
gehört zum Kanon. Dann aber heißt es: Ja, aber eine 
Pipeline, die Russland mit Deutschland verbindet, die ist 
völlig unpolitisch, die ist rein kommerziell. Da muss ich 
schon sagen, das kann doch nicht ernst gemeint sein. 
Niemand kann so naiv sein und dafür eine Ausnahme 
machen. Ich kritisiere dafür nicht die Russen. Sie ma-
chen, was in ihrem Interesse liegt. Aber warum wir uns 
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darauf einlassen und dadurch die europäische Fähigkeit 
zur Solidarität auf einem Gebiet, auf dem Europa viel 
mehr gemeinsam erreichen könnte, aufgeben, das ver-
stehe ich nicht. Ich befürchte, das wird in Russland als 
Zeichen der Schwäche gesehen, und für Schwäche hat 
Russland kein Verständnis, Schwäche kommt in Russ-
land nicht gut an. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Herr Kretschmer, gibt es nur Wirtschaftspolitik mit Russ-
land oder auch eine andere Art von Politik? Sie haben 
schon ein paar Mal Ihre Begeisterung für die russische 
Kultur und das russische Volk zum Ausdruck gebracht. 
Wie sehen Sie die Zukunft Russlands und die Beziehun-
gen zwischen Mitteleuropa und Russland?

 ➔ Michael Kretschmer: 
Also erst einmal bin ich Janusz Reiter dafür dankbar, 
dass er die europäische Verantwortung für die Ukraine 
benannt und auf die Situation in der Ukraine hingewie-
sen hat. Denn als ich dieses Land Anfang der 2000er-
Jahre besucht habe, war uns schon klar, dass es ein gro-
ßer Unterschied ist, ob wir über den EU-Beitritt der Türkei 
sprechen oder über den Beitritt der Ukraine. Wenn man 
dieses Land betritt, wenn man sich ihm nähert, sieht 
man sofort: Das ist ein europäisches Land. Was einen 
aber damals erschreckt hat, war der innere Zustand der 
Ukraine, zum Beispiel die Korruption. Wer davon aus-
geht, dass die Europäische Union eine Wertegemein-
schaft ist, musste sich damals wie heute die Frage stel-
len: Haben wir die gleichen Werte? Und damit meine ich 
nicht die Religion, sondern die Werte des gegenseitigen 
Umgangs, der Rechtsstaatlichkeit und ähnliches.

Entsprechend gab es Gründe, weshalb man damals zö-
gerlich war. Im Nachhinein ist es dann immer leicht zu sa-
gen: Hätten wir die Sache vor 20 Jahren anders gemacht, 
hätten wir heute auch eine andere Situation. Eine solche 
Sicht vergisst ein Stück weit die Schwierigkeiten, die der 
Botschafter gerade angesprochen hat, nämlich die innere 
Konstitution der Europäischen Union, die vielen Kompro-
misse, die dann auch dazu führen, dass gewisse Sachen 
sich falsch entwickeln können. Insofern ist der Satz sehr 
schön, wir sind alle Sünder, auch die Deutschen, aber das 
macht die Sache am Ende nicht unbedingt gut. Die Selbst-
erkenntnis muss dann zu Verbesserungen führen und da-
für sorgen, dass wir insgesamt wieder mehr gemeinsam 
in der Europäischen Union schaffen.
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Zu Russland ist der zentrale Satz schon gefallen: Dieses 
Land kann man nicht von außen beeinflussen, es hat 
eine Größe, es hat ein geopolitisches Selbstverständnis, 
die dafür sorgen, dass Russland seine eigene Agenda 
hat. Unsere Aufgabe muss es sein, in der Europäischen 
Union stark zu sein, unsere Interessen zu formulieren 
und dann werden wir auch eine gute Nachbarschaft mit 
Russland haben können. 

Bei dem Thema Gaspipeline bin ich etwas anderer Mei-
nung. Natürlich ist das auch eine politische Frage, nicht 
eine rein wirtschaftliche, aber ich komme zu anderen 
Schlüssen als Herr Reiter. Wir haben unmittelbar nach 
dem Zweiten Weltkrieg die Europäische Union aufge-
baut, in der man damals die wichtigsten Ressourcen, die 
man füreinander und miteinander brauchte, Kohle und 
Stahl, gebündelt hat. Das wäre auch jetzt in dieser Frage 
der richtige Antritt. Wir sind vom russischen Gas abhän-
gig, die Russen sind davon abhängig, dass sie es uns ver-
kaufen. Deswegen sollten wir die Sache gemeinsam ma-
chen. Wir bauen energy terminals an der Nordsee-Küste, 
sodass wir uns auch aus anderen Regionen der Welt Gas 
liefern lassen können. Aber ich finde, dass wir in diesem 
Bereich mehr tun sollten. 

Nun lautet die Streitfrage: Warum machen die Deutschen 
das mit Russland an den anderen vorbei? Man könnte 
den Streit aber auch so führen: Warum streiten wir jetzt 
darüber, dass diese Gasleitung nicht durch die Ostsee 
gehen kann und das Gas dann auf anderen Wegen nach 
Polen kommt, wenn wir uns in der Europäischen Union 
doch so sehr vertrauen? Das ist eine Sache, die von au-
ßen auch als Schwäche ausgelegt wird. Das sollten wir 

beenden. Wir sollten Nord Stream 2 fertigbauen, das ist 
meine feste Überzeugung. Wir brauchen mehr wirtschaft-
liche Verflechtung mit unserem russischen Partner und 
wir müssen dafür sorgen, dass wir nicht gegeneinander 
ausgespielt werden.

 ➔ Dr. Hans-Gert Pöttering: 
Ich möchte jetzt nicht noch etwas zu der Grundsatzfrage 
sagen, ob Nord Stream 2 vollendet werden sollte oder 
nicht, ich neige da eher, bei allem Respekt lieber Minis-
terpräsident Kretschmer, zu der Haltung von Botschaf-
ter Reiter. Aber lassen wir das mal offen. Wir Deutschen 
haben sicher bei dem Projekt etwas falsch gemacht, 
was unsere mitteleuropäischen Partner betrifft. Wir 
Deutschen haben da nicht hinreichend kommuniziert – 
mit den Polen, Esten, Letten, Litauern. Wir müssen er-
kennen, dass wir da psychologische Fehler gemacht 
haben. Das wichtigste in der Europäischen Union sind 
sicher die Verträge, ist das Recht, aber die Psychologie, 
wie wir mit einander umgehen, hat fast die gleiche Be-
deutung. Und da gibt es, was die Pipeline angeht, zwei-
felsohne Defizite. 

Jetzt geht es uns aber nicht nur um eine Rückwärtsbe-
trachtung, sondern darum, wie wir die Sache zukünftig 
machen. Ich bin dem französischen Präsidenten sehr 
dankbar dafür, dass er es geschafft hat, die Europäische 
Kommission mit ins Boot zu nehmen, damit Nord Stream 
2 nicht nur ein russisch-deutsches Projekt ist, sondern zu 
einem europäischen Projekt gemacht wird. Es gibt einen 
großen Unterschied zwischen der leider gescheiterten 
Europäischen Verfassung und dem Vertrag von Lissabon, 
der sich in der Energiefrage ausdrückt bzw. in der Solida-
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rität bei der Energiepolitik. Deshalb sollte man das ma-
chen, was Herr Kretschmer gerade gesagt hat. Wir sollten 
jetzt die technischen Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass wir in der Versorgung mit Energie nicht nur national 
denken, sondern wirklich europäisch. Und da geht es 
auch um die Solidarität mit der Ukraine. Da erwarte ich 
von jeder Regierung, dass die Ukraine von dieser Pipe-
line keine Nachteile hat. Das ist unsere Verantwortung, 
die wir jetzt wahrnehmen müssen. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Vielen Dank. Es braucht wahrscheinlich ein bisschen 
Zeit für Polen und auch für die baltischen Länder, das zu 

akzeptieren. Aber gehen wir etwas weiter, weil ich den-
ke, diesen Konflikt werden wir hier nicht lösen. Spre-
chen wir über die Balkanländer. Ich spüre hier im Panel 
viel Einigkeit hinsichtlich einer europäischen Perspekti-
ve für die Balkanländer. Hier könnte Mitteleuropa wirk-
lich einige Impulse geben. Aber was genau können wir 
anbieten? Das wäre meine erste Frage an Herrn Bot-
schafter Lizák. Zudem würde ich von Ihnen gern wissen 
wollen, ob die Begeisterung für eine südliche Erweite-
rung in der Europäischen Union momentan wirklich so 
groß ist. Was können wir als Mitteleuropa tun, um den 
Westen oder die südeuropäischen Ländern davon zu 
überzeugen?
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 ➔ Dr. Peter Lizák: 
Bei den Balkanstaaten sollten wir die richtige Balance fin-
den. Es ist auf der einen Seite eine höchst politische Fra-
ge, da der Balkan ein Vorhof Europas ist. Wer sonst sollte 
sich um die Balkanländer kümmern, wenn nicht die euro-
päischen Länder, wenn nicht Mitteleuropa? Auf der ande-
ren Seite müssen wir von diesen Ländern auch verlangen, 
dass sie Resultate zeigen. Einige Kollegen in Brüssel 
scherzen manchmal, dass wir in unseren Beziehungen zu 
den Balkanländern ein Spiel spielen. Sie tun so, als ob sie 
Reformen durchführen würden, und wir tun so, als ob wir 
anerkennen würden, dass sie wirklich Reformen durchfüh-
ren. Das heißt, wir sollten da auch konsequent sein. 

Wenn Sie fragen, was wir konkret machen können: Wir 
teilen die Erfahrungen aus unseren Beitrittsgesprächen 
mit diesen Ländern. Wir haben enge Kontakte mit Monte-
negro, mit Nordmazedonien. Wir zeigen ihnen, was wich-
tig und notwendig ist, um diese Gespräche erfolgreich zu 
Ende zu führen. Aber nochmal: In meinen Augen ist ge-
genwärtig die Hauptsache, dass wir im Juni 2019 in Brüs-
sel eine Entscheidung darüber haben, ob die Gespräche 
überhaupt eröffnet werden. Manche vermischen das 
nämlich. Die Eröffnung von Gesprächen ist nicht gleich-
bedeutend mit einer Mitgliedschaft. Eine Mitgliedschaft 
kommt vielleicht in fünf oder acht Jahren und ist mit ei-
nem Fragezeichen versehen. Das heißt, Gespräche zu 
führen ist die Voraussetzung, dass wir überhaupt über 
diese Perspektive nachdenken können.

Eine letzte Bemerkung über die politische Seite: Wir soll-
ten wirklich klar entscheiden, ob wir diese Region in die 
Gemeinschaft aufnehmen. Das ist in meinen Augen sehr 

gut vergleichbar mit Rumänien und Bulgarien, auch da 
hat man sehr großzügige Entscheidungen gefällt. Aber ist 
es jetzt für uns nicht die bessere Situation, Rumänien 
und Bulgarien drin zu haben, Einfluss ausüben zu kön-
nen, als wenn sie draußen wären? Da ist, glaube ich, für 
uns die Antwort klar. Das heißt, auch in den Gesprächen 
mit den Balkanländern sollen wir konsequent, zugleich 
aber politisch großzügig sein. Und wenn sie dann einmal 
Mitglied sind, dann sollten wir ganz intensiv mit diesen 
Ländern arbeiten. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Herr Pöttering, wie sehen Sie das?

 ➔ Dr. Hans-Gert Pöttering: 
Jede Zusammenarbeit von Staaten in der Europäischen 
Union, auch die der mitteleuropäischen Länder, ist eine 
gute Sache, wenn diese Staaten sich auch annähern und 
in ihrer Eigenheit auch respektieren, Verständnis füreinan-
der bekommen. Beispielsweise haben die Polen einen 
ganz anderen religiösen Hintergrund als die Tschechen. 
Diese Zusammenarbeit muss sich einbetten in den Ge-
samterfolg der Europäischen Union. Sie darf nicht zu ei-
nem Separatismus führen. Mir hat mal ein Regierungschef 
eines dieser Länder gesagt: Mitteleuropa plus Deutsch-
land. Ich wäre ihm fast an die Kehle gegangen. Ich habe 
ihn dann recht massiv kritisiert. Wir werden uns niemals 
von Frankreich und von Westeuropa trennen lassen, son-
dern wir sind in gewisser Weise auch als Deutsche eine 
Brücke. Und es ist beides wichtig: Polen ist wichtig, Frank-
reich ist wichtig, alle Länder zusammen sind wichtig. Und 
wir müssen auch und besonders die sogenannten „kleine-
ren Länder“ ernst nehmen. In den Esten, den Letten, den 

84 



Podiumsdiskussion

Litauern steckt eine solche Kraft aus der Kenntnis ihrer 
Geschichte und aus dem, was sie erlitten haben, auch im 
Verhältnis zu Russland, dass sie von uns gar nicht hoch 
genug eingeschätzt werden können. Deswegen warne ich 
davor, bei aller Notwendigkeit den größeren Staaten eine 
größere Verantwortung zufallen zu lassen, die sogenann-
ten „kleinen Länder“ geringzuschätzen. Übrigens sagt 
Jean-Claude Juncker immer: Es gibt keine kleinen Länder. 
Luxemburg ist ein Großherzogtum. 

Noch eine kurze Bemerkung zu den Balkanstaaten. Herr 
Botschafter Lizák hat mit Recht gesagt, wir waren gegen-
über Bulgarien und Rumänien ein bisschen zu großzügig. 
Aber im Nachhinein, so würden es vielleicht die Juristen 
sagen, ist das geheilt worden, da sie nun Mitglieder der 
Europäischen Union sind. Viel schlimmer wäre es, wenn 
sie nicht Mitglieder der Europäischen Union wären, weil 
dann der Appetit des russischen Präsidenten auf diese 
Länder noch größer wäre. 

In diesem Kontext möchte ich etwas Positives zu Rumäni-
en sagen: In Deutschland ist das Rumänienbild verbes-
serungsfähig. Aber die Rumänen haben jemanden zum 
Präsidenten gewählt, der in doppelter Weise zu einer 
Minderheit gehört. Zu der ganz kleinen deutschen Min-
derheit, und zudem ist er auch noch Protestant, umge-
ben von einer orthodoxen Mehrheit. Das zeigt auch die 
Reife des rumänischen Volkes, dass es einen solchen 
Mann an die Spitze wählt, weil es von diesem Mann mit 
Recht glaubt, dass er vieles korrigieren kann. 

Was den Balkan angeht: Es gibt in der EU keine Begeiste-
rung dafür, diese Länder aufzunehmen, aber sie müssen 

eine europäische Perspektive haben, weil das Engage-
ment sowohl Russlands als auch Chinas in den Balkan-
ländern groß ist. Über China haben wir heute noch gar 
nicht gesprochen. Es geht nicht nur um Nachbarn, son-
dern auch um die Rolle Chinas, genauso wie um die der 
Türkei, die in den Balkanländern mächtig am Wirbeln 
sind. Auch deswegen müssen wir dem Balkan jetzt eine 
Perspektive geben.

Und was Nordmazedonien angeht: Ich zolle ihnen großen 
Respekt, dass sie sich jetzt mit den Griechen auf diesen 
Namen geeinigt haben. Da müssen wir auch glaubwürdig 
bleiben und ihnen die Perspektive der Mitgliedschaft ge-
ben. Aber wir müssen ihnen auch sagen, ihr müsst, wenn 
ihr EU-Mitglied werden wollt, die Kriterien, die der Werte-
gemeinschaft der Europäischen Union entsprechen, nicht 
nur auf dem Papier erfüllen, sondern auch in der Realität. 
Wir müssen da konsequent sein, ebenso konsequent wie 
bei der europäischen Perspektive. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Herr Ministerpräsident Kretschmer: Wie ist die Lage mo-
mentan in Deutschland? Es finden in diesem Jahr drei 
Regionalwahlen statt. Gibt es hier einen Appetit auf Au-
ßenpolitik, insbesondere mit Blick auf den Balkan, oder 
wäre das zu viel verlangt? Natürlich wird ohne Deutsch-
land in der Europäischen Union nichts passieren, wir 
brauchen dafür die Unterstützung von Deutschland.

 ➔ Michael Kretschmer: 
Zumindest was Russland angeht haben wir hier im 
Freistaat Sachsen eine große Sensibilität. Es wird sehr in-
tensiv darüber gesprochen, wie das Verhältnis ist, ob wir 
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nicht wieder mehr Gemeinsamkeiten haben können, ob 
es diese Sanktionen braucht und ob wir die nicht abbau-
en können. Das merkt man im Freistaat Sachsen schon 
sehr stark. Aber insgesamt glaube ich, haben wir in den 
letzten Tagen noch einmal zugelegt, was die europäische 
Diskussion angeht. Es ist richtig so, dass wir intensiver 
über die Europawahl sprechen und was sie für uns bedeu-
tet. Da freue ich mich darüber, dass wieder mehr die In-
halte in den Mittelpunkt rücken. Die Staaten des Balkans 
spielen in der aktuellen Diskussion keine Rolle. Aber ich 

möchte mich den Diskussionen anschließen – wir brau-
chen die Eröffnung dieser Gespräche, die, das kann man 
nochmals betonen, natürlich so offen sein müssen und in 
einer soliden Art geführt werden müssen, dass man nicht 
gleich von vornherein Zugeständnisse macht. Wir alle ha-
ben in den letzten Jahren immer wieder erlebt, wie stark 
der chinesische Einfluss ist, wie stark der russische Ein-
fluss ist, wie stark auch andere Einflüsse sind. Daher soll-
ten wir versuchen, jetzt zusammenzubleiben und uns in 
dieser Frage gemeinsam auf den Weg machen. 

Wenngleich ich da immer kritisch sage: Es geht eben 
nicht, eine Entscheidung zu treffen, sich umzudrehen 
und dann von den Konsequenzen nichts mehr wissen zu 
wollen. Es sind viele Dinge, auch Kompromisse, gemacht 
worden, die dann am Ende schwierige Entwicklungen 
nach sich ziehen. Sie zu benennen und auch zu korrigie-
ren, dass muss uns in der Zukunft besser gelingen. 2015 
hatten wir eine Diskussion, die darauf beruhte, dass der 
EU-Außengrenzschutz nicht in Ordnung war. Daraus müs-
sen sich Konsequenzen ergeben, er muss uns gelingen. 
Oder nehmen Sie die Verbesserung der Inneren Sicher-
heit, die Nachverfolgung von Kriminalität, den Rückgang 
von Grenzkriminalität in den Regionen – das sind wichti-
ge Dinge, welche die Leute ganz unmittelbar betreffen. 
Da kommt dann ganz zu Recht die Kritik: Warum ist es 
nicht möglich, diese Frage zu lösen? 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Wenn ich das richtig verstanden habe: Die Erweiterung 
der EU um die Balkanländer ist momentan nicht Priorität, 
weil es andere Prioritäten gibt, wie den Grenzschutz oder 
die Sicherheit in Europa?
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 ➔ Michael Kretschmer: 
Die Deutschen beschwert dieser Beitritt nicht so sehr, sie 
diskutieren darüber wenig. Ich halte es dennoch für eine 
wichtige Aufgabe, auch dort voranzukommen. Ich sehe 
das genauso bei Nordmazedonien. Nun kann man ja 
auch nicht sagen, wenn man sich den Balkan anschaut, 
dass die Strategie, die wir die letzten zwei Jahrzehnte 
hatten, erfolgreich gewesen ist. Die Situation dort hat 
sich nicht sehr verbessert. Jetzt, so glaube ich, muss man 
versuchen, dort durch die Beitrittsperspektive die Kräfte 
zu stärken, die wirklich einmal der Korruption den Kampf 
ansagen, die auf Leistung setzten, die den jungen Leuten 
ermöglichen, dass sie ihre Zukunft in der Heimat sehen.

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Herr Reiter, laufen wir nicht Gefahr, dass in den Balkanlän-
dern momentan ein Vakuum entsteht, ein sicherheitspoli-
tisches Vakuum, das dann später gefährlich werden kann? 
Wirtschaftspolitik ist die eine Seite, aber der sicherheits-
politische Aspekt ist doch auch interessant, oder?

 ➔ Janusz Reiter: 
Wir müssen uns grundsätzlich daran gewöhnen, auch bei 
Fragen wie der EU-Erweiterung in machtpolitischen Katego-
rien zu denken. Das Wort Machtpolitik ist in Deutschland 
verpönt, man spricht stattdessen von moralischer Verant-
wortung. Im Ernst, es gibt selbstverständlich auch Machtin-
teressen. Warum ist es legitim, von machtpolitischen Inter-
essen zu sprechen? Weil die ganze Welt Machtpolitik 
betreibt. Und wenn wir uns dem verweigern, dann sind wir 
selbst schuld. Wir haben auch moralisch das Recht, macht-
politische Interessen zu verfolgen, weil wir für Länder wie 
die Balkanländer das fairere Angebot haben. 

Nun aber zu Deutschland: Ich erlaube mir, eine Frage zu 
beantworten, die mir nicht gestellt wurde. Gibt es in 
Deutschland Appetit auf mehr Außenpolitik? Nein, gibt es 
nicht. Es gibt null Appetit auf Außenpolitik. Und das ist ein 
Problem. Wer in Deutschland glaubt, dass dies das beste 
Rezept dafür ist, in Ruhe zu leben und von den Nachbarn 
keine Vorwürfe zu hören, der unterliegt einer Täuschung. 
Die deutsche Verweigerung in der großen Politik wird nicht 
als Ausdruck von Bescheidenheit, sondern als ein Aus-
druck von Egoismus verstanden. Das wird zu Vorwürfen 
führen, dass die Deutschen sich nur um sich selbst küm-
mern. Liegt das im deutschen Interesse? 

Machen wir uns nichts vor: Es war über Jahrzehnte hin-
weg keine leichte Aufgabe in Europa, ein Gleichgewicht 
zu sichern, das Deutschland die Akzeptanz der anderen 
europäischen Länder bescherte. Diese Akzeptanz ist kei-
ne Selbstverständlichkeit. Helmut Kohl wusste sehr ge-
nau zu verhindern, dass es in Europa zu einer Koalition 
von Ländern kommt, die sich irgendwie von Deutschland 
bedroht fühlen, nicht militärisch aber in ihren Interes-
sen. Ich glaube, in Deutschland muss man sich heute 
wieder dessen bewusst werden, dass diese deutsche 
Frage wieder auf die Agenda kommen kann. Gerade 
auch, weil die Deutschen gar nicht verstehen, wieso und 
warum. Aber es geht bekanntlich nicht nur um die Eigen-
wahrnehmung, es geht auch um die Wahrnehmung durch 
die anderen. Ich glaube, Deutschland hat keinen Grund, 
vor mehr Engagement in der Weltpolitik Angst zu haben. 
Das wird nicht zu dem Verdacht führen, Deutschland be-
treibe eine expansionistische Politik. Auf diese Dumm-
heit kommt so schnell keiner mehr. Aber den Verdacht, 
dass Deutschland sich eben nicht um den Rest der Welt 
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kümmert, sondern nur um sich selbst, diesen Verdacht 
können verschiedene Länder sehr leicht hegen. Das wür-
de den deutschen Interessen am Ende schaden. 

 ➔ Dr. Peter Lizák:
Wenn ich noch etwas hinzufügen darf: Ich würde fast fra-
gen, ob der polnische Kollege vielleicht schon zu lange aus 
Deutschland weg ist. Ich sehe in den letzten vier Jahren 
schon ein wenig Bewegung in dieser Hinsicht. Nehmen Sie 
nur die Rede von Bundespräsident Joachim Gauck auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz 2014, als er die Deut-
schen ermutigte: Übernehmen wir mehr Verantwortung, 
seien wir mehr präsent in den internationalen Beziehun-
gen. Ich glaube, seit dieser Rede hat sich schon einiges 
bewegt. Oder nehmen Sie das historische Argument des 
früheren Außenministers Sigmar Gabriel, der gesagt hat: 
Freunde, ihr habt uns 70 Jahre lang gesagt, Deutschland 
soll bitte zurückhaltend und international nicht aktiv sein. 
Für Deutschland war das bequem, die Deutschen haben 
sich daran gewöhnt und sie haben das auch sehr erfolg-
reich getan. Und jetzt wollt ihr von uns, die bisherige Rich-
tung zu ändern und schon morgen einen anderen Weg zu 
gehen. Das geht nicht, das braucht eine gewisse Entwick-
lung. Meiner Meinung nach sollte man dafür ein wenig Ver-
ständnis zeigen, aber es ist nur legitim, dass wir diese Er-
wartung äußern, diesen Druck ausüben. Wir erwarten von 
Deutschland mit der Zeit mehr, aber eine kurzfristige Än-
derung kann man kaum erwarten.

Noch zwei Bemerkungen: Wir haben mit Russland keine 
formelle Basis, um seitens der Europäischen Union ein Ge-
spräch zu führen. Wenn wir uns als Europäische Union,  
als Europäische Kommission, mit Russland treffen wollen, 

muss es ein Gipfel sein, ein spezielles Ereignis. Das 
heißt, wir haben keinen Mechanismus, um schwierige 
Fragen auf einer technischen Expertenebene zu klären. In 
der NATO haben wir das mit dem NATO-Russland-Rat, der 
extrem schwierige Sicherheitsfragen behandelt. Mit der 
Europäischen Union können wir das nicht tun. Das ist 
eine Aufgabe für die nächste Kommission, wir müssen 
daran arbeiten, man muss mit Russland trotz aller 
Schwierigkeiten reden. 

Was wir noch nicht erwähnt haben, was aber ganz wichtig 
ist: Wir haben jetzt vor ein paar Tagen zehn Jahre ost
europäische Partnerschaft gefeiert, ein ganz wichtiges 
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Programm der Europäischen Union gegenüber den östli-
chen Nachbarn. In der Summe ist da ein gemischtes Bild 
entstanden. Mit der Ukraine und mit Georgien haben wir 
Assoziierungsabkommen abgeschlossen, Armenien hat 
das in letzter Sekunde nicht gemacht und Moldawien steht 
irgendwo dazwischen. Das heißt, das Resultat dieser Part-
nerschaft ergibt ein gemischtes Bild, was wiederrum heißt, 
dass wir uns als Europäische Union weiterhin bemühen 
sollten, diese Zusammenarbeit weiter zu pflegen.

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Gibt es noch Reaktionen auf diese Themen? Wenn nicht, 
dann bitte ich um eine schnelle letzte Runde, bevor wir in 
die Diskussion mit dem Publikum einsteigen. Wir haben 
bisher nicht über China und die USA gesprochen. Wie ist 
hier Ihre Einschätzung hinsichtlich einer gemeinsame 
Position in der EU, um mit China oder den USA zu verhan-
deln? Oder geht es so weiter, dass die größten, die 
reichsten, die mächtigsten Länder das alleine machen? 

 ➔ Dr. Hans-Gert Pöttering: 
Wir müssen es gemeinsam machen, und zwar alle 27 EU-
Länder. Da wo es in der Außen-, Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik geht, da würde ich empfehlen, auch die 
Briten weiter dabei zu haben. China und die Vereinigten 
Staaten möchte ich nicht auf die gleiche Stufe stellen, 
denn bei aller Kritik am gegenwärtigen amerikanischen 
Präsidenten, sind die USA eine Demokratie, sind sie Teil 
des Westens, und ich wünsche mir von den USA, dass sie 
daher weiterhin eine positive Rolle spielen. Jedoch wird 
es in den Handelsfragen sicher den Versuch der amerika-
nischen Administration geben, uns auseinander zu brin-
gen. Das dürfen wir nicht zulassen, sonst sind wir am 

Ende. Da müssen wir geschlossen bleiben. Das gilt auch 
in anderer Weise für China. Hier ist meine Bitte an die 
mitteleuropäischen Länder, dass sie alles das, was sie 
hinsichtlich der neuen Seidenstraße mit China bereden, 
auch im Rahmen der Europäischen Union abstimmen, 
damit wir in unserem Verhältnis zu China nicht auseinan-
derfallen. Auch da brauchen wir die Einheitlichkeit und 
die Einheit der Europäischen Union. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Aber es kommt immer die Kritik, dass Deutschland bila-
teral mit China verhandelt, ebenso wie Frankreich. War-
um also können oder dürfen die Mitteleuropäer das nicht 
auch tun? Vielleicht kann Herr Reiter dazu etwas sagen. 

 ➔ Janusz Reiter: 
Das Problem ist ein anderes. Es ist nicht so, dass Deutsch-
land oder Frankreich mit China bilaterale Handelsabkom-
men schließen – sie machen Geschäfte mit China. Und 
unsere Länder haben die beiden Großen eben ein biss-
chen um diese Geschäfte beneidet. Dann sind sie auf die 
Idee gekommen: Wenn wir uns zusammenschließen, 
dann sind wir groß genug, um von den Chinesen wahrge-
nommen zu werden, und dann machen wir auch Geschäf-
te mit China. 

Aber gut, ich bin mit Herrn Pöttering völlig einverstanden, 
dass wir die Kompetenz der Europäischen Union in der 
Handelspolitik nicht aufs Spiel setzten dürfen. Denn das 
ist der Kern der Europäischen Union. Wenn das weg-
schmilzt, dann bleibt nicht viel übrig. Das erfordert von 
allen Beteiligten viel Selbstdisziplin. Ich gebe zu, es gibt in 
den Ländern Ostmitteleuropas die Versuchung, sich bila-
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teral auch ein paar Vorteile zu verschaffen. Aber es gibt 
eben auch ungünstige, wiewohl sicher gutgemeinte Äuße-
rungen wie: Deutschland braucht die Europäische Union 
als Schutz gegen Trump. Das ist der Wortlaut eines deut-
schen Politikers. Das sollte man nicht sagen, so darf man 
nicht reden. Da sagen nämlich andere: Nein, warum sollen 
wir den Deutschen dabei helfen, sich gegen Trump zu 
schützen. Das ist nicht unsere Sache. Nein, wir müssen un-
sere gemeinsamen Interessen gegen ein Land verteidigen, 
das ein völlig anderes Konzept (Bilateralismus statt Multi-
lateralismus) von der Weltpolitik hat. Das liegt nicht in un-
serem Interesse, nicht in deutschem Interesse, nicht im 
polnischen, nicht im slowakischen und so weiter. 

Im chinesischen Fall haben wir es wahrscheinlich mit ei-
nem Land zu tun, das versucht, aus der zentralistischen 
Struktur des eigenen Staates, in dem Staat und Wirt-
schaft eng verflochten sind, einen strukturellen Vorteil 
geltend zu machen gegenüber Ländern, in denen diese 
Beziehungen sehr viel komplexer sind. Gegenüber China 
müssen wir uns hart behaupten. Gegenüber Amerika 
müssen wir versuchen, zu verhandeln, in der Hoffnung, 
dass die Amerikaner am Ende erkennen: Es geht auch um 
ihre Interessen. Denn auch ihre Interessen werden bes-
ser aufgehoben sein, wenn sie mit uns zu einer einver-
nehmlichen Lösung kommen. Ansonsten bin ich völlig 
einverstanden. Handelspolitik ist der Kern der Europäi-
schen Union, das darf man nicht aufs Spiel setzen. 

 ➔ Michael Kretschmer: 
Diese Bestrebungen, da eigene Wege zu gehen, halte 
ich für falsch. Ich sehe das ganz genauso. Wir werden 
gegenüber Amerika, gegenüber China, gegenüber Russ-

land nicht als einzelne Mitgliedsstaaten erfolgreich 
sein, sondern eben nur als Europäische Union. Das ist 
die Einheit, die groß genug ist, um da Positionen zu de-
finieren und Positionen durchzusetzen. Nehmen wir 
beispielsweise Griechenland, das sich gegenwärtig 
sehr von China abhängig macht. Da ist doch immer die 
Frage: Welche Möglichkeiten hatten sie in der Vergan-
genheit? Wollten sie diese nicht nutzen oder waren die-
se schlichtweg nicht da? Vielleicht ist das auch ein 
Stück weit ein Zeugnis, das der Europapolitik und der 
Politik der Kommission ausgestellt worden ist. Wir ha-
ben im Bereich der Mikroelektronik gesehen, wie lange 
es gedauert hat, um ein Verständnis zu entwickeln, dass 
Mikroelektronik ein wichtiger Punkt für die gesamte Eu-
ropäische Union ist, um sich von anderen Ländern un-
abhängig zu machen. Und wenn einige jetzt an vielen 
Stellen sehen, dass sich keine europäischen Lösungen 
finden, keine Partner, kein Verständnis für zum Teil 
wirklich berechtige Anliegen vorhanden ist, dann ist es 
eben nur eine Frage der Zeit, bis man sich andere Part-
ner sucht. Das wirkt in beide Richtungen, das darf man 
nicht außer Acht lassen. Nehmen Sie die Länder auf 
dem Balkan, nehmen Sie Rumänien oder Bulgarien, 
dort braucht es einen anderen Ansatz für die Zukunft. 
Da muss massiv Infrastruktur ausgebaut werden, mas-
siv Forschung aufgebaut werden, was diese Länder al-
lein gar nicht tun können. Nur dann können sie davon 
profitieren und entleeren sich nicht demografisch in 
Richtung Kerneuropa. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Vielen Dank. Jetzt ist die Zeit für Fragen aus dem Publi-
kum, bitte.
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 ➔  Publikumsbeitrag (Joachim Bleicker): 
Vielen Dank, ich heiße Joachim Bleicker und bin deutscher 
Botschafter in der Slowakischen Republik. Als wahrschein-
lich einziger offizieller Vertreter der deutschen Außenpoli-
tik möchte ich etwas zu dem Thema sagen, besonders was 
die Rolle Deutschlands angeht. Ich glaube, es ist ein biss-
chen zu pointiert, dass die deutsche Rolle einer Verweige-
rung entspräche und nicht aktiv genug wäre. Wenn man 
sich anschaut, was Deutschland alles in den letzten Jahren 
gemacht hat, wo es sich beteiligt hat, wo es aktiv gewor-
den ist, dann ist das nicht haltbar. Angefangen beim 
Minsker Abkommen, was einigen auch schon nicht gefal-
len hat, wo aber die deutsche Bundeskanzlerin zusammen 
mit dem französischen Präsidenten die Initiative ergriffen 
hat. Zwar ist der Prozess im Moment ein bisschen in 

Schwierigkeiten, aber er ist noch lange nicht beendet und 
wir haben immer noch die Hoffnung, dass es für die Ukrai-
ne am Ende etwas bringt. Aber auch in Fragen der Abrüs-
tung oder in Fragen von Klima und Umwelt veranstalten wir 
laufend Konferenzen, laden ausländische Partner ein. In 
der Industriepolitik besprechen wir gemeinsam mit den 
Partnern das weitere Vorgehen. Wir sind bei „Enhanced 
Forward Presence“ Führungsnation in Litauen. Wir haben 
Missionen weltweit, in Afrika, in Afghanistan, weshalb ich 
glaube, dass es ein bisschen zu einfach ist, zu sagen, 
Deutschland verweigert sich oder macht nicht richtig mit. 

Wo ich meinem Kollegen Peter Lizák zustimmen muss, ist 
bei den Reden, die vor einigen Jahren gehalten wurden. 
Hier haben der Bundespräsident und die Bundeskanzle-
rin wirklich appelliert, auch an die deutsche Öffentlich-
keit, mehr Aufmerksamkeit auf außenpolitische Themen 
zu richten, sich mehr zu kümmern, sich mehr zu engagie-
ren. Wenn man sich jedoch die Umfragen anschaut, wie 
die Meinung in der deutschen Bevölkerung ist, so hat sich 
da wenig getan. Das ist in der Tat etwas frustrierend. Aber 
ich glaube, zumindest die Praxis der deutschen Außen
politik ist sehr aktiv und auf Zusammenarbeit mit allen 
Ministerien ausgelegt, also einschließlich Verteidigung, 
einschließlich Entwicklungszusammenarbeit. Ob man 
das als risikoscheu qualifizieren kann, wie das Janusz 
Reiter am Anfang getan hat, da bin ich mir nicht ganz 
sicher. Nehmen Sie etwa den Atomausstieg oder die Ent-
scheidung, die Grenze für Flüchtlinge 2015/2016 nicht zu 
schließen, also das waren nicht unbedingt Entschei
dungen, die lange in alle Richtungen hin ausbalanciert 
wurden. Da hat man aus Verantwortungsethik und Verant-
wortungsbewusstsein heraus gehandelt.
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Wo ich in jedem Fall zustimme, weil ich glaube, dass das 
tatsächlich die beste Beschreibung für die deutsche Au-
ßenpolitik bietet, ist unsere Aufgabe, in Europa den Zu-
sammenhalt zu stärken. Das ist genau das Ziel, das 
Deutschland verfolgen muss, um sich zwischen Skylla 
und Charybdis richtig zu bewegen. Wir dürfen nicht als 
jemand gesehen werden, der dem anderen Diktate vor-
legt, wir dürfen aber auch nicht einfach führungslos die 
Dinge treiben lassen. Stattdessen wollen wir aktiv sein, 

wir wollen unseren Beitrag leisten, aber immer mit allen 
anderen zusammen und in der Tat vielleicht manchmal 
auch auf Kosten der theoretisch optimalen Regelung. Wir 
sollten lieber eine Regelung, eine Entscheidung im euro-
päischen Rahmen finden und zusammen handeln. Das ist 
unser Wunsch und das ist auch die Zielvorgabe, die wir 
vielleicht nicht immer erreichen, aber die wir erreichen 
sollten. Da bin ich ganz bei Janusz Reiter. 

 ➔ Publikumsbeitrag (Dr. Erhard Busek): 
Herzlichen Dank für die Erwähnungen des Balkans, 
woran ich anknüpfen möchte. Im Großraum von Bel-
grad gibt es drei neue Brücken über die Donau und 
die Save. Brücke Nummer eins wurde von der Europä-
ischen Union bezahlt und die Serben haben ein biss-
chen an ihr mitgearbeitet. Brücke Nummer zwei wurde 
von den Russen mit Materialien aus Russland und ei-
nigen Ressourcen aus Serbien gebaut. Brücke Num-
mer drei stammt von den Chinesen, die sogar die 
Zahnstocher für ihre Arbeiter aus China eingeflogen 
haben. Das ist sehr bildhaft die Widerspiegelung der 
gegenwärtigen Situation auf dem Balkan. 

Wir versäumen die globale Herausforderung. Wir Eu-
ropäer sind gegenwärtig noch sieben Prozent der 
Weltbevölkerung, mit der Perspektive, in den nächs-
ten 20 Jahren auf vier Prozent zu schrumpfen. Wir ha-
ben gegenwärtig noch 23 Prozent der weltwirtschaft-
lichen Leistungskraft, mit der Perspektive, auch hier 
zu schrumpfen, weil anderswo aufgeholt wird. Wir 
Europäer konsumieren etwa 50 Prozent der Wohlta-
ten und des Wohlstandes dieser Welt, was natürlich 
dazu führt, dass wir Europäer attraktiver werden, 
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aber auf der falschen Seite. Nämlich, dass man zu uns 
kommen will, um es uns wegzunehmen. Was will ich mit 
der etwas dramatischen Darstellung sagen? Ich glaube, 
dass wir dringend ein Umdenken in eine globale Rich-
tung brauchen. Die globalen Probleme klopfen an unse-
re Türen. Aber sind wir Europäer dafür gerüstet? Disku-
tieren wir sie überhaupt? Oder verlieren wir uns im 
Klein-Klein, weil es so schön ist und weil wir natürlich 
aus der Geschichte gelernt haben? Gegenwärtig kom-
men alle möglichen Dinge aus der historischen Motten-
kiste ans Licht. Plötzlich spielt wieder eine Rolle, was mit 
Sicherheit ein Fehler ist. Erinnerungen an alte Imperien 
tauchen auf. Da ist es angezeigt, die Dinge etwas weiter 
zu sehen, wobei wir Europäer durchaus noch gute Chan-
cen haben. Man müsste an die Spanier und Portugiesen 
erinnern, die irgendwann einmal in Lateinamerika eine 
Bedeutung gehabt haben. Aber außer der Sprache ist 
da nicht viel geblieben. Das wäre europäisch durchaus 
von Interesse.

Wir brauchen dringend einen weiteren Blick auf die glo-
balen Wirklichkeiten. Der Balkan ist so eine Wirklichkeit 
und zugleich ein Testbereich. Die Türken tauchen auf, in 
Erinnerung an das Osmanische Reich, die Chinesen tau-
chen auf, wohl als Reich der Mitte, von den Russen ganz 
zu schweigen. Und da glaube ich, braucht es eine geän-
derte Strategie. Da könnte die mitteleuropäische Erfah-
rung doch einiges bieten – im Austausch, im Wachstum. 
Zudem müssen wir uns selbst entschließen, unsere Pers-
pektiven zu weiten. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Herr Sobotka bitte. 

 ➔ Publikumsbeitrag (Wolfgang Sobotka): 
Wir sollten uns bewusst sein: Europa ist auf dem Balkan 
der Hauptinvestor, während derzeit andere die Nutznie-
ßer sind. Und wenn wir nach der Europawahl nicht die 
Verhandlungen mit Nordmazedonien eröffnen, werden 
wir dort unseren Kredit verspielt haben, und zwar nach-
haltig. Es ist doch perfide, wenn die Pelješac-Brücke in 
Kroatien zwar mit europäischem Geld bezahlt, aber von 
einem chinesischen Staatsunternehmen gebaut wird. Wir 
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haben doch dort, da bin ich ganz bei Botschafter Reiter, 
strategische und machtpolitische Interessen. Es müsste 
ein Zeichen sein, mit Montenegro zügig weiter zu verfah-
ren. Die sind mindestens so weit wie andere Staaten der 
Europäischen Union, wenn nicht gar weiter. Und was Al-
banien in den einzelnen Vetting-Prozessen unternimmt, 
das ist nicht nur auf dem Papier passiert, sondern tat-
sächlich geschehen – ebenso wie in Nordmazedonien. 
Wie wollen wir die Problematik in Bosnien anders lösen 
als unter einem europäischen Mandat? Alles andere ist 
undenkbar und es entstünde wieder Krieg. Vielleicht 
nicht sofort und nicht in dem bekannten Ausmaß, aber 
wenn wir das an unserer Südflanke verhindern wollen, 
dann ist die europäische Integration des Balkans alterna-
tivlos. 

Zur Ukraine habe ich eine etwas andere Einstellung. Das 
einzige, was dort hilft, ist das massive Befördern des 
Minsker Prozesses. Im Donbas kämpfen tagtäglich Millio-
nen ums Überleben. Sie sind die Leidtragenden. Hier 
muss auch die Ukraine ein Interesse haben, den Konflikt-
fall zu bereinigen. Hier kann man nur auf den neuen Prä-
sidenten setzten, der den Minsker Prozess voranbringen 
muss. Der Ukraine eine europäische Perspektive zu eröff-
nen hieße, das Sicherheitsinteresse Russlands wieder 
massiv herauszufordern. Und wir haben keinen Ge-
sprächskanal zu Russland. Wir wissen nicht, wie wir mit 
Russland umgehen können. Jeder Besuch eines europäi-
schen Staates wird gleich als Verlassen der europäischen 
Gemeinschaft gedeutet. Bei Nord Stream 2 kann ich den 
Ministerpräsidenten nur unterstützen. Das ist ganz ent-
scheidend in der europäischen Dimension. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Dankeschön!

 ➔ Publikumsbeitrag (Schüler): 
Vielen Dank, mein Name ist Johannes Eberwein und ich 
gehe in die elfte Klasse des Friedrich-Schiller-Gymnasiums 
Pirna. Wir sind hier mit unserem Kurs deutsch-tschechi-
sche Beziehungen zu Gast, in dem wir uns auch mit den 
Beziehungen zwischen unseren Nachbarländern beschäf-
tigen. Deshalb würde ich in meiner Frage gerne auf die 
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Leitfrage dieses Forums zurückkommen: Wie schätzen Sie 
den Stand des mitteleuropäischen Zusammenwachsens 
ein und wie könnte man Ihrer Meinung nach in den 
nächsten Jahren dieses Verhältnis noch verbessern? Könn-
te man das einheitliche Lebensgefühl stärken und ein ge-
meinsames mitteleuropäisches Empfinden schaffen?

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Vielen Dank.

 ➔ Publikumsbeitrag (Schülerin): 
Meine Damen und Herren, ich bin auch vom Friedrich-
Schiller-Gymnasium aus Pirna und mir liegt es sehr am 
Herzen, hier ein Thema anzusprechen, das noch gar nicht 
in dieser Form geäußert wurde. Laut einer aktuellen Um-
frage des Politbarometers vom 10. Mai 2019 steht der Kli-
mawandel mit 30 Prozent an Platz eins der meistdisku-
tierten Themen in ganz Deutschland. Damit ist 
Deutschland nicht allein in Europa. Wegen seiner Rele-
vanz sollte das Thema auch ein Hauptthema in der Euro-
päischen Union sein. Heute wurde es mit keiner Silbe er-
wähnt. Herr Kretschmer hat neben anderen Rednern die 
Rolle der Jugend angesprochen. Unsere Zukunft liegt der 
EU sehr am Herzen. Unsere Zukunft ist aber von der Zu-
kunft unseres Planeten abhängig. Ich habe heute öfter 
gehört, dass die EU Interesse an unserer Zukunft zeigt. 
Dafür müssen die Politiker uns aber auch zuhören. Die 
Fridays for Future-Bewegung spiegelt die Meinung vieler 
Jugendlicher wider. Sie existiert mittlerweile in ganz Eu-
ropa. Sie ist ein gelungener Versuch, Aufmerksamkeit zu 
erregen, und die Politiker darauf aufmerksam zu machen, 
was die Jugend in Europa denkt. Viele sind noch zu jung, 
um wählen zu gehen. Sie sind damit auf die Unterstüt-

zung der Politiker angewiesen, damit ihre Interessen 
durchgesetzt werden. Ein Schritt in die richtige Richtung 
sind die CO²-Richtlinien der EU, die leider nicht eingehal-
ten werden. Quo vadis, Mitteleuropa? Wohin gehst du, 
Mitteleuropa, wenn du nicht einmal in der Lage bist, dei-
ne eigenen Richtlinien einzuhalten. Vielen Dank. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Wir haben noch eine Frage und dann gehen wir in die 
letzte Runde.
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 ➔ Publikumsbeitrag (Prof. Dr. Beate Neuss): 
Bei aller Sympathie fürs Klima komme ich doch noch ein-
mal auf die Balkanfrage zurück. Ich sehe vollständig, dass 
aus geopolitischen Gründen heraus der Balkan zur Euro-
päischen Union gehören sollte. Es gehört auch in die eu-
ropäische Geschichte, in dem Sinne, dass die europäi-
sche Integration immer ein Moment der Stabilisierung 
von Demokratien, der Entwicklung von Marktwirtschaften, 
von Bürgerrechten und dergleichen war. Aber ich frage 
mich, beim Rückblick auf die letzten 70 Jahre europäische 

Integration und insbesondere auf die Erweiterungsrun-
den, ob man nicht grundsätzlich etwas ändern müsste. 
Wir haben bei jeder Erweiterungsrunde die Kriterien ver-
schärft und waren trotzdem selten mit dem Ergebnis zu-
frieden, vielleicht Österreich und die anderen westeuro-
päischen Staaten ausgenommen. Wir haben uns gefragt, 
ob wir Bulgarien und Rumänien noch ein Jahr länger drau-
ßen lassen sollten, die Möglichkeit hätte es gegeben. Wir 
kamen aber zu der Einsicht, dass bis dahin wenig gesche-
hen würde, besonders in den kritisierten Gebieten wie 
Rechtsstaatlichkeit oder Korruption, und dass wir sie bes-
ser reinnehmen, weil wir dann mehr Einfluss haben. Den 
hatten wir dann aber doch nicht, wenn man sich die Situ-
ation in diesen Ländern ansieht.

Die Frage ist für mich: Können wir die Balkanstaaten tat-
sächlich nach dem gleichen Motto aufnehmen, wahr-
scheinlich wieder mit der Illusion, dass wir sie reinlassen 
und dann den Rest der Entwicklung irgendwie geregelt 
bekommen, wenn sie nur einmal drin sind? Sind wir so 
hart, mit all den Interessen, die es in den europäischen 
Staaten gibt, diese Staaten zusätzlich aufzunehmen? Be-
kommen wir das hin? Zumal wenn gleichzeitig gesagt 
wird, ein Europa der zwei Geschwindigkeiten soll es nicht 
geben. Gibt es da eine Idee, haben wir da eine Strategie? 
Wie können wir sie aufnehmen, damit am Ende diese äu-
ßerst belastete Europäische Union mit all ihren divergen-
ten Interessen nicht auseinanderfällt?

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Vielen Dank. Wir hatten vier oder fünf Fragen zum Bal-
kan, eine Frage zum Klimawandel und etwas zur deut-
schen Außenpolitik. Wer möchte anfangen? 
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 ➔ Dr. Peter Lizák: 
Vielleicht fange ich mit der letzten Frage zur Strategie an: 
Mein Punkt ist, dass wir viel massiver mit diesen Ländern 
arbeiten. Ich weiß nicht, ob Sie den Prozess kennen: Da 
gibt es Gespräche, und dann kommt man periodisch in 
Brüssel zusammen, macht eine Revision, was man er-
reicht hat, dann gehen die Delegationen wieder ausein-
ander. Anschließend werden in den Ländern, in den  
Balkanländern, die Reformen umgesetzt. Meine Strategie 
wäre, und das betrifft sicher ein Land wie Montenegro, 
dort seitens der Europäischen Union massiv präsent zu 
sein, in die Ministerien Experten hineinzubringen und 
täglich zu schauen, wie sich die Entwicklung bewegt. Nur 
so kann man wirklich Einfluss nehmen. Wir müssen bei 
den Reformen viel massiver dabei sein. 

Die zweite Frage war zum Klima, eine sehr richtige Frage, 
ich danke der jungen Dame, dass sie das eröffnet hat. 
Denn es ist eine entscheidende Frage für uns alle, egal ob 
wir 16 oder 50 Jahre alt sind. Wir werden uns in allen mit-
teleuropäischen Ländern bemühen, im Bereich Klima in 
eine Richtung zu gehen, in der sich die Bedingungen ver-
bessern. Mein Appell an Sie ist: Machen Sie weiter Druck, 
das tut der Politik gut. Die Politik muss hören, was die jun-
gen Leute denken, auch wenn Sie noch nicht an den Wah-
len teilnehmen können. Das Klima ist eine Schlüssel
frage, mehr kann man dazu nicht sagen. Im kommenden 
Budget in Europa wird z. B. der Klimafrage eine viel größe-
re Summe gewidmet, als das bisher der Fall war. 

Und zum Schluss noch die Frage über die grenzüber
schreitende Zusammenarbeit von dem jungen Mann. Ich 
habe immer wieder das Gefühl, wenn ich aus der Slowakei 

komme, dass wir alle zusammen auf einem sehr hohen 
Niveau jammern. Wir haben wirklich Bedingungen, wie 
wir sie noch nie in der Geschichte hatten. Ich will die Pro-
bleme nicht kleinreden, aber bauen wir auf dem auf, was 
wir haben. Dass Sie ein Gymnasium haben, auf dem Sie 
zweisprachig lernen können, das war vor ein paar Jahren 
sicher nicht der Fall. Wir haben viele grenzüberschrei
tende Projekte, das heißt, ich bin da zuversichtlich, dass 
es weiter in eine positive Richtung geht. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Dankeschön, ich gebe das Wort an Herrn Reiter. 

 ➔ Janusz Reiter: 
Ich habe den Vorwurf erwartet, dass ich die Rolle der 
deutschen Außenpolitik unterschätze und dass ich unfair 
sei in der Beurteilung der Rolle der deutschen Außenpo-
litik. Ich mache das nämlich so: Ich lobe Deutschland in 
Polen und ich kritisiere Deutschland in Deutschland. 
Manche machen das umgekehrt. Das ist meine Art, ganz 
einfach. Aber nun im Ernst: Selbstverständlich stimmt 
das alles, was Deutschland geleistet hat und was 
Deutschland leistet. Das Problem ist, ob das dem Tempo 
der Veränderungen in der Welt entspricht. Dass sich 
Deutschland in Europa und außerhalb von Europa enga-
giert, ist bekannt. Die Frage ist aber eben, ob das Tempo 
stimmt und ob das Instrumentarium auch dem der neuen 
Weltsituation entspricht. Und da habe ich leichte Zwei-
fel, wie ich angedeutet habe. 

Die Frage des Balkans ist grundsätzlicher. Zunächst 
glaube ich können wir uns freuen, dass so viele Men-
schen in die EU reinwollen, teilhaben wollen an unserem 
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Erfolgsmodell. Wenn man aber in der Welt fragt, wem die 
Europäische Union imponiert, wen sie beeindruckt, dann 
sind das viel weniger. Was also müssen wir tun, um uns 
ein bisschen mehr Respekt zu verschaffen? Und Respekt 
bedeutet manchmal eben Härte. Wenn man mit Ländern 
über Partnerschaft oder über Mitgliedschaft spricht, die 
einen anderen kulturellen Hintergrund haben, dann 
muss man das berücksichtigen. Es wäre nicht gut für die 
EU, aber auch nicht für die Balkanländer, wenn die Euro-
päische Union dort als eine Gruppe von Naivlingen gese-

hen würde. Das führt am Ende nur zu Frustration und Ent-
täuschung. Eine gewisse Härte und gleichzeitig viel 
Fairness im gemeinsamen Geschäft, das ist ein Gebot der 
Stunde, das gehört eben zu dem neuen Realismus, den 
wir in der Europäischen Union haben. An Idealismus ha-
ben wir gute Vorräte. Realismus müssen wir erst lernen. 
Das ist eine Aufgabe für alle EU-Länder, auch für Mittel-
europa, wobei ich sagen würde, die Mitteleuropäer 
haben da vielleicht eine etwas günstigere Ausgangsposi-
tion, ausnahmsweise.

98 



Podiumsdiskussion

 ➔ Michael Kretschmer:
Ich möchte auf zwei Punkte eingehen, zunächst auf das 
Thema Klima. Auch ich habe mich über diese starke Wort-
meldung gefreut, die uns auch vorführt, dass wir uns hier 
in einem politischen Mikrokosmos bewegen. Denn gera-
de beim Thema Klimaschutz ist in den letzten Monaten 
unglaublich viel passiert, man denke an den beschlosse-
nen Kohleausstieg und die ganzen Prozesse, die damit 
zusammenhängen. Deswegen lautet mein konkreter Vor-
schlag, der eine Einladung ist: Am 22. Juni findet eine 
Klimaschutzkonferenz statt, die wir hier in Sachsen für 
sächsische Schülerinnen und Schüler veranstalten. Da 
kommen die Wissenschaftler, die normalerweise die 
Bundesregierung beraten, und sprechen mit den Schü-
lern. Danach machen wir uns nochmal klar: Wo stehen 
wir? Was ist jetzt auf dem Weg? Wie dramatisch ist die 
Entwicklung? Was müssten wir noch tun? Und: Was wol-
len und was können wir konkret in Sachsen noch tun? 
Nachdem ich gestern bei Jugend forscht war, würde ich 
auch gern die Diskussion darüber führen, was wir alle, 
auch wir Älteren, in unserem unmittelbaren Umfeld tun 
können. Wo lohnt es sich zu investieren? Welche Studi-
engänge, welche Ausbildungsberufe können wir lernen, 
um am Ende bei diesem wichtigen Thema einen eigenen 
Beitrag zu leisten? Das erhoffe ich mir von dieser Veran-
staltung. Ich würde mich freuen, wenn möglichst viele 
von Ihnen dabei sind. 

Zweitens: Wie sehr sind wir in Mitteleuropa zusammen-
gewachsen? Ich komme aus Görlitz, einer Stadt, die auf 
der einen Seite in Polen und auf der anderen Seite in 
Deutschland liegt. Das Miteinander ist hier viel normaler 
und selbstverständlicher geworden. Wenn ich mir jedoch 

überlege, wen ich aus Zgorzelec kenne, mit wem ich re-
gelmäßig zu tun habe, dann sind das sehr wenige Leute. 
Daraus schließe ich immer: Wir dürfen nicht aufhören, 
weiter in die gemeinsame Kommunikation, in das ge-
meinsame Überlegen, in gemeinsame Projekte, in Begeg-
nungen zu investieren. Das ist keine Selbstverständlich-
keit. Selbst wenn wir jetzt schon viele Jahre des 
Erasmus-Programms hinter uns haben, also Generatio-
nen sehen, die so aufgewachsen sind, dann ist es trotz-
dem eine Minderheit. Möglicherweise ändert sich das 
über Jahrzehnte gar nicht so sehr wie wir das denken, 
weil die Mehrzahl der Leute eben doch in der eigenen Re-
gion lebt. Die macht ihre Erfahrungen in Europa eher im 
Urlaub. Deswegen: Es wird immer dann gefährlich, wenn 
etwas als selbstverständlich gesehen wird. Das ist es 
nicht, sondern man muss stetig reininvestieren. Das 
sehe ich als Auftrag für uns in Sachsen. Und es wäre 
mein Wunsch für Europa, auch zukünftig Geld in die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu stecken, weil 
das dazu beiträgt, dass Menschen sich begegnen und 
gemeinsame Projekte auf den Weg bringen können.

 ➔ Dr. Hans-Gert Pöttering: 
Ich möchte nicht zu allen Fragen Stellung nehmen, 
wohl aber der jungen Dame etwas sagen. Als Präsident 
des Europäischen Parlaments hatte ich am 23. April 
2009 die Chance, zusammen mit dem tschechischen 
Ratsvertreter die erste Klimaschutzgesetzgebung zu 
unterschreiben – mit 20 Prozent CO²-Reduzierung und 
20 Prozent erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2020. 
Ich habe damals vorangetrieben, dass wir bis Ende 
2008 unter französischer Präsidentschaft, denn die 
Franzosen wollten das auch, zu einem Ergebnis 
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kommen. Beim Industrieausschuss habe ich mich da-
mit sehr unbeliebt gemacht. Es hat dann später das Pa-
riser Abkommen gegeben, die Europäische Union ist 
seither führend im Kampf gegen den Klimawandel. Die 
große Tragik ist, dass andere nicht so mitgehen, wie wir 
uns das wünschen, besonders unsere amerikanischen 
Partner nicht. Die Chinesen bewegen sich, aber sie 
bauen ein Kohlekraftwerk nach dem anderen. Entspre-
chend empfehle ich, dass wir weiterhin die Gemein-
schaft sind, die Europäische Union, die den Schutz un-
serer Umwelt, die Bewahrung der Schöpfung, zu einem 
Hauptanliegen macht. 

Wir sind nicht das Paradies auf Erden, das sage ich den 
jungen Menschen, die hier anwesend sind. Wir sind nicht 
das Paradies auf Erden. Aber wir sind der bessere Teil 
dieser Welt. Gerade für meine Generation gilt das unver-
brüchlich: Ich wurde im September 1945 geboren. Mein 
Vater ist im Februar 1945 im Krieg gefallen, ich habe ihn 
nie gesehen. Wenn er beerdigt ist, dann im früheren 
Pommern, heute in Polen. Für mich war es ein unglaubli-
ches, ein wundersames Erlebnis, als sich am 21. Dezem-
ber 2007 in Zittau die Grenze nach Polen, nach Tschechi-
en öffnete. Für Ihre Generation ist das selbstverständlich, 
aber es kann sich alles wieder ändern, wenn wir nicht 
engagiert sind. Und darum möchte ich Sie bitten: Seien 
Sie engagiert, wo auch immer. Vergessen Sie nie: Der 
Kern der Europäischen Union ist natürlich, unsere Inter-
essen zu verteidigen. Dem liegt aber zugrunde, dass wir 
eine Wertegemeinschaft sind, die sich auf die Würde des 
Menschen, die Freiheit, die Demokratie, das Recht und 
auf Solidität gründet. Das ist mein Wunsch für Ihre Gene-
ration, denn es ist Ihr Leben im 21. Jahrhundert. 

 ➔ Dr. Edit Inotai: 
Vielen Dank, Herr Pöttering. Das war ein wunderbares 
Schlusswort, mit dem die Paneldiskussion endet.
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redakteur er von 2006 an 
war. Im Jahr 2015 wechselte 
er als Außenpolitikredak-
teur und Korrespondent für 
die Tschechische Republik 
zur österreichischen Tages-
zeitung Der Standard. Seine 
journalistischen Arbeits-
schwerpunkte sind die 
Außenpolitik und die bila-
teralen Beziehungen 
Deutschlands, Österreichs, 
Tschechiens und der Euro-
päischen Union.

Wolfgang  
Sobotka

(*1956 in Waidhofen a.d. Ybbs)

studierte Geschichte und 
Musik in Wien. Zunächst 
arbeitet er als Lehrer, war 
Leiter einer Musikschule 
und politisch aktiv in der 
ÖVP. Nach seiner Tätigkeit 
als Gemeinderat in seiner 
Heimatstadt Waidhofen an 
der Ybbs wurde er dort 
1996 zum Bürgermeister 
gewählt. 1998 wurde er 
Landesrat in der niederös-
terreichische Landesregie-
rung und später (2009) 
Stellvertreter des Landes-
hauptmanns. Von 2016 bis 
2017 begleitete er das Amt 
des Bundesministers für 
Inneres der Bundesrepublik 
Österreich. Seit 2017 ist er 
Abgeordneter des österrei-
chischen Nationalrats. Er 
wurde 2017 sowie 2019 
zum Parlamentspräsiden-
ten gewählt.

Milan  
Štěch 

(*1953 in České Budějovice)

von 1972 bis 1990 war er in 
verschiedenen Positionen 
beim Autohersteller Škoda 
tätig. 1990 bis 1994 war er 
Vizepräsident der Gewerk-
schaften KOVO sowie 1994 
bis 2002 Vizepräsident des 
tschechisch-mährischen 
Gewerkschaftsbundes. 
2002 bis 2010 fungierte er 
als Präsident des tsche-
chisch-mährischen Gewerk-
schaftsbundes. Seit 1996 
ist er Mitglied des Senats 
des Parlaments der Tsche-
chischen Republik. 1996 
bis 2008 Vizevorsitzender 
des Ausschusses für Ge-
sundheit und Sozialpolitik, 
wurde er 2008 zum Vize-
präsidenten des Senats 
gewählt, ein Amt, das er 
seit 2018 wieder begleitet. 
Von 2010 bis 2018 war er 
Präsident des Senats.
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Das 2019 im Leipziger Universitätsver-
lag erschienene Buch „Mitteleuropa: 
Ansichten, Einsichten, Aussichten“ 
versammelt 23 herausragende Beiträ-
ge von Diplomaten und Politikern, In-
tellektuellen und Wissenschaftlern 
aus den Ländern Mitteleuropas, die 
Einblicke in mitteleuropäisches Den-
ken respektive Denken in oder über 
Mitteleuropa bieten. Die Texte ent-
springen allesamt den internationalen 
Konferenzen des Forums Mitteleuro-
pa, abgehalten in Tschechien, Polen, 
der Slowakei, Ungarn, Sachsen und 
Österreich. Einige stehen für eine spe-
zifische Zeit an einem spezifischen 
Ort, andere Beiträge sind von unverän-
derter Aktualität. Herausgekommen 
ist ein interessantes Lesebuch über 
Mitteleuropa, das so facettenreich ist 
wie das Herz unseres europäischen 
Kontinents.

Das Buch ist bei der Sächsischen 
Landeszentrale für politische Bildung 
erhältlich.

Neuerscheinung



In der konstituierenden Sitzung am 29. September 2011 haben

Dr. Matthias Rößler, Präsident des Sächsischen Landtags

Dr. Erhard Busek, Vizekanzler der Republik Österreich a. D.

Prof. Dr. Stefan Troebst, Professor für Kulturstudien Ostmitteleuropas  

an der Universität Leipzig

Prof. Dr. Beate Neuss, Professorin für Internationale Politik an der  

TU Chemnitz

Prof. Dr. Gábor Erdödy, Botschafter der Republik Ungarn a. D.

Jiří Gruša ✝, Schriftsteller und Diplomat, Tschechische Republik

Magdaléna Vášáryová, Abgeordnete des Slowakischen Nationalrates

Prof. Dr. Ludger Kühnhardt, Direktor des Zentrums für Europäische 

Integrationsforschung (ZEI) der Universität Bonn

Ryszard Król, Generalkonsul der Republik Polen a. D.

als Kuratoren des Forum Mitteleuropa beim Sächsischen Landtag  

die Dresdner Erklärung unterschrieben.

Die Kuratoren des Forum Mitteleuropa (Stand Dezember 2019) sind:

Dr. Matthias Rößler, Präsident des Sächsischen Landtags

Dr. Erhard Busek, Vizekanzler der Republik Österreich a. D.

Prof. Dr. Stefan Troebst, Professor für Kulturstudien Ostmitteleuropas  

an der Universität Leipzig

Prof. Dr. Beate Neuss, emeritierte Professorin für Internationale Politik  

an der TU Chemnitz

Prof. Dr. Gábor Erdödy, Botschafter der Republik Ungarn a. D.

Magdaléna Vášáryová, Botschafterin der Slowakischen Republik a. D.

Prof. Dr. Ludger Kühnhardt, Direktor des Zentrums für Europäische 

Integrationsforschung (ZEI) der Universität Bonn

Ulf Großmann, Präsident der Kulturstiftung des Freistaates Sachsen

Dr. Rafał Dutkiewicz, Stadtpräsident von Wrocław a. D. 

Dr. Jarmila Krejčíková, Generalkonsulin der Tschechischen Republik a. D.

Hans Penz, Präsident des Landtags von Niederösterreich a. D.





Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 | 01067 Dresden | Tel. 0351 493-50 | fme@slt.sachsen.de | www.landtag.sachsen.de


